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In Wien bestehen Kunst, Wirtschaft, Politik und Wissenschaft oft in stiller Übereinkunft nebeneinander. 
Was könnte da befruchtender sein, als ein Ort des Dialoges, offen für alle, die einander begegnen 
möchten – oder es lange schon wollten. Mit dem von Grund auf behutsam renovierten ehemaligen 
„Verkehrsbureau“ am Naschmarkt, dem Novomatic Forum, ist Wien nun um einen neuen Ort für den 
Dialog von Kultur und Wirtschaft reicher. 

Willkommen im Novomatic Forum.
Öffnungszeiten Café Bar Luigi’s: 
Montag - Freitag: 8.00 - 21.00 Uhr | Samstag, Sonntag: 10.00 - 21.00 Uhr
Friedrichstraße 7, 1010 Wien
www.novomaticforum.com

Treffen wir 
uns in der 
Mitte.

Brunch und Ausstellung 
am Sonntag
Genießen Sie die Adventsonntage bei 
einem stimmungsvollen Gospelbrunch 
oder besuchen Sie ab 7.12. die Ausstellung 
„ENGEL“ von Florian Weingärtner. 

Details finden Sie auf
www.novomaticforum.com
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Wir können mit Freude auf
das Erreichte zurück- und
mit Zuversicht in das Neue
Jahr  hineinschauen. 
In Dankbarkeit wünsche ich
allen, die auf Gemeinde -
ebene tätig sind, ein 
gesegnetes Weihnachtsfest,
viel Glück und Erfolg, vor al-
lem Kraft und Gesundheit
für das Neue Jahr.

Jetzt liegt es schwarz auf weiß
vor: Die Gemeinden sind in der
Wirtschaftlichkeit und Budgetdis-
ziplin die Musterschüler Öster-
reichs. Der von Wirtschaftsexper-
ten der Kommunalkredit in Zu-
sammenarbeit mit der Statistik
Austria erstellte Finanzbericht
für das Jahr 2011 bestätigt alle
bisherigen Aussagen. Die Ge-
meinden haben nicht nur einen
Maastricht-Überschuss von mehr
als 400 Millionen Euro, sondern
auch einen realen Überschuss
von über 200 Millionen Euro er-
zielt. Sie haben sogar Schulden
abgebaut, und zwei Drittel aller
österreichischen Gemeinden ha-
ben ausgeglichene Haushalte
oder sogar Überschüsse erwirt-
schaftet. Dieser Erfolg ist natür-
lich auch auf die gute Einnah-
mensituation, nämlich eine Stei-
gerung bei den Bundesertragsan-
teilen von über zehn Prozent
zurückzuführen, aber vor allem
auf die gute Wirtschaftsführung
in den Gemeinden, weshalb allen
Verantwortungsträgern Respekt
und Anerkennung gezollt wer-
den muss. Aber es ist halt medial
interessanter, auf negative Ereig-
nisse in den Gemeinden hinzu-
weisen als einmal einzugestehen,
dass diese österreichischen Ge-
meinden insgesamt vorbildlich
arbeiten, Reformen angehen, das
Sparpotenzial heben und rasch
auf wirtschaftliche Zwänge rea-
gieren. Keine andere Gebietskör-
perschaft hat nur annähernd eine
derartige Erfolgsbilanz aufzuwei-
sen. Und trotz der einzigartigen
Erfolge ist kein Grund zur Eu-
phorie oder zum Jubeln gegeben. 

Da gibt es nämlich einerseits die
Neider, die behaupten, die Ge-
meinden hätten ja die Investitio-
nen so stark zurückgefahren oder
Schulden eben ausgelagert. Ja,
es stimmt, dass die Gemeinden
gewisse Luxusprojekte nicht
mehr verwirklichen, Projekte ge-
meinsam angehen und Koopera-
tionsmodelle umsetzen. Aber ge-
nau das gehört ja zu einem wirt-
schaftlichen Denken, das immer
wieder gefordert wird. 

Dann gibt es die selbsternannten
Experten, die sich mit ihren Bera-
tungsprojekten eine goldene Na-
se verdienen wollen und ständig
nur behaupten, wie schlecht die
Gemeinden wirtschaften. Diese
Pseudo-Wissenschafter sehen
jetzt ihre Felle davon schwimmen
und versuchen sogar die Erfolge
schlecht zu reden.
Und schließlich kommen jetzt all
diejenigen wieder mit ihren
Wünschen und Forderungen, die
bisher auf Grund des Sparzwan-
ges kein Gehör gefunden haben.
Das fängt bei unseren Partnern
auf Bundes- und Landesseite an,
die ständig neue Lasten auf die
Gemeinden abwälzen wollen,
und endet bei diversen Gruppie-
rungen, die teure Einzelinteres-
sen verfolgen.
Dabei wissen wir alle ganz ge-
nau, dass bereits das laufende
Jahr bei weitem nicht mehr so
positiv läuft wie 2011. Für 2013
sind die Prognosen überhaupt
nicht einzuschätzen. Ein Ein-
bruch in der europäischen Wirt-
schaft oder eine internationale
Krise würde die Situation schlag-
artig verändern. Schon deshalb
ist Vorsicht und Verantwortungs-
bewusstsein gefragt. Gerade die
Kommunalpolitikerinnen und
Kommunalpolitiker müssen tag-
täglich beweisen, wie sie mit den
ständig wachsenden Herausfor-
derungen umgehen, wie sie die
Bedürfnisse der Menschen vor
Ort zufriedenstellend erfüllen
und wie sie mit dem anvertrau-
ten Steuergeld sparsam umge-
hen. 
Wir können mit Freude auf das
Erreichte zurück- und mit Zuver-
sicht in das Neue Jahr  hinein-
schauen, weil wir einen guten
Boden gelegt haben. In Dankbar-
keit wünsche ich allen, die auf
Gemeindeebene tätig sind, ein
gesegnetes Weihnachtsfest, viel
Glück und Erfolg, vor allem Kraft
und Gesundheit für das Neue
Jahr.

Freude, aber keine Euphorie
Die Gemeinden sind die Musterschüler in der Budgetdisziplin
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Liebe Leserin, lieber Leser!

„Ein wesentlicher Vorteil der
Dezentralisierung liegt in der
größeren Stabilität dezentraler
Systeme. Selbst bei Fehlern
(und Zusammenbrüchen) in
Teilsystemen ist die Gesamt-
struktur nicht gefährdet. Viel-
mehr sind Teilzusammenbrüche
sogar sinnvoll, um die evolu-
tionäre Dynamik zu erhalten.
Aus den ,Fehlern der anderen‘
lernt man, das eigene System
zu optimieren. Durch die gerin-
ge Entfernung zu den Nutzern
sind des Weiteren kostengünsti-
gere Gesamtlösungen möglich.“

Die vom führenden Manage-
mentguru Peter F. Drucker 
etablierte Theorie wurde gera-
de, wie der in dieser Ausgabe
des KOMMUNAL vorgestellte
Gemeindefinanzbericht be-
weist, eindrucksvoll durch
Österreichs Kommunen be-

Diese neuen Herausforderungen
sind jedoch zu hinterfragen. Ist
es wirklich sinnvoll, dass Ge-
meinden de facto gezwungen
wurden, ihre Investitionsausga-
ben auf ein Minimum zu redu-
zieren? Verfolgt der Staat da-
durch das richtige Ziel? Ich den-
ke, das übergeordnete Ziel sollte
sein, den Lebensstandard für
seine Bürger im globalen Wett-
bewerb zu wahren und auszu-
bauen. Doch für diesen Lebens-
standard sind vorwiegend durch
die ihnen zugewiesenen Aufga-
ben die Gemeinden des Landes
zuständig. Sollten sie dann nicht
mit den notwendigen Mitteln
ausgestattet werden? 
Was hätte wohl ein Peter
Drucker an der Spitze solch 
eines Systems getan?

stätigt. Nach der größten Krise
der Nachkriegszeit schreiben
Österreichs Gemeinden wieder
leichte Überschüsse und haben
teilweise sogar schon wieder da-
mit begonnen, Fremdkapital
zurückzuzahlen. Diese „dezen-
tralen Einheiten“ sind nah beim
Bürger, können unmittelbar
handeln und verschwenden ihre
Ressourcen nicht in übermäßi-
gen Verwaltungsapparaten.
Selbst wenn einige Gemeinden
noch einen Abgang verzeichnen,
ist das System als Ganzes längst
stabil und auf die neuen Heraus-
forderungen eingestellt. 
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Dialogforum Islam: Interdisziplinäre Broschüre

Handbuch Moscheebau für Ortschefs
Die Ergebnisse des „Dialog-
forum Islam“ wurden von
Integrationsstaatssekretär
Sebastian Kurz vorgestellt.
Neben einer Einführung des
islamisch-theologischen
Studiums für zukünftige
Imame sollen auch eine
Ombudsstelle für radikali-

sierte Jugendliche und ein
„Bürgermeister-Handbuch
für den Moscheebau“ ge-
schaffen werden. Die Bro-
schüre soll interdisziplinär
aufgebaut sein und auf
Streitfragen vorbereiten,
damit Probleme vor Ort ge-
löst werden können.

Entfall der Umsatzsteuer bei Gemeindekooperationen

Gemeindekooperationen nicht 
zusätzlich erschweren
Den Finanzausschuss nütz-
te SPÖ-Kommunalsprecher
Kurt Gaßner (Bild), um auf
das Problem, das die Neue-
rungen im Umsatzsteuer-
recht für Gemeindekoope-
rationen ergeben, hinzu-
weisen. „Auf Kooperationen
zwischen Gemeinden fallen
20 Prozent Umsatzsteuer
an. Damit entstehen enor-
me Kosten, gerade für jene,
die sparen wollen“, so Gaß-

ner, der hier einen dringen-
den Änderungsbedarf sieht.
Der SPÖ-Kommunalspre-
cher verlangt von der Fi-
nanzministerin eine Lö-
sung. „Kooperationen sollen
gleichgestellt werden mit
Dienstleistungen innerhalb
einer Gemeinde, damit Ge-
meindekooperationen ge-
fördert und nicht erschwert
werden“, so Gaßner, der für  
rasche Verhandlungen ist. 

Als eines Tages ein Prüfer
der Eichbehörde in der
weststeirischen Gemeinde
Maria Lankowitz auftauch-
te, stellte dieser fest, dass
die Frist zur Nacheichung
von Wasserzählern um eini-
ge Wochen überschritten
war, so ein Bericht in der
„Kleinen Zeitung“. Nun hat
man einen Zeitrahmen von
fünf Jahren für diese Nach -
eichung, aber: „Bis zum 
Ende des fünften Jahres
muss das erledigt sein. Nur
sind wir davon ausgegan-
gen, dass die Frist ab dem
Einbau läuft. Tatsächlich
hat aber in diesem Fall das
Datum der Eichung in der
Erzeugerfirma gegolten“,
erklärt Bürgermeister Josef
Riemer (kleines Bild oben),
so ein Bericht in Kommu-
nalnet. Knapp zwei Monate

seien zwischen den beiden
Daten gelegen. Kurz darauf
wurde Josef Riemer ein
blauer Brief von der Be-
zirkshauptmannschaft zu-
gestellt. Darin enthalten: 
eine Strafe von 250 Euro.
Riemer haftet damit privat
für dieses Missverständnis. 
Grundlage für diese Ent-
scheidung ist das Maß- und
Eichgesetz (MEG) BGBl.
152/1950 idF BGBl 28/
2012, ein aus fünf Teilen
bestehendes Bundesgesetz.
Demnach unterliegen eich-
pflichtige Messgeräte einer
Nacheichpflicht. Die Nach-
eichfrist beginnt mit dem
„der letzten Eichung folgen-
den Kalenderjahr“ (§ 16
MEG). Das bedeutet, auch
wenn ein Wasserzähler erst
neu eingebaut wurde, gilt
das Datum der letzten Ei-

chung – diese Eichung kann
eben auch noch in der Her-
stellerfirma geschehen sein. 
Eichbehörden sind das Bun-
desamt für Eich- und Ver-
messungswesen und die
ihm nachgeordneten Eich-
ämter (§ 32 MEG). Die Eich-
behörden sind auch für die
eichpolizeiliche Revision
der Messgeräte zuständig.
Der Eichbehörde kommt
auch im Verwaltungsstraf-
verfahren insofern eine
Sonderstellung zu, als sie

gegen Straferkenntnisse
oder die Verfügung der Ein-
stellung eines Strafverfah-
rens Berufung erheben
kann (§ 63 MEG). 
Es empfiehlt sich, die „in-
terne“ Überwachung der
Messgeräte in der Gemein-
de klar zu regeln, zumal für
den Fall, dass es im Rahmen
einer Revision zu einer An-
zeige kommt, sich diese an
den „verwaltungsstrafrech-
lich Verantwortlichen“ rich-
tet.

Persönliche Haftung: Frist für Nacheichung verpasst 

Europäische Union: Garantierter Jugend-Arbeitsplatz

Kommission will „Jugendgarantie“
Die Europäische Kommissi-
on will die EU-Staaten ver-
pflichten, dass sie allen
Menschen unter 25 Jahren
einen Job garantieren. Laut
Sozialkommissar László An-
dor sollen alle Regierungen
eine solche „Jugendgaran-
tie“ abgeben und damit ver-
sichern, dass alle Jugendli-

chen vier Monate nach dem
Ende ihrer Ausbildung eine
Arbeitsstelle oder einen
neuen Ausbildungsplatz 
bekommen. Dies soll durch 
eine Koordination mit den
Sozialpartnern und den 
Arbeitsämtern sowie staat -
liche Unterstützung umge-
setzt werden.
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Ortschef haftet privat für
Versäumnis der Gemeinde
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Ich mach mir keine Sorgen im Alter.
Ich geh zu SeneCura.

www.senecura.at

Arbeitslosigkeit

Plus neun Prozent
im November

Die Finanzierung der Da-
seinsvorsorge leidet unter
der Verstädterung. Der 
Finanzausgleich zwischen
Bund und Ländern stellt ein
wichtiges Instrument dar,
um gegensteuern zu kön-
nen. Die Schweiz, aber
auch Südtirol haben auf
diese Entwicklung bereits
mit konkreten Maßnahmen
reagiert. Bundesratspräsi-
dent Georg Keuschnigg lud
am 28. November eine
Gruppe von Politikern und
Experten aus dem In- und
Ausland zu einem Hearing

ein, um das Thema „Peri-
phere Regionen im Finanz-
ausgleich – Beispiele
Schweiz und Südtirol“ zu
diskutieren. Ziel sei es, so
Keuschnigg, Beispiele ken-
nenzulernen, wie andere
Regionen mit dieser Proble-
matik umgehen. Der Fi-
nanzausgleich muss „Demo-
grafie-fit“ gemacht werden,
forderte der Bundesratsprä-
sident. Die Regelung der Fi-
nanzströme in der Schweiz
ergebe sich aus der neuen
Aufgabenteilung. Die hori-
zontale Zusammenarbeit

der Kantone wird durch in-
terkantonale Kooperation
mit einem Lastenausgleich
gestärkt. Südtirol hat seit
2008 ein neues Modell für
die finanziellen Beziehun-
gen zwischen Land und Ge-
meinden. Einerseits gibt es
einen Ausgleich zwischen
Städten und Berggemein-
den, andererseits zwischen
finanzstärkeren und finanz-
schwächeren Gemeinden.
Die Mittelzuteilungen erfol-
gen nach laufenden Ausga-
ben einerseits und Investi-
tionen andererseits.

Der Direktor der schweizeri-
schen Arbeitsgemeinschaft
Berggebiete, Thomas Egger,
Bundesratspräsident Georg
Keuschnigg und der Präsident
des Südtiroler Gemeindenver-
bandes, Arno Kompatscher.

Stark hilft Schwach in Schweiz und Südtirol
Peripherer Finanzausgleich: Bundesratspräsident lädt zu Hearing ein
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Im November ist die Ar-
beitslosigkeit um neun Pro-
zent im Jahresvergleich ge-
stiegen. In diese Zahl sind
die Schulungsteilnehmer
bereits eingerechnet. Damit
liegt die Arbeitslosenquote
laut Eurostat bei 4,3 Pro-
zent. 344.521 Personen
sind auf Jobsuche.
Die Arbeitslosigkeit er-
streckt sich über alle Bran-
chen, besonders hart getrof-
fen ist die Zeitarbeitsbran-
che. Auch der Gesundheits-
sektor krankt. Betroffen
sind vor allem Langzeitar-
beitslose, Behinderte, Leih-
arbeiter und Ausländer.
Auffallend ist, dass insbe-
sondere Oberösterreich, mit
seinem starken Industrie-
sektor, Personal abbaut. 
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Ministerrat: Straßenverkehrsordnung ist durch

StVO wird „radfahrtauglicher“
Die Straßenverkehrsord-
nung (StVO) soll „radfahr-
tauglich“ gemacht werden. 
Der Ministerrat beschloss
Anfang Dezember neue
Radfahr-Regeln. Den 
Nationalrat soll das Paket
im Jänner passieren und
laut Fahrplan im März in
Kraft treten. 
Vorgesehen sind „Fahrrad-
straßen und Begegnungszo-
nen“. Damit werden erst-
mals ganze Straßenab-
schnitte für Radfahrer ge-
schaffen. Die Höchstge-
schwindigkeit wird im Re-
gelfall 20 km/h betragen.

Ob Fahrradstraßen geschaf-
fen werden oder nicht, ist
von den Straßenerhaltern
und damit von den Ent-
scheidungen der Gemein-
den und Städte abhängig.
Neben mehr Freiräumen
gibt es für Radfahrer aber
auch strengere Regeln, so
wird Handytelefonieren auf
dem Rad künftig mit 50
Euro bestraft. Abgelehnt
wurde die Einführung von
Radnummerntafeln und die
Senkung der Alkoholober-
grenze von derzeit 0,8 auf
0,5 Promille, wie sie für 
Autofahrer gelten.  

Energie: Verbrauch sinkt trotz Wirtschaftswachstum

Runter auf das Niveau von 2009
Laut Berechnungen der Sta-
tistik Austria sank der ener-
getische Verbrauch 2011
gegenüber 2010 um 3,9
Prozent. Damit sinkt der
Verbrauch auf das Niveau

von 2005. Beeinflusst wird
das Ergebnis durch höhere
Temperaturen, aber auch
durch die hohen Mineralöl-
preise und die Anhebung
der Mineralölsteuer per 
1. Jänner 2011. Die Nach-
frage nach Diesel und Ben-
zin ging um gut drei Pro-
zent zurück, der Anteil der
erneuerbaren Energieträger
ist gestiegen. Das reale
Wirtschaftswachstum von
2,7 Prozent gegenüber
2010 hat sich somit nicht
negativ auf den energeti-
schen Verbrauch ausge-
wirkt. 

In eigener Sache

Neue Nummern
für KOMMUNAL

Ausgabe 12/2012 & 1/2013

Dem aufmerksamen Leser
wird es nicht entgangen
sein: Auf der Titelseite
prangt erstmals zum Jah-
resende eine Doppelnum-
merierung. Mit dieser Aus-
gabe „12/2012 & 1/2013“
ändert KOMMUNAL das
Schema der Nummerie-
rung, nicht aber den Rhyth-
mus. Künftig erscheint also 
KOMMUNAL wie gewohnt
zu Ende eines Monats, die
Nummer bezieht sich aber
bereits auf den Folgemonat.
Die vorliegende Ausgabe ist
also zugleich die Ausgabe
Jänner  2013, die Ausgabe
Februar 2013 erscheint
dann Ende Jänner und so
weiter.
Dies kann für den Anfang
zu ein bisschen Verwirrung
beitragen, wir meinen aber,
dass es unter dem Strich für
den Leser, die Leserin eine
Verbesserung darstellt.
Wir freuen uns auf Ihr Feed-
back unter 
redaktion@kommunal.at

Die Redaktion

Nachdem in den vergange-
nen Wochen ein Daten-
schutzvergehen einer ober-
österreichischen Gemeinde
durch alle Medien geisterte
und geradezu zu einem
Skandal hochstilisiert wor-
den war, hat das Land Ober -
österreich rasch gehandelt
und umgehend ein Ehrungs-
gesetz erlassen. Stein des
Anstoßes war ein Verfahren
vor der Datenschutzkom-
mission, da eine Gemeinde
Datenabfragen in Registern
durchgeführt und damit da-
tenschutzwidrig Hochzeits-
jubilare zu einer Gratulati-
onsfeier eingeladen hat. 
Zwar hat der BKA-Verfas-
sungsdienst schon in der
Vergangenheit verfassungs-
rechtliche Bedenken gegen
derartige landesgesetzliche
Regelungen erhoben und
sieht diese Angelegenheit
besser auf bundesgesetzli-
cher Ebene aufgehoben.
Der Bund selbst hat sich
aber für nicht zuständig er-
klärt. Da aber die Daten-

schutzkommission ohnehin
schlicht eine gesetzliche
Grundlage für die Datenab-
frage verlangt, gleich ob
Bundes- oder Landesgesetz,
sollten all jene Länder, die
noch kein oder kein ausrei-
chendes Ehrungsgesetz ha-
ben, ein ebensolches im
Sinne der Rechtssicherheit
und der Wahrung kulturel-
ler Bräuche erlassen. 

Aber auch die Landes-Eh-
rungsgesetze haben ein
Sternchen mit Fußnote:
Denn von den Ehrungsge-
setzen nicht umfasst sind
all jene Datenabfragen, die
für Zwecke der Einladung
zu Seniorenabenden, zu
NeubürgerInnenfeiern, zu
Jugendabenden und vieles
mehr benötigt werden. Da-
tenschutz oder Tradition.

Oberösterreich: Land verabschiedet eigenes „Ehrungsgesetz“

Von den Ehrungsgesetzen nicht umfasst sind all jene Datenabfra-
gen, die für Zwecke der Einladung zu Seniorenabenden, zu Neu-
bürgerInnenfeiern, zu Jugendabenden und vieles mehr benötigt
werden.

Eine Frage
der Ehre 
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Gemeindefinanzbericht 2012: Weniger Schulden, weniger Abgangsgemeinden

Der Lohn harter Arbeit: 
Gemeinde-Haushalte 
konsolidiert
Die österreichischen Gemeinden können auf das Jahr 2011 mit Stolz 

zurückblicken. Der Schuldenstand ist reduziert, die Zahl der 

Abgangsgemeinden weiter gedrückt, die

Zinslage entwickelt sich anhaltend günstig und 

ein deutlicher Anstieg macht sich bei der freien Finanzspitze 

bemerkbar. Gemeindebund-Chef Helmut Mödlhammer 

stellte allerdings sofort klar, dass es deswegen 

noch keinen „Grund zu Jubeln“ gibt, der Rückgang 

der Investitionen trübt die Freude.

Ende November wurde in den
Räumen der Kommunalkredit
Austria der Gemeindefinanzbe-
richt 2012 präsentiert. Dabei
konnten Gemeindebund-Präsi-
dent Helmut Mödlhammer,
Kommunalkredit-Chef Alois
Steinbichler und Städtebund-
Generalsekretär Thomas Wenin-
ger durchaus positive Ergebnisse
vermelden. 

„Die österreichischen Gemein-
den haben im Rechnungsjahr
2011 hervorragend gewirtschaf-
tet“, so Gemeindebund-Chef
Helmut Mödlhammer. „Öster-
reichweit haben wir Überschüs-
se erzielt, die Zahl der Abgangs-
gemeinden ist drastisch gesun-
ken und zwar auf nur mehr 646
(von 1642 im Jahr 2009), die 
Finanzkraft gestiegen. Und erst-
mals seit den 80er-Jahren ist

Hans Braun

Die gute Wirtschafts- und Ertragsla-
ge der Gemeinden 2011 lässt die
freie Finanzspitze nach zwei mage-
ren Jahren wieder auf 539,8 Millio-
nen Euro anwachsen. Zum 
Vergleich: 2010 waren es lediglich
sieben (!) Millionen. 
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auch der Gesamtschuldenstand
gesunken. Das sind erfreuliche
Nachrichten und stellt den Ge-
meinden ein gutes Zeugnis aus.“ 
Insgesamt betragen die Gemein-
deschulden 2011 rund 11,641
Milliarden Euro oder 1745 Euro
pro Einwohner. Das bedeutet
aber auch, dass der Gesamt-
schuldenstand um 0,4 Prozent
gesunken ist. „Nur zum Ver-
gleich: Der Bund hat rund 200
Milliarden Euro Schulden, die
immer noch jedes Jahr steigen“,
so Mödlhammer. „Und den
Schulden der Gemeinden stehen
reale Werte gegenüber. Zwei
Drittel der Schulden stecken in
gebührenfinanzierten Einrich-
tungen, also Kanal oder Wasser-
bau,“ ergänzt Alois Steinbichler.
Laut einer Schätzung der Kom-
munalkredit stieg das Gesamt-
vermögen der Gemeinden 2011
um 2,8 Prozent auf 23,75 Milli-

Staaten sowie
auch durch die lange

Zeit ungelöste Haushalts-
situation in den Vereinigten

Staaten bedingte Verunsiche-
rung der Märkte. Das Wachstum
des Bruttoinlandsproduktes
(BIP) der EU-27 beträgt 2011
nur noch 1,5 Prozent. Aber wäh-
rend aktuelle Prognosen für die
EU-27-Staaten einen BIP-Rück-
gang von 0,3 Prozent für das
Jahr 2012 voraussagen, wird für
Österreich mit einem Wachstum
von 0,6 Prozent gerechnet.

Freie Finanzspitze über
den Erwartungen

Auch eine andere Entwicklung
gibt Grund zu Optimismus. Die
freie Finanzspitze, der Indikator
für die Wirtschaftskraft der Ge-
meinden, liegt deutlich über den
Prognosen, und zwar bei 540
Millionen – statt erwarteten 314
Millionen Euro. Für 2012 rech-
net der Gemeindefinanzbericht
mit einer weiteren Stabilisie-
rung der freien Finanzspitze auf
hohem Niveau. Der Wert be-
zeichnet ja, wie hoch die Bud-
getmittel sind, die Gemeinden
abseits der Pflichtausgaben zur
freien Verfügung haben. Die
freie Finanzspitze sollte 2012
bei rund 526 Millionen Euro lie-
gen, für 2013 wird aufgrund der
Prognose der Abgabenerträge
ein erneuter Anstieg auf 637
Millionen Euro erwartet.
Nicht zum Jubeln sei aber, so
Helmut Mödlhammer gleich ein-
gangs, dass die Investitionen
weiter zurückgegangen sind.
„Die Gemeinden haben hier –
wie auch schon im Jahr davor –
brutal die Investitionsbremse
angezogen. Für die Konsolidie-
rung der Budgets war dies auch
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„Noch lange bevor auf Bundes- und Landesebene das
Wort ,Schuldenbremse‘ überhaupt bekannt war, haben
die heimischen Gemeinden diesen Begriff schon gelebt.
Wir haben nicht nur kein Defizit, sondern Überschüsse.
Und unsere Schulden steigen nicht langsam, sondern
sinken real sogar“, so Helmut Mödlhammer bei der 
Präsentation. „Das ist sensationell.“

arden Euro (siehe Gemein-
definanzbericht Seite 13). 

Diese Entwicklung ist umso be-
merkenswerter, wenn man die
allgemeine Wirtschaftsentwick-
lung genauer betrachtet. Nach
einer leichten Erholung in den
Jahren 2010 und 2011 hat die
wirtschaftliche Entwicklung
2012 wieder an Schwung verlo-
ren. Ausschlaggebend ist – so
die Experten – in erster Linie ei-
ne durch die Verschuldungssi-
tuation einzelner europäischer

Für 2012 rechnet der Gemeindefinanzbericht
mit einer weiteren Stabilisierung der freien
Finanzspitze auf hohem Niveau.
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wicklung, so der Gemeindefi-
nanzbericht, im Rückgang der
Investitionen im Bereich Sied-
lungswasserwirtschaft (der
macht traditionell rund 30 Pro-
zent aller kommunalen Investi-
tionen aus). 
Trotzdem investieren die Ge-
meinden, jedoch zunehmend
über gemeindeeigene ausgeglie-
derte Einhei-
ten – und die
werden statis-
tisch dem Un-
ternehmenssek-
tor zugerech-
net.
Überhaupt er-
höhten sich die
Ausgaben abzüglich Tilgungen
der Gemeinden (ohne Wien)
2011um 298 Millionen auf
16,01 Milliarden Euro. Dieses
Ausgabenniveau der Gemeinden
liegt um 100 Millionen Euro un-
ter den Niveau der Gesamtaus-
gaben des Jahres 2009. Ein Zei-
chen, dass die Gemeinden auch
im Jahr 2011 die Ausgaben mit
Bedacht und restriktiv steuern.

Unsteuerbare Ausgaben
und niedriges Zinsniveau 

Allerdings – und das heben so-
wohl Mödlhammer als auch
Steinbichler und Weninger her-
vor – steigen in jenen Berei-
chen, in denen die Gemeinden
keine Ausgabenregulierungs-
kompetenz haben (soziale Wohl-

fahrt und Gesundheit), die Aus-
gaben weiter an, jedoch mit
niedrigeren Wachstumsraten.
„Der Gesamtgebarungsüber-
schuss verbessert sich von einem
115 Millionen Euro-Defizit im
Jahr 2010 auf einen Überschuss
von 226 Millionen Euro“, so
Alois Steinbichler. 
Dieser erstmalige Überschuss

seit 2002 ergibt sich vor allem
aus dem restriktiven Kostenma-
nagement bei den von den Kom-
munen steuerbaren Ausgaben. 
Der Großteil der Gemeinde-
schulden ist variabel verzinst. Es
bleiben daher die Zinsausgaben
der Gemeinden Dank der Nied-
rigzinspolitik der Europäischen
Zentralbank (EZB) auf niedri-
gem Niveau. Diese anhaltend
niederigen Zinsausgaben sind
eine weitere positive Nachricht.
Der Durchschnittszinssatz, den
die Gemeinden auf ihre Finanz-
schuld 2011 leisten, beträgt
2,12 Prozent (2010: 1,86 Pro-
zent. Auch für 2012 und 2013
werden die Zinsausgaben der
Gemeinden laut dem Gemeinde-
finanzbericht auf niedrigem 
Niveau verbleiben. 

notwendig“, so Mödlhammer.
Insgesamt sind die reinen Inves-
titionen um fast zehn Prozent
gesunken und betragen nun
rund 1,5 Milliarden Euro. 
Kritisch sieht Mödlhammer den
Wegfall des Vorsteuer-Abzugs für
Bauprojekte der kommunalen
Infrastruktur. Seit 1. September
2012 können Gemeindegesell-
schaften den Abzug der Vorsteu-
er bei solchen Projekten nicht
mehr geltend machen. „Das trifft
uns hart und bedeutet, dass viele
Projekte mit einem Schlag um
20 Prozent teurer werden“, so
Mödlhammer. „Insgesamt könn-
te das eine zusätzliche Belastung
bis zu rund 100 Millionen Euro
pro Jahr nach sich ziehen.“ 
Thomas Weninger, Generalsekre-
tär des Österreichischen Städte-
bundes, ergänzt: „Gerade in einer
Wirtschaftskrise ist der Ausfall
des bedeutendsten öffentlichen
Investors auch eine große Belas-
tung für die österreichische Kon-
junktur, da Aufträge für die in
Österreich so wichtigen Klein-
und Mittelbetriebe reduziert wer-
den müssen“, so Weninger. Er
nannte unter anderem die Strei-
chung der Vorsteuerbegünstigung

als einen wesentlichen Grund für
diesen Rückgang: „Die im Stabili-
tätsgesetz 2012 erfolgte Strei-
chung der Vorsteuerbegünstigung
für Bauinvestitionen durch Ge-
sellschaften der Gemeinden führt
etwa in vielen Kommunen zu ei-
ner Verteuerung der Schulbauten
um 20 Prozent. Hier müsse es
Ausnahmen für kommunale In-
vestitionen geben.“
Besonders spürbar ist diese Ent-
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„Die Gemeinden haben im Jahr 2011 auf das geänderte
wirtschaftliche Umfeld klar reagiert, wie die Haushalt-
zahlen zeigen. Sie konnten damit durch konsequentes
und verantwortungsbewusstes Handeln ihre finanzielle
Zukunftsbasis wesentlich festigen“, Mag. Alois Stein-
bichler, Vorstandsvorsitzender der Kommunalkredit.

Relative Veränderung der Ertragsanteile
ohne Wien in Prozent zum Vorjahr

Quelle: Kommunalkredit Austria, Bundesministerium für Finanzen 2012, Statistik Austria 2012.

* Prognosen

Entwicklung der Transfereinnahmen und -ausgaben
der Gemeinden ohne Wien in Millionen Euro

Quelle: Kommunalkredit Austria, Statistik Austria 2012.

In jenen Bereichen, in denen die Gemeinden
keine Ausgabenregulierungskompetenz haben
(soziale Wohlfahrt und Gesundheit), steigen
die Ausgaben weiter an ...
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Ein Blick in die Zukunft 

Basierend auf den Daten der Er-
hebungen wird nach dem Über-
schuss 2011 für 2012 und 2013
aufgrund der weiteren einnah-
meseitigen Erholung (im Früh-
jahr 2012 wurde ein Anstieg der
Ertragsanteile um 2,4 Prozent
im Jahr 2012 bzw. 4,9 Prozent
im Jahr 2013 prognostiziert)
und unter der Annahme einer
verantwortungsbewussten und

restriktiven Steuerung der Aus-
gabenseite, wie in den Jahren
2010/2011 (und dem stabilisie-
renden Effekt aus dem Pflege-
fonds) von der Kommunalkredit
erneut ein Überschuss prognos-
tiziert.
Und der durchschnittliche 3-Mo-
nats-Euribor ist 2012 gesunken,
was zugleich auch einen Rück-
gang der kommunalen Durch-
schnittsverzinsung und somit
der Zinsausgaben erwarten

lässt. Entsprechend der Progno-
se werden die Zinsausgaben im
Jahr 2012 im Vergleich zu 2011
um rund 43 Millionen Euro auf
204 Millionen zurückgehen. 
Für 2013 sind jedoch auch ge-
genläufige Trends zu berück-
sichtigen. So ist davon auszuge-
hen, dass in Folge der unter 
Basel III-Kriterien ansteigenden
Eigenkapital- und Liquiditäts-
kosten die Gemeinden zukünftig
höhere Refinanzierungskosten

3 Die Gesamteinnahmen
steigen im Jahr 2011 um
drei Prozent bzw. 494 Millio-
nen Euro auf 17,20 Milliar-
den Euro. Die um Schulden-
aufnahmen bereinigten Ge-
samteinnahmen liegen 2011
mit 16,24 Milliarden um 4,1
Prozent bzw. 644 Millionen
über dem Vorjahresniveau
von 15,59 Milliarden Euro.
3 Die Gesamtausgaben stei-
gen um zwei Prozent bzw.
340 Millionen Euro auf 17
Milliarden (2010: 16,66
Milliarden). Die um Schul-
dentilgungen bereinigten
Gesamtausgaben liegen mit
16,01 Milliarden um 1,9
Prozent bzw. 303 Millionen
Euro über den Vorjahres-
wert von 15,71 Milliarden.
3 Daraus ergibt sich für das
Jahr 2011 über alle Geba-
rungseinheiten der Gemein-
den ein Überschuss1 in Höhe
von 226 Millionen Euro
(2010: Defizit von 115 Mil-
lionen). Besonders bemer-
kenswert: Den Gemeinden
ist es zuletzt im Jahr 2002
gelungen, in diesem Bereich
ein positives Ergebnis zu er-
zielen.
3 Das Maastricht-Ergebnis
der Gemeinden ohne Wien
(laut VRV 1997) ist mit
420,7 Millionen Euro
(2010: –128,7 Millionen)
deutlich positiv; der zweit-
höchste Wert seit dem Jahr
2000. Das im Rahmen des
Stabilitätspakts 2011 verein-
barte Nulldefizit ist somit
erreicht.

3 Die freie Finanzspitze ist
2011 mit 539,8 Millionen
Euro ebenfalls wieder deut-
lich positiv (2010: sieben
Millionen Euro). Dieser
Wert ist ein signifikanter Be-
leg für das gute Ergebnis
der Gemeindefinanzen im
Jahr 2011; er liegt klar über
der durchschnittlichen frei-
en Finanzspitze des Zeit-
raums 2000 bis 2008 von
468 Millionen Euro. Das
sich stark verbesserte Ergeb-
nis ergibt sich aus dem um
569,1 Millionen gestiegenen
Saldo der laufenden Geba-
rung und wäre ohne einen
Anstieg von +3,8 Prozent
bzw. 36 Millionen Euro im
Bereich der Schuldenrück-
zahlungen noch stärker aus-
gefallen.
3 Die positiven Haushaltser-
gebnisse 2011 resultierten
auch aus einer vorsichtigen
Ausgabenpolitik sowie Ein-
sparungsmaßnahmen, wie
etwa einer weiteren Reduk-
tion kommunaler Investitio-
nen. Diese sinken 2011 im
Vergleich zum Vorjahr um
9,2 Prozent bzw. 154 Millio-
nen auf 1,52 Milliarden
(2010: 1,67 Milliarden
Euro).
3 Die Gemeinden nutzen
die gestiegene freie Finanz-
spitze nicht unmittelbar für
Investitionen, sie bauen
Rücklagen auf. Diese steigen
um 15,4 Prozent bzw. 198,8
Millionen auf 1,49 Milliar-
den Euro 
3 Erstmals seit Mitte der
1980er-Jahre sinkt das ab-
solute Niveau der Finanz-
schulden, es verringert sich

um 0,4 Prozent bzw. 43,2
Millionen auf 11,64 Milliar-
den. Die Finanzschuld
Wiens (die Bundeshaupt-
stadt ist nicht in den obigen
Daten inkludiert) steigt
2011 um 957 Millionen auf
vier Milliarden (2010: 3,07
Milliarden, 2009: 1,87 Milli-
arden Euro) und beträgt so-
mit 35 Prozent der Finanz-
schuld der restlichen Ge-
meinden Österreichs.
3 Das Gesamtvermögen
(Sach- und Geldvermögen)
der Gemeinden ist – gemäß
einer Schätzung der Kom-
munalkredit Austria – im
Jahr 2011 um 2,8 Prozent
bzw. 651,3 Millionen auf
23,75 Milliarden Euro ge-
stiegen.
3 Die Ertragsanteile steigen
nach den Rückgängen in
den Jahre 2009 und 2010
deutlich mit 10,6 Prozent
bzw. 509 Millionen auf 5,33
Milliarden Euro.
3 Die Einnahmen aus Ge-
meindeabgaben steigen um
4,5 Prozent bzw. 126 Millio-
nen auf 2,91 Milliarden
Euro. Die Kommunalsteuer,
als aufkommensstärkste Ge-
meindeabgabe, legt um
sechs Prozent bzw. 105 Mil-
lionen auf 1,86 Milliarden
Euro zu.
3 Die Einnahmen aus wirt-
schaftlichen Tätigkeiten
(Gebühren, Leistungserbrin-
gung, Besitz, Ausschüttun-
gen von Gemeindeunterneh-
mungen) steigen im Jahr
2011 um 3,1 Prozent bzw.
153 Millionen (2010: +1,4
Prozent bzw. 68 Millionen)
auf 4,89 Milliarden Euro.

Die größten Treiber hinter
dieser Entwicklung sind die
um 5,3 Prozent bzw. 85 Mil-
lionen Euro gestiegenen
Einnahmen aus Gebühren
und die um drei Prozent
bzw. 42 Millionen gestiege-
nen Einnahmen aus Leistun-
gen.
3 Bei den Nettoausgaben
für soziale Wohlfahrt
kommt es aufgrund der Wir-
kung des seit dem Jahr 2011
bestehenden Pflegefonds zu
einer Verlangsamung in der
Wachstumsdynamik. Die
Nettoausgaben für soziale
Wohlfahrt sind im Jahr 2011
um 4,2 Prozent (durch-
schnittlicher Anstieg 2006
bis 2010 von 8,3 Prozent 
p. a.) bzw. 61 Millionen auf
1,53 Milliarden Euro gestie-
gen (2010: Anstieg 8,2 Pro-
zent, 112 Millionen Euro).
3 Die Gemeindenettoausga-
ben für Gesundheit steigen
um 2,1 Prozent bzw. 20,7
Millionen auf eine Milliarde
Euro (2010: Anstieg von
fünf Prozent bzw. 46 Millio-
nen).
3 Aufgrund des gestiegenen
Zinsniveaus steigen die
Zinsausgaben um 12,1 Pro-
zent bzw. 26,5 Millionen auf
247 Millionen Euro. Die
Zinsausgaben liegen mit
247 Millionen Euro dennoch
auf historisch niedrigem Ni-
veau: um rund 200 Millio-
nen unter dem Höchststand
im Jahr 2008 von 450 Mil-
lionen Euro. 

Gemeindefinanzbericht 2012: Die wichtigsten Ergebnisse auf einen Blick

1 Saldo Gesamteinnahmen bereinigt

um Schuldenaufnahmen / Gesamtaus-

gaben bereinigt um Schuldentilgungen.

Der Gemeindefinanzbericht wurde zum

achten Mal von der Kommunal kredit in

Kooperation mit dem Gemeindebund

und dem Städtebund erstellt.



Kommunal: Finanzen14

zu tragen haben. Insgesamt be-
trachtet ist somit davon auszu-
gehen, dass die Zinsausgaben
der Gemeinden im Jahr 2013
wieder leicht auf ein Niveau von
unter 250 Millionen Euro anstei-
gen werden.

Wie läuft das Finanzjahr
2012 für die Gemeinden? 
Die Bewertung der bisher vorlie-
genden Zahlen für das Jahr 2012
zeigt allerdings, dass es keinen
Grund für Euphorie gibt. „Die Er-
tragsanteile sind 2012 bei wei-
tem nicht im Ausmaß von 2011
gestiegen“, berichtet Helmut
Mödlhammer. „Um durchschnitt-
lich 3,6 Prozent steigen 2012 die
Einnahmen der Gemeinden (oh-
ne Wien) aus den gemeinschaft-
lichen Steuern.“ 
Angesichts der Tatsache, dass
man derzeit kurz vor einem Re-

gierungsbeschluss zum Ausbau
der ganztägigen Schulformen
stehe, sei dies besonders be-
denklich. „Wir brauchen hier ei-
ne schnelle Lösung, wir haben ja
einen Ausbaubedarf in den
Schulen. Wenn der Bund ganz-
tägige Schulformen will, darf er
die Gemeinden nicht gleichzei-

tig bei deren Ausbau behin-
dern“, so Mödlhammer. 
Auch verheißen die Prognosen
der Forschungsinstitute kein
großes Wirtschaftswachstum
(für 2012 werden 0,6 Prozent
reales BIP-Wachtsum und für
2013 plus ein Prozent erwartet).
„2012 und 2013 werden die Ge-
meinden also erneut zu kämp-
fen haben, um ihre Budgetziele
zu erfüllen“, so Mödlhammer.
„Wir werden jedoch alles daran
setzen, die Maastricht-Ziele wie-
der zu erreichen bzw. überzuer-
füllen, wie uns das 2011 gelun-
gen ist.
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„Wie der Gemeindefinanzbericht belegt, sind ein we-
sentlicher Kostentreiber die Ausgaben für Soziales und
Gesundheit, die in Form von Transfers an die Bundeslän-
der überwiesen werden. Eine Entflechtung dieser Geld-
flüsse und eine effizientere Aufgabenverteilung ist drin-
gend notwendig.“ Thomas Weninger, Generalsekretär
des Österreichischen Städtebundes.

Ertragsanteile 2013: Die aktuelle Prognose aus dem Finanzministerium

Die jüngste Prognose der Er-
tragsanteile für das kom-
mende Jahr (gemäß Bun-
desvoranschlag 2013) und
das weitgehend abgeschlos-
sene Abgabenjahr 2012 er-
geben für das Jahr 2013 ein
voraussichtliches Wachstum
der Ertragsanteile der Ge-
meinden ohne Wien von
rund 3,82 Prozent. (Wien
3,95 Prozent). Dieser Zu-
wachs liegt etwa im Bereich
von jenem des heurigen
Jahres, in welchem die Er-
tragsanteile der Gemeinden
ohne Wien um etwas über
3,6 Prozent (Wien 6,3 Pro-
zent) gegenüber 2011 zule-
gen werden.
Der Zuwachs für 2012 ist
mit 3,6 Prozent zwar nicht
so gering ausgefallen wie es
noch die Prognose zum
Bundesfinanzrahmengesetz
2013 bis 2016 mit nur 2,4
Prozent befürchten ließ,
dennoch besteht bei diesem
bescheidenen Wachstum
der Ertragsanteile, das sich
auch 2013 so fortsetzen
wird, kein wirklicher Grund
zur Euphorie. Denn stellt

man die Ertragsanteile der
Gemeinden ohne Wien, die
einem guten Drittel der
kommunalen Einnahmen
entsprechen und die zwi-
schen 2008 und 2013 ledig-
lich um durchschnittlich 2,2

Prozent pro Jahr ansteigen
(Wien 3,2 Prozent-), den
weitaus stärker wachsenden
kommunalen Pflichtausga-
ben etwa des Sozialhilfe-
oder Gesundheitsbereichs
gegenüber, wird eines klar:

Trotz erfolgter Investitions-
und Förderstopps werden
die finanziellen Spielräume
der Gemeinden nach dem
heurigen auch im kommen-
den Jahr deutlich geringer
ausfallen als 2011.

Wachstum der Ertragsanteile wird bescheiden sein ...

Die Druckversion des Gemein-
definanzberichts 2012 ist auf
www.gemeindebund.at,
www.kommunalkredit.at und
www.kommunalnet.at als 
Gratis-Download erhältlich
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Gemeindefinanzbericht 2012: Reaktionen

Roland Nagl, 
Bürgermeister Marktgemeinde
Königstetten, Niederösterreich
Einwohner: 1993

„Wir sind eine stark wachsende Ge-
meinde und mussten daher in letzter
Zeit Geld in die Infrastruktur stecken.
Real ist unser Schuldenstand daher
gestiegen. Auch 2013 werden wir die
Investitionen nicht zurückschrauben.
Investiert wird vorrangig in die Kin-
derbetreuung, damit wir als Gemein-
de genügend Plätze zur Verfügung
stellen können. Aber auch Investitio-
nen in Straßen, Wasser und Kanal ste-

hen in
der kom-
menden
Zeit an. 
Aller-
dings
wollen
wir ne-
ben den
Investi-
tionen
nächstes
Jahr
auch
versu-
chen,

Rücklagen aufzubauen. 
Die Prognose, dass Projekte durch den
Vorsteuerabzug um 20 Prozent teurer
werden, teile ich. Den Vorsteuerabzug
merken wir dahingehend, dass die
Projektkosten, vor allem bei jenen
Bereichen, wo wir auslagern hätten
können, steigen. Auf die Investiti-
onsbremse werden wir jedoch nicht
steigen. Manche Vorhaben werden
wir vom Volumen her zurückschrau-
ben. Die Prognose, dass die Ertrags-
anteile steigen, ist erfreulich. Wir
wollen nicht nur darauf vertrauen
und müssen darauf achten, dass wir
genügend Reserven aufgebaut ha-
ben.“

Georg Gappmayer, 
Bürgermeister Gemeinde 
Tamsweg, Salzburg
Einwohner: 5661

„Tamsweg war bis vor kurzem schul-
denfrei. Da nun Investitionen anste-
hen, wird sich dies im kommenden
Jahr nicht halten lassen: Es gibt einen
neuen Bauhof und ein 13 Millionen
Euro teures Projekt einer Schule und
Sporthalle. Weil in der Gemeinde die
Schülerzahlen zurückgegangen sind,
werden wir die beiden Hauptschulen
zu einer zusammenlegen, aber gleich-
zeitig das Angebot an Nachmittagsbe-
treuung sowie Freizeitmöglichkeiten
ausbauen. 2013 investieren wir somit
in die „harte“ als auch in die „weiche“
Infrastruktur, beides ist für uns ein
Gebot der Stunde. Da wir einen Be-
völkerungszuwachs verzeichnen
konnten, rechnen wir mit einer Stei-
gerung der Ertragsanteile. Gleichzei-
tig erwarten wir uns aber auch mehr
Einnahmen aus der Kommunalsteuer,
da die Wirtschaft in der Gemeinde in-
vestiert und neue Arbeitsplätze
schafft. Als Gemeinde müssen wir
zum Beispiel beim Thema Energieeffi-
zienz auf Einsparungen bei den Aus-
gaben achten.  Die freie Finanzspitze
liegt bei uns bei etwa einer Million
Euro. All die Projekte, die wir jetzt
realisieren, kamen noch in den Ge-
nuss des Vorsteuerabzugs. Eine 20-

prozen-
tige Er-
höhung
wäre bei
unserem
Groß-
projekt
sonst
schwer
zu stem-
men ge-
wesen.“

Dietmar Wallner, 
interimistischer Bürgermeister
Marktgemeinde Jenbach, Tirol,
Einwohner: 6851

„Im kommenden Jahr wird sich die
Verschuldung der Gemeinde auf 60
Prozent erhöhen, weil Bauvorhaben
und Investitionen geplant sind. Ge-
plant ist ein Sozialzentrum mit In-
vestitionen in der Höhe von 14 Mil-
lionen Euro, dazu stehen große Ka-
nalarbeite und die Wassersanierung
an. Außerdem sollen eine Bücherei
und ein Jugendzentrum entstehen.
Geschaffen wurde außerdem eine
Kinderkrippe. Als Gemeinde müssen
wir diese breiten Investitionen täti-
gen, weil der Bedarf und die Nach-
frage seitens der Bürger da sind.
Bund und Länder laden den Gemein-
den sehr viele Aufgaben auf. 
Unser finan-
zieller Hand-
lungsspiel-
raum beträgt
etwa 
900.000 Euro. 
Der Wegfall
des Vorsteuer-
abzugs ist ein
großes Pro-
blem, aller-
dings konnten
wir dieses noch umgehen, da wir
rechtzeitig eine Immobiliengesell-
schaft gegründet haben und den Vor-
steuerabzug noch geltend machen
konnten.
Da wir im Ort viele Betriebe haben,
die auch Arbeitsplätze schaffen, rech-
nen wir mit einem Zuwachs bei der
Kommunalsteuer. Wir versuchen
durch betriebsfreundliche Widmun-
gen den Betrieben Expansion und
Wachstum zu ermöglichen. Auch bei
den Ertragsanteilen ist eine Steige-
rung prognostiziert, allerdings wird
diese durch die Transferzahlungen im
Sozialbereich zur Gänze aufgefressen.“

Weniger Schulden, mehr finanzieller Handlungsspielraum, aber auch weniger Investitionen, sagt

der Gemeindefinanzbericht 2012 über die finanzielle Lage der Gemeinden voraus. Weil die Statistik 

bekanntlich über den Einzelnen nicht immer viel aussagt, sprach KOMMUNAL mit Bürgermeistern,

wie es um die Finanzen in ihren Gemeinden und Investitionspläne im nächsten Jahr bestellt ist. 

Und das sagen die Bürgermeister ... 
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men. „Es gibt in diesem Zusam-
menhang bereits höchstgericht-
liche Entscheidungen zu Guns-
ten der Banken“, ist es auch aus
der Wirtschaftskammer Öster-
reich zu hören. Bei laufenden
Kredit- und Darlehensverträgen
für Unternehmer wurden die
Margen von den österrei-
chischen Banken bereits seit
2009 und 2010 kontinuierlich
angehoben.

Wieso sind die Refinanzie-
rungskosten für Banken
gestiegen?
Die großen österreichischen
Banken konnten vor der Finanz-
marktkrise den Kapitalmarkt de
facto nach Belieben anzapfen
und günstig Geld einkaufen.
Seit 2008 sind die „Risikoauf-
schläge“ beim Geschäftsverkehr
unter Banken aber extrem ge-
stiegen.
Wir erinnern daran, bis 2008 la-
gen die Aufschläge auf den Indi-

Der EURIBOR fällt, die Aufschläge steigen … guter Rat ist teuer

Langfristige Finanzierungen
werden wahrscheinlich teurer
Im Gemeindefinanzbericht wird als einer der positiven Aspekte für die

Gemeinden genannt, dass die Zinsen anhaltend niedrig liegen bezie-

hungsweise sinken. Für die Gemeinden eine sehr gute Nachricht. Aller-

dings machen viele Banken den Kommunen insofern einen Strich durch

die Rechnung, als sie die Aufschläge erhöhen – teils deutlich. Was die

Gemeinden tun können, sagen wir in KOMMUNAL.

Viele Städte und Gemeinden ha-
ben in den letzten Wochen und
Monaten Verständigungen von
heimischen Banken bekommen,
dass die Aufschläge auf den In-
dikator EURIBOR deutlich er-
höht werden. Dabei wird auf die
Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen hingewiesen, wonach
die Banken bei entsprechender
Verteuerung der Refinanzierung
zur Erhöhung der Kreditmargen,

berechtigt sind. Oft werden die-
se Briefe als Massenaussendun-
gen verschickt, manchmal sogar
mit dem Hinweis, dass die Kün-
digung des Vertragsverhältnisses
ausgesprochen wird, wenn der
Erhöhung der Aufschläge nicht
zugestimmt wird. 
Das Wichtigste vorab: Entgegen
den gesetzlichen Regelungen bei
Privatkrediten dürfen Banken
bei Kommerzkunden, als solche
gelten auch Länder, Städte und
Gemeinden, Margenerhöhungen
bei nachweislich gestiegenen
Refinanzierungskosten vorneh-

Werner Höflechner

ist Konsulent des

Steiermärkischen

Gemeindebundes 

Werner Höflechner

Die Entwicklung des 3-Monats-EURIBOR seit November
1998 bis November 2012. Vor fünf  Jahren lag der Wert
des „6-Monats-EURIBOR“ noch bei 5,39 Prozent, heute
notiert er bei 0,19 P<rozent.

Entgegen den gesetzlichen Regelungen bei
Privatkrediten dürfen Banken bei Kommerz-
kunden, als solche gelten auch Länder, 
Städte und Gemeinden, Margenerhöhungen
bei nachweislich gestiegenen 
Refinanzierungskosten vornehmen. 

Fast alle Experten sind sich einig,
der Geldmarkt, die Zinsen, werden
in Europa noch länger auf tiefem 
Niveau bleiben, die Chance, 
dass die Zinsen noch weiter 
-fallen, ist aber wesentlich 
geringer als das Risiko, dass 
es innerhalb der nächsten 
Jahre wieder nach oben geht.

kator EURIBOR bei heimischen
Banken für öffentliche Kredite
oft deutlich unter 0,10 Prozent.
Wahrscheinlich kommt es aber
in den nächsten Jahren noch
schlimmer, Basel III steht vor
der Tür, die Anpassungsprozesse
werden Kredite tendenziell teu-
rer werden lassen und es wird
schwieriger werden, zu attrakti-
ven langfristigen Finanzierun-
gen zu kommen.
Zwar gibt es für Kredite an
Bund, Länder und Gemeinden
noch die so genannte Nullge-
wichtung, das bedeutet, dass
diese Kredite von der Banken-
aufsicht als risikolos angesehen
werden und daher nicht mit Ei-
genkapital unterlegt werden
müssen, allerdings wird dieser
Ansatz, vor allem seit der Grie-
chenlandkrise, vermehrt in Fra-
ge gestellt; ein Aufweichen der
Nullgewichtung gilt in den
nächsten Jahren als sehr wahr-
scheinlich.
Basel III plant aber auch die Ein-
führung einer Verschuldungs-
obergrenze, genannt Leverage
Ratio: Bei dieser Größe zählt
nicht mehr die Risikoeinstufung
der einzelnen Kredite, sondern
das Verhältnis von Eigenkapital
und Verschuldung. Wenn einer
Bank droht, dass alle Aktiva,
einschließlich aller außerbilan-
zieller Positionen, das Dreifache
des Eigenkapitals übersteigen,
muss sie ihre Aktiva, also ihre
Kredite, abbauen. Tendenziell
ist davon auszugehen, dass eher
margen- und damit meist auch
risikoarmes Geschäft von die-
sem Abbau betroffen sein wird.
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Dazu zählt beispielweise das
Kreditgeschäft mit der öffent -
lichen Hand! 
Jedenfalls stehen wir vor dem
Problem, dass vor allem lang-
fristige Finanzierungen für Kom-
munen wahrscheinlich noch teu-
rer werden. Banken mit einem
hohen Primärmittelanteil, also
Institute mit einer großen An-
zahl Sparkunden, sind hier, und
werden in der Zukunft noch ver-
stärkt, im Vorteil sein.
In den nächsten Jahren werden
sich Kommunen, als Konsequenz
auf die immer höheren Aufschlä-
ge und Konditionen bei Banken,
auch verstärkt nach alternativen
Finanzierungsquellen umsehen
müssen, dazu zählt beispielweise
auch die Finanzierung über den
Kapitalmarkt, die Platzierung
von Anleihen! 
Wenn wir nun immer über „stei-
gende Finanzierungskosten, über
teurer werdende Kredite und
Darlehen sprechen, müssen wir
aber auch festhalten, dass der
absolut verrechnete Zinssatz, der
EURIBOR-Wert zuzüglich dem
Aufschlag, derzeit sehr nieder ist.
Dies wird durch absolut niedrige
Geldmarktsätze bedingt.
Die Grafik auf Seite 16 zeigt uns
die Entwicklung des „3-Monats-
EURIBOR“ seit November 1998
bis November 2012. Vor fünf
Jahren lag der Wert des „6-Mo-
nats-EURIBOR“ noch bei 5,39
Prozent, heute notiert er bei
0,19 Prozent. 
Wie sieht es nun mit einer Um-
schuldung aus, wenn man mit
der Margenerhöhung nicht ein-
verstanden ist? Die neuen, von
den Banken vorgeschlagenen
Margen liegen zwischen 0,50
und einem Prozent Aufschlag
auf den jeweiligen EURIBOR-
Wert. Damit liegen sie etwas tie-
fer als die Aufschläge, die von
Banken für neue Kredite 
und Darlehen ange -
boten werden. 

Die Frage der Kommunalsteuer-
pflicht im Zusammenhang mit Be-
trieben der Kommunen ist nicht nur
eine Frage der Abgabeneinnahmen,
welche die Gemeinden letztendlich
selber zu tragen haben, sondern
vielfach kommt ihr wirtschaftliche
Bedeutung im Zusammenhang mit
Drittbeteiligungen an Gemeinde-
institutionen und vor allem auch
Bedeutung im Zusammenhang mit
dem Finanzausgleich zu.
Dabei spielt die Frage der Abgren-
zung zwischen Hoheitsverwaltung
und Privatwirtschaftsverwaltung ei-
ne entscheidende Bedeutung für die
Kommunalsteuerpflicht einer Ein-
richtung. Diese Rechtsfrage wird vor
allem bei Einrichtungen des Bundes
oder Landeseinrichtungen, wie etwa
bei Bauhöfen der Landesstraßenver-
waltung, von wesentlicher rechtli-
cher Relevanz sein, wobei aus-
schließlich die Kommunen selbst
steuerrechtliche Nutznießer aus der
Kommunalsteuer sind. Obwohl die
Straßenmeistereien des Bundes
(ASFINAG) oder der Länder primär
im Bereich der Hoheitsverwaltung
tätig sind, werden in der Praxis viel-
fach Sachverhalte realisiert, die
dem Bereich der kommunalsteuer-
pflichtigen Privatwirtschaftsverwal-
tung zuzuordnen sind.
Analog verhält es sich bei Schulein-
richtungen, aber auch sonstigen In-
stitutionen, wie etwa Fachhoch-
schulen, Privatuniversitäten, Mu-
sikschulen oder Pflichtschulen, wel-
che von Privatvereinen geführt wer-
den, weil hier sehr wohl Betriebe ge-
werblicher Art vorliegen können. 
So können beispielsweise sogar Be-
triebsküchen außerkommunaler
Einrichtungen oder sogar von Kran-
kenanstalten unternehmerisch und
damit kommunalsteuerpflichtig tä-
tig sein; die Frage des teilweise
kommunalsteuerpflichtigen Misch-
betriebes spielt da eine wesentliche
Rolle, wie dies etwa auch bei Forst-
betrieben oder Landwirtschaftsschu-
len der Fall ist.

Finanz-Tipp

Peter Mühlberger und Siegfried
Ott sind die Autoren des „Hand-
buchs zur Kommunalsteuer“, 
erschienen 2012 im NWV, 
ISBN: 978-3-7083-0819-7

Unter 1,2 Prozent Aufschlag se-
hen wir aktuell am Markt für
neue Kredite oder Umschuldun-
gen kaum mehr Anbote. Hier
noch einige Tipps für Ihre Ge-
spräche mit Ihren Hausbanken:

Was tun, wenn Ihre Bank
die Aufschläge erhöht?

3 Verhandeln Sie nach, unsere
Erfahrung hat gezeigt, dass hier
bei der Höhe des „neuen Auf-
schlags“ noch ein gewisser
Spielraum besteht.
3 Versuchen Sie an kürzere EU-
RIBOR-Intervalle zu binden, der
„1-Monats-EURIBOR“ liegt aktu-
ell bei 0,11 Prozent, der „3-Mo-
nats-EURIBIOR“ bei 0,19 Pro-
zent und der „6-Monats-EURI-
BOR“ bei 0,34 Prozent.
3 Fast alle Experten sind sich ei-
nig, der Geldmarkt, die Zinsen,
werden in Europa noch länger
auf tiefem Niveau bleiben, die
Chance, dass die Zinsen noch
weiter fallen, ist aber wesentlich
geringer als das Risiko, dass es
innerhalb der nächsten Jahre
wieder nach oben geht. Verhan-
deln Sie deshalb mit Ihren Ban-
ken auch über eine Umstellung
auf Fixzinssätze, die Laufzeit
sollte dann allerdings bei 
mindestens zehn 
Jahren Fixver-
zinsung liegen! Aktuell 
sehen wir am Markt 
Fixzinssätze für 
zehn Jahre unter 
2,5 Prozent.
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Rechtsträger können die beim
Bau oder Erwerb eines Gebäu-
des anfallende Umsatzsteuer
nicht mehr als Vorsteuer geltend
machen, wenn die Liegenschaft
an die Gemeinde zurückvermie-
tet wird. Darüber hinaus verlän-
gert sich in bestimmten Fällen
auch bei bereits bestehenden
Immobilien der Wartezeitraum
für die Option auf umsatzsteuer-
freie Vermietung von zehn Jah-
ren auf 20 Jahre. Es kann daher
unter Umständen sinnvoll sein,
die betreffenden Unternehmen
wiedereinzugliedern.
Eine Diskussion über die Wie-
dereingliederung einer ausgela-
gerten Immobiliengesellschaft
einer Gemeinde ist in der Regel
dann sinnvoll, wenn drei Fakto-
ren zutreffen:
3 Es sind mindestens zehn Jahre
seit der Errichtung oder dem
Erwerb des Gebäudes vergan-

gen. Die im Zuge der Errich-
tung oder des Erwerbs geltend
gemachten Vorsteuern sind
bereits abgereift, sodass eine
Änderung der Eigentumsver-
hältnisse zu keiner Nachver-
steuerung führt.

3 Es sind keine Großreparatu-
ren innerhalb der letzten zehn
Jahre angefallen oder in den
nächsten Jahren vorgesehen.
Auch hier müssen die für In-
vestitionen geltend gemach-
ten Vorsteuern bereits abge-
reift sein, sodass es zu keiner
Nachversteuerung kommen
kann. Sofern Großreparaturen
in der nahen Zukunft geplant
sind, stellt jedoch ein mögli-
cher Vorsteuerabzug eine we-
sentliche Kostenersparnis dar,
darüber hinaus gilt für diese
Vorsteuern dann ein 20jähri-
ger Beobachtungszeitraum.

3 Die Mieter des betreffenden
Gebäudes sind nicht zum Vor-
steuerabzug berechtigt. Der
rechtliche Hintergrund: Nach
den neuen gesetzlichen Be-
stimmungen ist die Vermie-
tung von Geschäftsflächen mit
Umsatzsteuer nur mehr an sol-
che Mieter möglich, die zu-
mindest 95 Prozent der Miet-

Schwierige Frage Wiedereingliederung von Gemeindeunternehmen 

Der Aufwand stand bislang in
keinem Verhältnis zum Vorteil
Seit dem Verlust des Steuervorteils für die Gemeinden diesen Sommer

drehte sich eine Diskussion um die Frage der Wiedereingliederung von

Gemeindeunternehmen. KOMMUNAL zeigt auf, warum das bislang den

Gemeinden kaum Vorteile brachte.  

In Österreich gibt es insgesamt
rund 2000 ausgegliederte Ge-
meindebetriebe, in Niederöster-
reich allein sind es rund 400.
Viele von ihnen wurden von den
Gemeinden gegründet, um steu-
erliche Vorteile bei der Errich-
tung oder dem Erwerb von Ge-
bäuden zu lukrieren. Nun haben
zwei neue Gesetze – ein bundes-
weites und ein niederösterrei-
chisches – die Rahmenbedin-
gungen verändert. Unter den
neuen Umständen ist es für Ge-
meinden sinnvoll, über die Wie-
dereingliederung der betreffen-
den Unternehmen nachzuden-
ken.
Ein wesentlicher Grund für die
Ausgliederung von Unterneh-
men ist seit 1. September dieses
Jahres passé: Ausgegliederte

Mag. Michael 

Dessulemoustier-

Bovekercke ist

Wirtschaftsprüfer

und Steuerberater
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Moore Stephens 

City Treuhand.
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fläche für betriebliche, eben-
falls umsatzsteuerpflichtige
Aktivität nützen. Wer nicht
umsatzsteuerpflichtig ist, kann
auch keinen Vorsteuerabzug
beim Finanzamt geltend ma-
chen.

In allen anderen Fällen ist die
Wiedereingliederung aus steuer-
lichen Gründen
mit hoher
Wahrscheinlich-
keit nicht sinn-
voll – der Auf-
wand der Wie-
dereingliede-
rung stünde
nicht in einem vernünftigen Ver-
hältnis zu den Vorteilen. 
Es kann sich jedoch im Zusam-
menhang mit der zweiten Etap-
pe der Haushaltrechtsreform,
die 2013 in Kraft tritt, als ziel-
führend erweisen, Rechtsträger
wiedereinzugliedern: nämlich,
um das Vermögen der Gemeinde
zu vergrößern bzw. die Verschul-
dung zu verringern. Außerdem
können Wiedereingliederungen
hinsichtlich der Änderungen bei
der Grunderwerbssteuer und
der Eintragungsgebühr relevant
sein: Zu deren Bewertung sind
ab 1. Jänner 2013 anstelle des
dreifachen Einheitswertes die
Verkehrswerte heranzuziehen.
Dies führt bei unentgeltlicher
Übertragung zu einer deutlich
höheren Kostenbelastung.
Für niederösterreichische Ge-
meinden ergibt sich aufgrund
der Prüfungspflicht ab 31. De-
zember 2012 eine weitere Neue-
rung, die unter Umständen für
eine Wiedereingliederung spre-

chen kann. Im April 2012 hat
der niederösterreichische Land-
tag die Novellierung der betref-
fenden Regelungen beschlossen.
Demzufolge müssen Jahresab-
schlüsse ausgegliederter Unter-
nehmen niederösterreichischer
Gemeinden durch einen Wirt-
schaftsprüfer nach den Bestim-
mungen des UGB geprüft wer-

den, unabhängig von der Größe
des Unternehmens. Zur Aufsicht
und Überwachung von Veranla-
gungen, Finanzierungen und de-
ren Absicherung muss ein lau-
fendes Berichtswesen eingeführt
werden. Gemeinden, die wie-
dereingliedern, sparen sich Auf-
wand und Kosten, die mit der
Prüfungspflicht und der Beauf-
tragung eines externen Ab-
schlussprüfers verbunden sind. 

Resümee

Die Entscheidung, ob und unter
welchen Rahmenbedingungen
es für eine bestimmte Gemeinde
sinnvoll ist, ausgegliederte
Rechtsträger wiedereinzuglie-
dern, muss für jeden Einzelfall
spezifisch getroffen werden.
Denn die je nach Begleitumstän-
den unterschiedlichen rechtli-
chen und steuerlichen Auswir-
kungen lassen keine allgemein-
gültigen Aussagen zu.

Auf Initiative des Österreichischen
Gemeindebundes und des Landes
Vorarlberg wurde bereits im März
2012 – im Zuge der Umsetzung
des sogenannten Konsolidierungs-
pakets 2012–2016 (Stabilitätsge-
setze 2012) – ein Vorschlag für ei-
ne steuer- und gebührenrechtliche
Gleichstellung der Rückgängigma-
chung von Ausgliederungen mit
den ursprünglichen Ausgliederun-
gen vorgelegt. Dies wurde erfor-
derlich, da im Rahmen dieses um-
fangreichen Maßnahmenpakets
die Vorsteuerabzugsmöglichkeit
für kommunale Bautätigkeiten
(Schulen, Verwaltungsgebäude
etc.) für Gemeindegesellschaften,
solche wurden von vielen Ge-
meinden dem verfassungsrecht -
lichen Grundsatz der Wirtschaft-
lichkeit der Haushaltsführung fol-
gend in der Vergangenheit zur Er-
reichung des Vorsteuerabzugs ge-
schaffen haben, mit 1. 9. 2012
fast ausnahmslos wegefallen ist.
Diese Gemeindeimmobiliengesell-
schaften hätten trotz des durch
das 1. Stabilitätsgesetz 2012 weg-
gefallenen Vorsteuerabzugs nur
deshalb aufrecht erhalten werden
müssen (Rechtsformkosten!), weil
bei einer Wiedereingliederung
umfangreiche Steuer- und Gebüh-
renzahlungen (z. B. die neue Im-
mobilienertragsteuer oder auch
Gerichtsgebühren) gedroht hät-
ten. Nach langwierigem Hin- und
Her zwischen den Regierungspar-
teien und dem Finanzministerium
wurde am 5. Dezember 2012 nun
endlich die von kommunaler Seite
geforderte Änderung von Art. 34
des Budgetbegleitgesetzes 2001
im Nationalrat beschlossen, so-
dass ab dem Tag nach der Kund-
machung, die wohl noch vor
Weihnachten erfolgen wird, für
die Wiedereingliederung die sel-
ben steuerlichen Regeln gelten
wie bei der einstigen Ausgliede-
rung.
Konrad Gschwandner, Bakk. BA  ist
Fachreferent Abteilung Recht und

Internationales im 
Österreichischen Gemeindebund

In letzter Sekunde

Steuerliche Gleich-
stellung erreicht

Rückgängigmachung 
von Ausgliederungen 

Gemeinden, die wiedereingliedern, sparen
sich Aufwand und Kosten, die mit der 
Prüfungspflicht und der Beauftragung eines
externen Abschlussprüfers verbunden sind. 
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Gemeindebund-Chef. Mit dieser
Richtlinie für Finanzgeschäfte
reagierte der Gemeindebund da-
mals auf einen Trend zu solchen
Geschäften. „In Zeiten, in denen
mit Finanzgeschäften viel zu
verdienen war, hat es auch für
Gemeinden einen gewissen
Druck zu günstigen Finanzierun-
gen gegeben“, gab Mödlhammer
Anfang Dezember zu.
Vizekanzler Michael Spindeleg-
ger und Finanzstaatssekretär
Andreas Schieder schlossen sich
in ersten Reaktionen der Forde-

rung nach strengeren Regeln an.
„Ich habe Finanzministerin 
Maria Fekter bereits beauftragt,
Änderungsvorschläge für die 
öffentliche Geldveranlagung
vorzulegen“, so der Vizekanzler
in der ORF-Pressestunde vom 
9. Dezember. 
Danach sollen Verhandlungen
mit den Gebietskörperschaften
beginnen. 
Für Spindelegger sei es wichtig,
dass transparente Verhandlungs-
strategien und bundesweite ge-
setzliche Vorgaben kommen, da-
mit klar ist, was bei Spekulatio-
nen nicht erlaubt ist. Dass die
Malversationen in Salzburg so
lange unbemerkt blieben, erfor-
dere auch ein Durchforsten der
Kontrollinstrumente. 
Bereits zuvor sprach sich auch
Finanzstaatssekretär Andreas
Schieder für österreichweit ein-
heitliche Kriterien aus. Seine
Vorstellungen: Kurzfristige Ver-
anlagungen nur als Einlagen bei
Banken oder Bundesanleihen,
keine kurzfristigen Veranlagun-
gen in Fremdwährungen, keine
Veranlagung über Fremdwäh-
rungsfinanzierung, derivative
Finanzinstrumente nur zur Risi-
kovermeidung sowie die Einbe-
ziehung von ethischen Kriterien.
Das Vier-Augen-Prinzip soll da-

Mögliche Konsequenz: Spekulationsgeschäfte überhaupt verbieten

Strengere Finanzierungsregeln
sollen kommen
Als Konsequenz aus dem Salzburger Spekulationsskandal fordert der Ge-

meindebund, Spekulationsgeschäfte für alle Gebietskörperschaften zu

verbieten. Vizekanzler Spindelegger und Finanzstaatssekretär Schieder

schlossen sich der Forderung an. So bald wie möglich sollen Änderungs-

vorschläge für die öffentliche Geldveranlagung auf dem Tisch liegen.

Eine hohe Salzburger Landesbe-
amtin soll über viele Jahre ins-
gesamt 340 Millionen Euro ver-
spekuliert haben. Als Konse-
quenz aus dem Salzburger Fi-
nanzskandal fordert der Ge-
meindebund ein Verbot von Spe-
kulationsgeschäften für alle Ge-
bietskörperschaften. „Verhin-
dern kann man so etwas erst,
wenn solche Spekulationsge-
schäfte für alle Gebietskörper-
schaften verboten sind“, meinte
Präsident Helmut Mödlhammer.  
„Der Gemeindebund hat bereits
2009 in einer gemeinsam mit 
Finanzexperten erarbeiteten
Richtlinie zu Finanzgeschäften
den Gemeinden – allerdings un-
verbindlich – einen Verzicht auf
Spekulationsgeschäfte empfoh-
len. Seither sind mir keine Fälle
mehr bekannt, wo diese Richtli-
nien von einer Gemeinde miss-
achtet worden wären“, so der

KOMMUNAL wird in der Ausgabe 2/2013 die
Frage der Veranlagungsmöglichkeiten eingehend
beleuchten. Thema werden auch die Finanzie-
rungsrichtlinien sein, die der Gemeindebund
2009 aufgestellt hat. 

KOMMUNAL 2/2013, 
Erscheinungstermin 30. 1. 2013

Michael Spindel -
egger: Ände-
rungsvorschlä-
ge für die öffent-
liche Geldveran-
lagung beauf-
tragt.

Andreas Schie-
der: Kurzfristige
Veranlagungen
nur als Einlagen
bei Banken oder
Bundesanlei-
hen.

bei „Mindestprinzip“ sein.

In eigener Sache
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zent Anhebung noch unter allen
Verbraucher-Indizes und bedeu-
ten damit faktisch wieder eine
Minus-Lohnrunde und ein Real-
lohnverlust.  
In der parlamentarischen Debat-
te im Vorfeld wurde das auch an-
gesprochen, interessanterweise
vom Abgeordneten Werner Kog-
ler von den Grünen: „Die Null-
Lohnrunden der letzten Jahre
summierten sich auf eine Kür-
zung der Politikerbezüge von
zehn Prozent“ (Quelle: Parla-
mentskorrespondenz vom 6.12.).
In einer zum Gesetzesantrag
eingebrachten Ausschussfest-
stellung wurde auch ausdrück-

lich festgehalten, dass
sich die Bezugserhö-
hung für PolitikerInnen
an der in Aussicht ge-
nommenen Pensions-
anpassung orientiert,

nach der gelten-
den Rechts-
lage wären
die Bezüge
um 2,8 Pro-
zent erhöht
worden. 
FPÖ und BZÖ

hatten die

Parlament: Politikerbezüge sollen um 1,8 Prozent angehoben werden

Wieder unter der Inflationsrate,
faktisch eine Minus-Lohnrunde
Bereits Anfang November erhob Gemeindebund-Chef Helmut

Mödlhammer die Forderung nach mehr Geld für Österreichs 

Bürgermeisterinnen und Bürgermeister. Nur 2,8 Prozent Gehaltsplus 

(die Abgeltung der Inflation) wurde damals angestrebt. „Wir 

leisten gute Arbeit, es gibt keinen Grund für ständige Null-Lohnrun-

den“, begründete Mödlhammer seine Forderung.

„Ich sehe keine Grund für eine
erneute Null-Lohnrunde für
Österreichs Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeister.
Wir wollen eine volle Ab-
geltung der Inflation
von 2,8 Prozent“, so
Mödlhammer damals
zur Tageszeitung
„Österreich“ und
im ORF-Radio,
nachdem zuvor
über eine erneute
Null-Lohnrunde
für Politiker disku-
tiert worden war. Die-
ses Ziel wurde nicht er-
reicht, aber in der parla-
mentarischen Diskussion
wurde doch der Weg in die
richtige Richtung gewiesen. 

Politikerbezüge 2013 um
1,8 Prozent erhöht

Der Verfassungsausschuss des
Nationalrats gab Anfang De-
zember grünes Licht für ei-
nen entsprechenden Antrag
der Koalitionsparteien. Ne-
ben SPÖ und ÖVP stimm-
ten auch die Grünen für
das Gehaltsplus. Es ist die
erste Bezugserhöhung
nach drei „Null-Lohnrun-
den“; zuletzt wurden die
Politikerbezüge im Juli
2008 angepasst. Aller-
dings liegen die 1,8 Pro-

Hans Braun

Das Amt des Bürgermeisters braucht
wieder mehr Wertschätzung. Diese
„Erhöhung“ wird den Belastungen
des Amtes nur annähernd gerecht.
KOMMUNAL hat sich dazu einen
„normalen“ Arbeitstag eines „nor-
malen“ Bürgermeisters angese-
hen – siehe Bericht Seite 22. 
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Amtsleiter Jürgen Sauer hat es
nicht immer leicht mit seinem
Bürgermeister. Es mag ja gut
und richtig sein, als Ortschef im-
mer und überall am Handy er-
reichbar zu sein. „Wenn aber bei
der morgendlichen Tagesbespre-
chung immerzu das Telefon läu-
tet, zehrt das an den Nerven“,
sagt der 32-Jährige leise. Allein,
Eduard Rettenbacher hat diesen
Satz nicht gehört. „Alles klar, ich
komme die Woche noch hin und
schaue mir das an“, sagt er ins
Telefon, legt auf und widmet
sich neuerlich den Unterlagen,
die Sauer zur Entscheidungsfin-
dung vorgelegt hat. Der Amtslei-
ter muss lächeln.
Es ist bereits 8.49 Uhr. Im Ge-
meindeamt der Marktgemeinde
Payerbach, im Süden Nieder-
österreichs gelegen, herrscht um
diese Zeit bereits geschäftiges
Treiben. Bürgermeister Retten-
bacher ist seit einer Stunde im
Haus und tut das, was er jeden
Tag tut: Anliegen besprechen,
Akten studieren, Rechnungen
unterschreiben, Entscheidungen
treffen – und natürlich telefonie-
ren. „Man sollte als Bürgermeis-
ter für die Bevölkerung immer
erreichbar sein“, skizziert er ge-
genüber „KOMMUNAL“ sein Ver-
ständnis von Bürgernähe. Wo-
bei: Gefragt ist der gebürtige

Salzburger, der seit mehr als 30
Jahren in der Gemeinde lebt
und ihr seit 2009 auch als Bür-
germeister vorsteht, nicht nur
bei der Bevölkerung. Immerhin
muss Rettenbacher neben den
20 Mitarbeitern in Amt und Bau-
hof auch seine Firma für Kir-
chenmalerei- und Restaurie-
rungsarbeiten mit ebenso viel
Personal führen. Das sei auch
der Grund, warum sein Tag oft
um sechs Uhr früh beginne und
um Mitternacht ende, erzählt er.
„Ich habe eine 80-Stunden-Wo-
che, 40 Stunden für die Gemein-
de und 40 Stunden für die Fir-
ma.“
Und die Doppelbelastung setzt
dem 57-Jährigen zu. Allein zu-
geben will das Rettenbacher
nicht. „Ich arbeite sehr gern“, er-
klärt er. Kranksein? „Gibt’s net.“
Auch Urlaub gönnt er sich nur
einmal im Jahr. Dann fährt er
mit Freunden zum Fischen und
Jagen nach Schweden. Noch
während er erzählt, kommt Kas-
saverwalterin Irene Riegler ins
Bürgermeisterbüro und legt ih-
rem Chef die aktuelle Ausgabe
der „Niederösterreichischen
Nachrichten“ vor. Mit der Presse
habe er gute und nicht so gute
Erfahrungen gemacht, meint
Rettenbacher, als er die Zeitung
langsam durchblättert. „Als Bür-
germeister brauchst du eine di-
cke Haut, da muss man halt ak-

Ein Tag mit Eduard Rettenbacher

Der öffentliche
Workaholic
Die erneut stattfindende Debatte um die Erhöhung der

Bürgermeister-Bezüge – erstmals nach drei Jahren! –

zeigt wieder eine erschreckende Unkenntnis über die 

Belastungen, denen so ein Ortschef ausgesetzt ist. 

KOMMUNAL verbrachte einen Tag mit dem Payerbacher

Bürgermeister Eduard Rettenbacher.

Christoph Rella

Kommunal: Thema Bürgermeistergehalt

angekündigte Bezugserhöhung
bereits im Vorfeld der Beratun-
gen kritisiert. Ein Antrag des
BZÖ, erneut eine „Null-Lohnrun-
de“ zu beschließen, fand keine
Mehrheit.  

Durchschnittsverdienst
von 1800 Euro netto 

Zum Missverhältnis von Entloh-
nung und Verantwortung hat
der Gemeindebund schon oft
Stellung bezogen: „Jeder Bür-
germeister hat mehr Verantwor-
tung als ein Abgeordneter zum
Landtag oder im Nationalrat.
Ich werde nicht zulassen, dass
wir Teil des rituellen Bashings
von Politikern werden“, so Hel-
mut Mödlhammer im November.
Im Durchschnitt verdiene ein
Ortschef 1800 Euro netto, von
Überbezahlung könne man da
nicht sprechen. „Wir wollen die
besten Kommunalpolitiker und
nicht die billigsten“, sagt der Ge-
meindebund-Präsident.  
Diese Forderung gewann in Fol-
ge an Dynamik. In der ORF-Pres-
sestunde sprach sich auch Wirt-
schaftskammer-Präsident Chris-
toph Leitl dafür aus, den Bürger-
meister/innen die volle Inflati-
onsabgeltung zu gewähren. Und
schließlich meldete sich auch
SPÖ-Bundesgeschäftsführer
Kräuter zu Wort. Auch er könne
sich gut vorstellen, Bürgermeis-
ter/innen von der reduzierte
Lohnrunde für Bundes- und Lan-
despolitiker auszunehmen, ließ
Kräuter über die APA wissen. 

„Wir stellen unsere Leistungen
nicht unter den Scheffel“, so
Mödlhammer. „Wir wissen was
wir können, wir wissen was wir
leisten, wieviel Zeit und Auf-
wand das kostet, wir wollen da-
für eine gerechte Bezahlung.
Nicht mehr und nicht weniger.“
In der Nationalratssitzung vom
6. Dezember 2012 beschlossen
die Abgeordneten dann die Er-
höhung der Bezüge der Bundes-
politiker um 1,8 Prozent – und
liegen damit unter dem Verbrau-

Wir wollen die besten Kommunalpolitiker
und nicht die billigsten.

Gemeindebund-Präsident Helmut
Mödlhammer 
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zeptieren, wenn die Leute
schlecht über einen reden oder
die Zeitung was schreibt.“
Schließlich könne man es in der
Politik nie allen recht machen.

Wenig Zeit für die Familie

Rettenbacher blickt auf die Uhr.
Es ist 9.23 Uhr. „Ich muss heute
nach Wien fahren, zwei Baustel-
len besuchen“, sagt er zu seinem
Amtsleiter und bittet ihn, er mö-
ge bis zum Nachmittag die Un-
terlagen für die Gemeinderats-
sitzung vorbereiten. Als der 
Bürgermeister das Büro verlässt,
schiebt sich nochmals Frau Rieg-
ler in den Türstock. Ob er nicht
noch schnell den Akt hier unter-
schreiben könnte? Der Chef liest
und unterschreibt. Dann verab-
schiedet er sich. „Man kann si-
cher nicht sagen, dass er die Ge-
meindearbeit wegen der Firma
vernachlässigt“, wird die Kassa-
verwalterin später im Gespräch
mit „KOMMUNAl“ über ihren
Vorgesetzten sagen. „Er ist hier,
wenn er zeitlich Luft hat“, er-
klärt sie. „Aber er kommt immer
jeden Tag mindestens einmal ins
Büro.“
Viel Freizeit bleibt Rettenbacher
sonst nicht. Auch nicht mit sei-
ner Frau Eva, die ihn in seiner
Arbeit aufopfernd unterstützt.
Es gebe Tage, wo sie ihren Mann
nur in der Früh und beim Schla-
fengehen sehe, klagt sie gegen-
über „KOMMUNAL“. Schuld da-

ran seien aber nicht nur die Ar-
beiten im Amt und in der Firma,
sondern auch die vielen Abend-
termine, die er als Ortschef vor
allem am Wochenende bei Aus-
schüssen, Vereinssitzungen und
Feiern wahrzunehmen habe.
„Ich weiß, dass ich wenig da-
heim bin“, gesteht auch Retten-
bacher während der Autofahrt
nach Wien. „Aber was soll ich
machen? Dann hätte ich das
Bürgermeisteramt nicht anneh-
men dürfen.“ Warum er es trotz-
dem gemacht hat? Er sei eben
„ein politischer Mensch“, ant-
wortet er. Wegen des Geldes ha-
be er den Job nicht angenom-
men. Er wisse nicht einmal, wie
viel er genau verdiene, sagt Ret-
tenbacher. Dass man als Bürger-
meister „reich werden“ könne,
sei allerdings ein Märchen.
Schließlich habe man ja Zah-
lungsverpflichtungen: Nach Ab-
zug der Steuer bleibe ohnehin
nicht viel übrig, ein Großteil des
Gehalts werde für Geschenkkör-
be, Pokalspenden und die eine
oder andere Runde Bier aufge-
wendet. 

70 Telefonate pro Tag

Der Tag vergeht wie im Flug. In-
nerhalb von drei Stunden sucht
Rettenbacher zwei Lieferanten
sowie zwei Baustellen in Wien
auf, gibt Anweisungen an die
Vorarbeiter, kalkuliert Kosten
und telefoniert. Rund 70 Telefo-

nate muss er laut eigenen Anga-
ben jeden Tag führen. Die meis-
ten davon erledigt er während
der Autofahrt – via Freisprech-
einrichtung versteht sich. Über-
haupt verbringt der Politiker
sehr viel Zeit im Auto. Rund
50.000 Kilometer spult er jedes
Jahr auf der Straße ab, neben
Wien führt ihn der Weg auch oft
zur Landesregierung nach St.
Pölten, um dort um Unterstüt-
zung für Projekte und Finanzie-
rungen zu bitten. Die aufgrund
der guten Kontakte auch meis-
tens gewährt werden. Was dem
Bürgermeister allerdings sauer
aufstößt ist, dass immer mehr
Verantwortung auf die Gemein-
den und die Ortschefs übertra-
gen würde. „Als Bürgermeister
stehst du mit einem Fuß immer
im Kriminal“, so Rettenbacher
und nennt die Haftungen für
Bauvorhaben und „abgebroche-
ne Äste“ als Beispiel. „Diese Ver-
antwortung hat sonst niemand,
auch kein Minister.“ 

Es ist 15:23 Uhr, als Rettenba-
cher wieder beim Gemeindeamt
eintrifft. Dort wird er bereits
von den Mitarbeitern erwartet.
Für die Vorbereitung der Ge-
meinderatssitzung sind drei
Stunden veranschlagt, denn da-
nach ist für 19 Uhr eine Frakti-
onssitzung mit den insgesamt
13 Gemeinderäten der ÖVP-na-
hen Bürgerliste „Pro Payerbach“,
der Rettenbacher als Bürger-
meister vorsteht, angesetzt. Das
weiß auch Sauer, der inzwi-
schen mit einem Stapel Papier
im Büro seines Chefs Platz ge-
nommen hat. Auf dem Tisch
steht ein Adventkranz mit einer
brennenden Kerze darauf, die in
dem Raum fast für eine advent-
liche Stimmung sorgt. Rettenba-
cher selbst hat ihn besorgt und
hier aufgestellt. Vielleicht, um
hier und da zur Ruhe zu kom-
men? Zu wünschen wäre es ihm
ja, diesem Bürgermeister.

Dr. Christoph Rella

ist freier Journalist

Als Bürgermeister brauchst du eine dicke Haut,
da muss man halt akzeptieren, wenn die Leute
schlecht über einen reden oder die Zeitung
was schreibt.

Eduard Rettenbacher über das Leben in der Politik

Eduard Rettenbacher (rechts) mit seinem Amtsleiter Jürgen Sauer.
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Die Debatte im Parlament über
die Erhöhung der Politikerbezü-
ge um 1,8 Prozent wurde im Par-
lament äußerst kontrovers ge-
führt, es gab dabei auch zahlrei-
che Ordnungsrufe seitens der
Präsidentin. 
Schließlich passierte der ent-
sprechende Antrag der Koaliti-
onsparteien mit S-V-G-Mehrheit
den Nationalrat. Es ist dies die
erste Bezugserhöhung nach drei
„Null-Lohnrunden“, zuletzt wur-
den die Politikerbezüge im Juli
2008 angepasst. 
Ein Antrag des BZÖ, erneut eine
„Null-Lohnrunden“ zu beschlie-
ßen, fand keine Mehrheit. Auch
der Antrag der FPÖ betreffend
Einführung einer Neuregelung
der sogenannten Altpolitiker-
Pensionen fand keine ausrei-
chende Unterstützung. 
Ebenso blieben die Initiativen
der Grünen, die auf Kostenein-
sparungen bei Politikerpensio-
nen nach altem Pensionsrecht
abzielten, in der Minderheit. Die
Grünen drängten in einem An-
trag und einem Entschließungs-
antrag nicht nur auf eine deutli-
che Anhebung der Pensionssi-
cherungsbeiträge für PolitikerIn-
nen, die unter das alte Pensions-
recht fallen, sie wollen auch in
anderen Sonderpensionssyste-
men wie etwa den Altverträgen
der Oesterreichischen National-
bank progressive Pensionssiche-
rungsbeiträge einführen. 

Die Debatte

Der Abgeordnete Stefan Prähau-
ser (S) wandte sich gegen Versu-
chen, die Gehälter der Politike-
rInnen „nach unten zu lizitie-
ren“, wie er sich ausdrückte. Po-
litikerInnen leisteten gute Arbeit
für Österreich, diese solle auch
entsprechend respektiert und 
finanziell abgegolten werden. 
Kalmierend dann Abgeordneter
Werner Kogler (G), der meinte,

er könne sich vorstellen, dass
man alle fünf bis zehn Jahre
grundsätzlich über die angemes-
sene Höhe von Politikerbezügen
diskutiere, und wie sie anzupas-
sen seien. Es sollte das nicht je-
des Jahr wieder in Streit ausar-
ten. Die Null-Lohnrunden der
letzten Jahre summierten sich
auf eine Kürzung der Politikerbe-
züge von zehn Prozent, auch das
gehöre zum Gesamtbild, das zu
sehen sei. 
Abgeordneter Josef Lettenbich-
ler (V) sprach sich für eine ratio-
nale Argumentation in der Frage
der Politikerbezüge aus. Es sollte
daraus nicht politisches Klein-
geld geschlagen werden. Politi-
sche Arbeit habe einen Wert und
sollte auch adäquat abgegolten
werden. 
Eine Sichtweise, die die Vertreter
der anderen Parteien naturge-
mäß völlig anders sahen. 
So meinte Abgeordneter Werner
Neubauer (F), es sei nicht ange-
bracht, eine Erhöhung der Politi-
kergehälter in der Höhe von 1,8
Prozent vorzunehmen, es handle
sich, je nach Höhe des Grundbe-
trags, um einen beträchtlichen
Zuwachs von 150 bis 411 Euro
monatlich. Der österreichische
Bundespräsident verdiene mehr
als Barack Obama, der Bundes-
kanzler mehr als der britische
Premierminister oder die deut-
sche Bundeskanzlerin. Das sei
angesichts der Krisenzeiten ein
Skandal, den die Freiheitlichen
nicht unterstützen würden. Er
brachte daher einen Abände-
rungsantrag ein, wonach die An-
passung der Bezüge öffentlicher
Funktionäre bis 1. September
2013 und die Anpassung nach
dem Bundesbezügegesetz bis 31.
Dezember 2013 aufzuschieben
wäre.

(Auszugsweise zitiert nach: 
Parlamentskorrespondenz vom 
6. Dezember 2012).

Sichtweise sehr unterschiedlich –
äußerst kontroverse Debatte

Die „angemessenen“ Politikerbezüge

Wilde Sitzung im Parlament

Politik-Glossar

Der Ordnungsruf

Immer wieder gibt es Sitzungen im Parlament,
bei denen Ordnungsrufe „sonder Zahl“ erteilt
werden. In der Geschäftsordnung des Parla-
ments steht festgeschrieben, in welchen Situa-
tionen ein Ordnungsruf seitens des Parlaments-
präsidenten bzw. der Parlamentspräsidentin er-
folgen kann bzw. zu erfolgen hat.
Der Ordnungsruf ist durch „Ruf zur Ordnung“
gekennzeichnet und stellt eine der seltenen 
Situationen von Parlamentssitzungen dar, in der
die aktuellen Redner unterbrochen werden.
Der Ordnungsruf ergeht vor allem dann, wenn
der Anstand oder die Würde des Parlaments mit
einer Aussage verletzt oder wenn gegenüber an-
deren Mitgliedern des Parlaments beleidigende
Äußerung getätigt werden. In den Medien wird
der Ordnungsruf besonders dann gerne publik
gemacht, wenn es sich um eine Situation han-
delt, in der rechts- oder linksextreme Ansichten
thematisiert werden.
In vergangenen Jahren gab es allerdings immer
wieder Politiker, die Ordnungsrufe wie sammel-
ten wie „Auszeichnungen“.

cherpreisindex (Quelle: Statistik
Austria Oktober 2012).
Aufgrund unterschiedlicher lan-
desgesetzlicher Bestimmungen
wird dieser Beschluss nicht in je-
dem Bundesland automatisch
übernommen. In Wien wollten
die Politiker sich selbst beispiels-
weise eine Null-Lohnrunden ver-
ordnen. Die Verwirklichung der
Null-Lohnrunden verhindert je-
doch das Wiener Bezügegesetz.
Ein Aussetzen der Erhöhung sei
nicht möglich – dazu müsste das
Gesetz geändert werden, was
nicht geplant sei, so die zustän-
dige Stadträtin Frauenberger
laut einem Bericht auf Kommu-
nalnet.at. 
Ob die geringere Erhöhung auf
Bundesebene Auswirkungen auf
die Bürgermeisterbezüge hat,
der kundgemachte Anpassungs-
faktor des Rechnungshofes he-
rangezogen wird oder generell
für 2013 eine Sonderregelung
getroffen wird, hängt von der
konkreten landesrechtlichen Si-
tuation in den einzelnen Bun-
desländern ab.  In Vorarlberg
betonte man, dass die Erhöhung
für die Bürgermeister von Klein-
und Kleinstgemeinden höher
ausfallen solle als für gut verdie-
nende Politiker.
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einbarung zu widerrufen, sollen
Personenstandsbehörden auch
für die Entgegennahme der Wi-
derrufe zuständig sein. 
Der Gesetzesänderung liegt die
Vorstellung zu Grunde, dass El-
tern nach der Geburt ihres un-
ehelichen Kindes neben anderen
Formalitäten, wie etwa der Be-
urkundung der Geburt, auch so-
gleich im Sinne eines One-Stop-
Shop eine gemeinsame Obsorge
vor der Personenstandsbehörde
abschließen. Auf diese Weise er-
sparen sich Eltern, so die Argu-
mentation in den Erläuterun-
gen, einen zusätzlichen Amts-
weg. Allein diese Argumen-
tation, die an der
Lebensreali-
tät

vorbeigeht, erweist sich, ohne in
die Tiefe gehen zu müssen, als
Trugschluss.

Bürgerservice 
einmal anders

Eltern, insbesondere Eltern in
häuslicher Gemeinschaft, haben
nach der Geburt ihres Kindes
andere und mit Verlaub wich-
tigere Vorkehrungen und
Entscheidungen zu treffen
als eine einvernehmliche
Regelung darüber, ob (for-
maljuristisch) das unehe-
liche Kind in gemeinsa-
mer Obsorge oder doch
in alleiniger Obsorge
der Mutter aufwach-
sen soll. Die Frage
der Obsorge stellt
sich allenfalls bei
einer anstehen-
den Trennung
oder Auflösung

Aufgaben vom Gericht zu den Personenstandsbehörden überwälzt

Neues Kindschaftsrecht stößt
Gemeinden sauer auf
Aller geäußerter Kritik zum Trotz sollen künftig auch Personenstands-

behörden mit obsorgerechtlichen Aufgaben betraut sein. So sieht es

das neue Kindschaftrechtsänderungsgesetz vor. 

Wurde letztes Jahr der Weih-
nachtsfriede durch das neue
„Medienkooperations- und -för-
derungs-Transparenzgesetz“ ge-
stört, das – man erinnere sich –
unter Strafandrohung dem Ti-

tel gerecht werdend
auch zu völlig

überflüssi-
gen

Leermel-
dungen bei Nichtbestehen von
Kooperationen bzw. Förderun-
gen verpflichtet, so wird der fei-
erliche Ausklang des Jahres
2012 durch die unqualifizierte
Überwälzung von Aufgaben der
Gerichte hin zu den Personen-
standsbehörden getrübt. 
Neben einer umfassenden
Rechtsbelehrung sollen
Personenstandsbehörden
gemäß § 177 Abs. 2
ABGB künftig Obsorge-
vereinbarungen unver-
heirateter Eltern ent-
gegennehmen und
beurkunden. Da ein
Elternteil die Mög-
lichkeit haben
soll, binnen acht
Wochen nach
Abschluss die-
ser Vereinba-
rung ohne
Angabe
von
Grün-
den die
Ver-

Bernhard Haubenberger

Foto: iStock/Valeriy Lebedev
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„Die Abwicklung der gemeinsa-
men Obsorge ist für uns ein
gänzlich neuer Aufgabenbereich.
Ich rechne mit einem Mehrauf-
wand an Arbeit. Die 
Arbeit wird vom
Bund bzw. den Ge-
richten zu den Per-
sonenstandsbehör-
den, den Gemein-
den verlagert. Da-
durch werden die
Gerichte entlastet,
Gemeinden aber be-
lastet, weil sie Um-
rüstungen durch-
führen müssen. Aus
meiner Sicht
kommt es zu keiner
Verwaltungsvereinfachung. Ein-
zig bei den Hausgeburten könnte
es zu einer Vereinfachung füh-
ren, allerding betrifft das nicht
viele Fälle.
Für eine gute Abwicklung ist es
notwendig, dass wir so schnell
wie möglich die notwendigen
Formulare erhalten, dass die
EDV aktualisiert wird und dass
die Mitarbeiter Schulungen er-

halten. Die Schulungen werden
in Niederösterreich normaler-
weise von der Fachabteilung des
Landes beziehungsweise von

den Kommunalaka-
demien abgehalten. 
Ich verstehe nicht,
warum die Änderun-
gen bereits im Febru-
ar in Kraft treten,
denn noch wurden
wir nicht informiert,
wie die Schulungen
abgewickelt werden
sollen. Die Zeit wird
sehr knapp werden. 
Fraglich ist, ob tat-
sächlich mehr Perso-
nal nötig ist. Diese

Frage kann man wohl erst in ei-
nem Jahr beantworten, nämlich
wenn man weiß, wie groß der
Andrang seitens der Eltern wirk-
lich ist. Von Gerichten haben wir
vernommen, dass der Andrang
nicht allzu groß war, nur könnte
es sein, dass es besser angenom-
men wird, wenn Personen-
standsbehörden die Aufgabe er-
ledigen.“ 

„Wir wurden erstmals bei der
österreichischen Fachtagung da-
rüber informiert, dass obsorge-
rechtliche Aufgaben zu den
Standesämtern wandern könn-
ten. Bislang wurden wir aber
noch nicht näher aufgeklärt, wie
diese Veränderung ablaufen
wird. Ich gehe davon aus, dass
es Formulare geben wird und
dass von den Fachverbänden
Schulungen für die Mitarbeiter
angeboten werden.
Wir hoffen, dass sich die Umstel-
lung mit Februar 2013 zeitlich
ausgehen wird. Noch kann ich
jedoch nicht beurteilen, wie auf-
wändig die Arbeit für die Stan-
desämter werden wird, weil ich

nicht weiß, wie groß die Nach-
frage nach der gemeinsamen
Obsorge ist. In Bischofshofen
gibt es jährlich etwa 100 Gebur-
ten, von denen die Hälfte eheli-
che Kinder sind. Wie viele nicht
verheiratete Eltern die gemein-
same Obsorge beantragen, ist
schwer abzuschätzen. Es könnte
sein, dass der Andrang steigt,
jetzt, wo das Thema medial pu-
blik gemacht wird.
Meiner Meinung nach werden
immer mehr Aufgaben auf die
Gemeinden abgewälzt, in die-
sem Fall eben von den Gerichten
auf die Standesämter. 
Wir müssen abwarten, was auf
uns zukommt.“

der häuslichen Gemeinschaft, je-
denfalls aber nicht sofort nach
der Geburt des Kindes. 
Tatsache ist, dass in einer intak-
ten Beziehung kein Regelungs-
bedarf besteht und der Weg zum
Gericht sehr wohl und gerne be-
schritten wird, wenn ein Rege-
lungsbedarf entstehen sollte.
Dass den Eltern durch die Ver-
einbarung einer gemeinsamen
Obsorge beim Standesamt ein

„Amtsweg“ erspart bleibe, wie
dies die Erläuterungen zu dieser
Bestimmung aufzuzeigen versu-
chen, erweist sich auch aus ei-
nem anderen Grund als völlig
verfehlt. 
Da es kein „Obsorgeregister“
gibt, in dem bestehende Obsor-
geregelungen einfach abrufbar
sind, ist der Standesbeamte an-
gehalten, Erhebungen und Re-
cherchen bei Gerichten anzu-
stellen, um in Erfahrung zu brin-
gen, ob bereits anderweitige ob-
sorgerechtliche Regelungen ge-
troffen wurden oder eine von
den Eltern abgeschlossene Ob-
sorgevereinbarung überhaupt
wirksam ist. 
Hinzu kommt, dass – so insbe-
sondere bei Eltern in nicht häus-
licher Gemeinschaft – der Fall
eintreten kann, dass ein Eltern-
teil im Glauben an eine wirksa-
me Obsorgevereinbarung Verfü-
gungen trifft, die er aber man-
gels Wirksamkeit gar nicht hätte
treffen dürfen. Die damit einher-
gehende Rechtsunsicherheit
wird insofern verstärkt, als ein
Elternteil innerhalb von acht
Wochen nach Abschluss der Ob-
sorgevereinbarung ohne Angabe
von Gründen die Vereinbarung
durch einseitige Erklärung wi-
derrufen kann. Eine Informati-
onspflicht des anderen Eltern-
teils ist freilich nicht vorgesehen.

Entlastung der Gerichte
auf Kosten der Gemeinden

Abgesehen davon, dass diese
Regelung weniger eine Erleich-

Mag. Bernhard

Haubenberger 

ist Jurist im 

Österreichischen

Gemeindebund

Johann Dill, Standesamt Neulengbach, NÖ

Sie müssen die neue Aufgabe umsetzen ...

Aus meiner Sicht kommt es zu 
keiner Verwaltungsvereinfachung

Walter Eder, Standesamt Bischofshofen, Salzburg

Der zu erwartende Andrang ist
schwer abzuschätzen

Johann Dill, Standes-
amt Neulengbach, NÖ.

Dass den Eltern durch die Vereinbarung einer
gemeinsamen Obsorge beim Standesamt ein
„Amtsweg“ erspart bleibe, wie dies die Erläu-
terungen zu dieser Bestimmung aufzuzeigen
versuchen, erweist sich als völlig verfehlt.
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terung der Eltern als vielmehr
eine Entlastung der Gerichte auf
Kosten der Gemeinden darstellt,
ist die Verlagerung von Aufga-
ben der Gerichte hin zu den Per-
sonenstandsbehörden auch aus
anderen Erwägungen inakzepta-
bel.
Allein die Verpflichtung zur
Rechtsbelehrung, die weit über
die dem Standesbeamten ei-
gentlich übertragenen Aufgaben
hinausgeht, verkennt die Tatsa-
che, dass Standesbeamte in der
Regel keine rechtskundigen Ver-
waltungsbeamten und daher
auch nicht in der Lage sind, die
Eltern über die Rechtsfolgen ei-
ner gemeinsamen Obsorge zu
unterrichten. Hinzu kommt,
dass eine derart als materiell-
rechtliche Belehrung zu qualifi-
zierende Aufgabe in Fällen mit
Auslandsbezug – wie etwa aus
jüngsten internationalen Obsor-
gestreitigkeiten ersichtlich –
auch eine Kenntnis des interna-
tionalen Privatrechts sowie des
Vollzugs ausländischer obsorge-
rechtlicher Bestimmungen erfor-
dert.
Gemeinden müssen überdies
mit enormen finanziellen Mehr-
belastungen rechnen. Neben
umfassenden technischen Vor-
kehrungen und umfangreichen,
kostspieligen Schulungen der
Standesbeamten bedeutet die
Wahrnehmung dieser obsorge-
rechtlichen Aufgaben auch ei-
nen erhöhten Personalaufwand,
der von den Gemeinden, die be-
reits durch die Einrichtung des
Zentralen Personenstandsregis-
ters über Gebühr belastet wer-
den, nicht getragen werden
kann. 
Zusammenfassend darf festge-
halten werden, dass es weder 
einen nachvollziehbaren Grund
noch einen rechtfertigenden An-
lass gibt, systemwidrig von der
bisherigen Zuständigkeit der Ge-
richte in obsorgerechtlichen An-

Fach- und Bildungsreise 2013
Allein die Verpflichtung zur
Rechtsbelehrung, die weit
über die dem Standesbeam-
ten eigentlich übertragenen
Aufgaben hinausgeht, 
verkennt die Tatsache, dass
Standesbeamte in der Regel
keine rechtskundigen 
Verwaltungsbeamten sind.

Im ersten Halbjahr 2013 über-
nimmt Irland den Ratsvorsitz
der Europäischen Gemeinschaft.
Dublin ist somit auch Reiseziel
der ersten Fach- und Bildungs-
reise im neuen Jahr. Von 22. bis
25. Mai 2013 können Bürger-
meister und Gemeindemandata-
re die Grüne Insel in ihrer Viel-
fältigkeit erleben. 
Gleich nachdem Sie in Dublin
angekommen sind, werden Sie
bei einer Stadtrundfahrt die
schönsten Seiten der ursprüng-
lich von den Wikingern gegrün-
deten Stadt erleben können.
Wie viele europäische Haupt-
städte ist auch Dublin durch ei-
nen Fluss, den Liffey, zweige-
teilt. 
Der Donnerstag steht für offi-
zielle Termine zur Verfügung.
Die Teilnehmer lernen hier die
kommunale Struktur der Insel
kennen, die sich von der öster-
reichischen komplett unterschei-
det. Im Rahmen der Fach- und

Bildungsreise wird außerdem
 eine Sitzung des Präsidiums des
Gemeindebundes gemeinsam
mit den Landesgeschäftsführern
sowie eine Sitzung des Europa-
ausschusses stattfinden. 
Am Freitag werden weitere
Highlights Irlands besucht, wie
das Malahide Castle, ein Schloss
aus dem 12. Jahrhundert.
Am Samstag geht es nach einem
gemütlichen Frühstück zurück
nach Österreich. 
Bis auf Klagenfurt, kann ein
Flug mit einmal Umsteigen aus
allen österreichischen Flughäfen
angeboten werden.

Vom 22. bis 25. Mai 2013 ruft die irische Hauptstadt Dublin

„céad míle fáilte“ – 100.000-
fach Willkommen in Irland

1250 Euro pro Person im Dop-
pelzimmer (Einbettzimmerzu-
schlag 199 Euro)
Fakultativprogramm für 
Begleitpersonen: 40 Euro 
pro Person.
Es gibt keine zusätzliche Auf-
zahlung bei der Anreise aus
den Bundesländern! 

Bitte melden Sie sich bis 
28. Februar 2013 bei 
Petra Stossier per E-Mail: 
petra.stossier@
gemeindebund.gv.at an.

Pauschalpreis

Wissen

Dublins Wappen mit den drei Türmen auf einer grünen Fahne mit der Harfe,
die schon seit dem 13. Jahrhundert ein Wahrzeichen Irlands ist. Die Flammen
stehen für Wachsamkeit, nicht für kriegerische Ereignisse. Der Wahlspruch
auf dem Wappen lautet übersetzt: „Der Gehorsam der Bürger ist das Glück
der Stadt“. 

Dublin ist die Hauptstadt der Re-
publik Irland. Der irische Name ist
Baile Átha Cliath und bedeutet
„Stadt an der Hürdenfurt“. Der Na-
me Dublin ist die englische Form
von Dubh Linn (irisch für „Schwar-
zer Tümpel“) nach einem Wikin-
ger-Dorf von 842 n. Chr.
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Rund zwei Drittel dieser insge-
samt 320 Millionen Euro fließen
ausschließlich den Gemeinden
als Erhalter der Volks- und
Hauptschulen zu. Diese Mittel
dienen in erster Linie zur Abde-
ckung des Mehraufwandes, der
den für die Freizeit der schuli-
schen Tagesbetreuung zuständi-
gen Schulerhaltern entsteht. Ne-
ben einer Anschubfinanzierung
von bis zu 55.000 Euro pro Grup-
pe für infrastrukturelle Maßnah-
men, wie etwa der Schaffung
oder Adaptierung von Gruppen-
räumen, Küche, Speisesälen etc.,
sollen mit diesen Mitteln auch
die Kosten für das bereits beste-
hende und zusätzlich erforderli-
che Freizeitpersonal mitfinan-
ziert werden. Hierfür sind bis zu
8000 Euro pro Gruppe und Jahr
vorgesehen.
Um das Angebot zu erhöhen, ha-
ben sich die Regierungsparteien
nach wochenlangen Verhandlun-
gen darauf geeinigt, die Mittel

für den Ausbau von Ganztags-
schulen auf 160 Millionen Euro
pro Jahr zu verdoppeln. Bis 2019
sollen rund 200.000 Schüler
ganztägig betreut werden kön-
nen. Die Details der Ausbau- und
Finanzierungsformen werden
zwischen Bund und Ländern in
15a-Vereinbarungen geregelt
werden. 

Mehr Geld ist gut, 
aber Bedingungen 
noch zu klären
Die Gemeinden als Erhalter der
Pflichtschulen begrüßen natür-
lich, wenn mehr Mittel für die
Ganztagsschule zu Verfügung ge-
stellt werden. Werden doch die
Wünsche der Eltern betreffend
einer ganztägigen Betreuungs-
form zu allererst an die Gemein-
den herangetragen. Die Nachfra-
ge der Eltern ist groß, und dies
nicht nur im urbanen Bereich.
Auch im europäischen Vergleich
bieten unsere Nachbarländer seit
Jahren mehr oder weniger flä-
chendeckend Nachmittagsbe-
treuung an. Von den Nordstaaten
wie Schweden und Finnland an-
gefangen, bis Frankreich und
Deutschland besteht großteils ein

Mittel auf 160 Millionen Euro aufgestockt

Der Ausbau ganztägiger 
Schulformen ist nun fix
Der Ausbau ganztägiger 
Schulformen ist nun fix
Nach wochenlangem Ringen haben sich die Regierungsparteien nun

doch auf den Ausbau ganztägiger Schulformen geeinigt. Die dafür be-

reitgestellten Mittel werden auf 160 Mio. Euro pro Jahr erhöht.

Laut Umfragen wünschen sich
mehr als die Hälfte aller Eltern
eine Ganztagsbetreuung für ihre
Kinder. Mehr Betreuungsplätze
sind Wunsch der Eltern und füh-
ren zu einer besseren Vereinbar-
keit von Beruf und Familie. Eine
Anpassung der schulischen Ange-
botsstruktur in Form eines Aus-
baus ganztägiger Schulformen ist
daher ebenso notwendig wie die
Schaffung der dafür erforderli-
chen Rahmenbedingungen. Be-
reits im Vorjahr wurde ein Artikel
15a B-VG Vereinbarung über den
Ausbau der ganztägigen Schul-
formen abgeschlossen, um eine
Erhöhung der Betreuungsquote
im allgemeinbildenden Pflicht-
schulbereich und an allgemein-
bildenden höheren Schulen zu
erzielen. Bis einschließlich 2014
stehen jährlich 80 Millionen Euro
als Anschubfinanzierung für
Schulerhalter zur Verfügung.

Hofrat Dr. Walter

Leiss ist General -

sekretär des 

Österreichischen

Gemeindebundes

Walter Leiss

Der Ausbau ganztägiger Schulfor-
men ist sicher notwendig und zu be-
grüßen, allerdings sind auch die
Rahmenbedingungen, unter 
denen Ganztagsschulen 
funktionieren müssen, 
abzuklären. 
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Ganztagsschulangebot. Auch die
positiven pädagogischen und so-
zialen Auswirkungen der ganz -
tägigen Betreuung sind weitge-
hend unbestritten. Der Ausbau
ganztägiger Schulformen ist da-
her sicher notwendig und zu be-
grüßen, allerdings sind auch die
Rahmenbedingungen, unter de-
nen Ganztagsschulen funktionie-
ren müssen, abzuklären. 
Schon bisher hat sich gezeigt,
dass die Vollziehung der beste-
henden 15a-Vereinbarung zu ei-
nigen Problemen geführt hat. So
werden derzeit bauliche Maß-
nahmen im Sinne von Neubau-
ten und Zubauten, die mangels
Platzressourcen notwendig wä-
ren, nicht von dieser Förderung
erfasst. Auch ist die derzeitige
Aufteilung der Mittel nicht flexi-
bel im Hinblick auf die Verwen-
dung für Infrastruktur und Perso-
nal. Die Förderung deckt nur ei-
nen Teil der Kosten, die bei den
Gemeinden anfallen ab und ist
letztlich nur als Anschubfinanzie-
rung konzipiert. Neben diesen
schon bestehenden Problemen
sind noch viele weitere Fragen of-
fen, die bei einer kompletten Sys-
temumstellung umso virulenter
werden. Uneinigkeit besteht bei-
spielsweise darin, in welcher
Form die Ganztagsschule angebo-
ten werden soll. Zwei Möglich-
keiten stehen hier zu Diskussion:
eine verschränkte Schulform, bei
der auch am Nachmittag unter-
richtet wird, oder eine Form der
reinen Nachmittagsbetreuung.
Wer soll über die Form der Nach-

mittagsbetreuung entscheiden?
Sind es die Lehrer, die Eltern oder
die Schülervertretung? Was ist,
wenn keine Einigung erzielt wer-
den kann? Deswegen hatte Ge-
meindebund-Präsident Helmut
Mödlhammer auch vorgeschla-
gen, bei Uneinigkeit zwischen
Lehrern und Eltern den jeweili-
gen Schulerhalter entscheiden zu
lassen. Eine Idee, die in der Ge-
setzgebung leider keine Berück-
sichtigung mehr gefunden hat. 
Aber egal ob eine verschränkte
Ganztagsschule oder eine Nach-
mittagsbetreuung angeboten
wird, ist es erforderlich, abzuklä-
ren, welche Aufgaben künftig die
Lehrer übernehmen sollen und
welche Aufgaben von zusätzli-
chem Betreuungspersonal zu er-
füllen sind. Hierfür sind sicher-
lich Adaptierungen im Lehrer-
dienstrecht erforderlich, genauso
wie die Frage, wie dieser Mehr-
aufwand für die Lehrer abzugel-
ten ist. Auch für das Betreuungs-
personal muss ein eigenes Be-
rufsbild als Freizeitpädagogen
geschaffen werden. Die dienst-
rechtliche Stellung der Freizeit-
pädagogen gehört genauso gere-
gelt wie die Zusammenarbeit mit
den Lehrern. Klargestellt muss
auch sein, dass das Betreuungs-
personal nicht in die Kompetenz
der Gemeinden fällt. Offen ist

auch, wie das jetzige Nachmit-
tagsbetreuungsangebot von Ge-
meinden und Vereinen in die
ganztägige Schulform integriert
werden kann. 
Unbestritten ist, dass für die Ge-
meinden die ganztägige Schul-
form – in welcher Weise sie auch
umgesetzt wird – einen wesentli-
chen finanziellen Aufwand erfor-
dert. Die Schulen müssen den
Herausforderungen, die mit einer
ganztägigen Schulform verbun-
den sind, entsprechen. Wesent -
liche bauliche Maßnahmen sind
erforderlich. Von Essensplätzen
angefangen, der Infrastruktur für
die Küche, adäquate Freizeit-
räumlichkeiten bis hin zu geeig-
neten Arbeitsplätzen für die Leh-
rer. Dies erfordert nicht nur einen
einmaligen Investitionsbedarf,
sondern eine langfristig gesicher-
te Finanzierung der mit ganztägi-
gen Schulformen verbundenen
höheren Betriebs- und Personal-
kosten. Neben der Absicherung
der finanziellen Mehraufwen-
dungen für die Gemeinden ist es
allerdings genauso erforderlich,
die Rahmenbedingungen zu klä-
ren und gesetzlich zu normieren.
Dies ist die Grundvoraussetzung
dafür, dass ganztägige Schulfor-
men in der Praxis auch funktio-
nieren. Die Erwartungshaltung
der Eltern ist groß. 
Die Gemeinden sind sicher be-
reit, ihren Beitrag zu leisten, al-
lerdings nur dann, wenn das Ge-
samtkonzept stimmt.

Unbestritten ist, dass für die Gemeinden die
ganztägige Schulform einen wesentlichen 
finanziellen Aufwand erfordert. Die Schulen
müssen den Herausforderungen entsprechen.
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Signaturkarte. Die ist ideal,
wenn man beruflich oft etwas zu
unterschreiben hat. Andererseits
gibt es auch noch die Handysig-
natur sowie andere technische
Möglichkeiten. Insgesamt gibt es
derzeit eine Viertelmillion Signa-
turen. Vor allem bei den Handy -
signaturen ist die Tendenz stark

steigend. 
Unser Ziel für das kom-
mende Jahr ist es, den
Menschen und den Unter-
nehmen, vor allem den
KMU, klarzumachen, wel-
che Vorteile es bringt,
wenn sie Behördenwege
elektronisch absolvieren
können. 

Wie wollen Sie die 
Gemeinden einbinden?
Eines unserer Erfolgsre-
zepte im E-Government
ist, dass wir mit allen Ge-

bietskörperschaften gut reden
können. Unsere Verbindung zu
den Gemeinden ist vor allem die
Seite www.help.gv.at. Das ist das
Serviceportal für die Bürger und
die Unternehmen, wo man alles,
was man von der Verwaltung
wissen will, erfahren kann, wo
man Formulare herunterladen
kann etc. Derzeit sind 800 Ge-
meinden direkte help-Partner.
Das bedeutet, dass diese Ge-
meinden die Inhalte von help.gv.
at auf ihre Homepage übernom-
men haben. Es sieht dann also
aus wie ein Teil der Gemeinde-
Homepage, ist aber in Wirklich-

keit help.gv.at. Dadurch wird die
Nutzung erhöht. Für uns hat das
den Vorteil, dass wir immer wie-
der Feedback von den Gemein-
den erhalten, wie man unsere
Angebote verbessern kann. 

Sind diese 800 Gemeinden nur gro-
ße oder sind da auch kleinere da-
bei?
Wir haben Gemeinden aller Grö-
ßenordnungen, allerdings zeigen
größere Gemeinden eher mehr
Interesse als kleine. Es hängt im-
mer sehr stark davon ab, ob es in
der Gemeinde jemanden gibt,
der sich auf diesem Gebiet sehr
engagiert. Wenn ein Bürgermeis-
ter oder ein Amtsleiter sehr IT-af-
fin ist, dann genügt oft schon ein
einziges Telefonat. 
Wäre ich Bürgermeister einer
3000-Einwohner-Gemeinde,
dann würde ich dafür sorgen,
dass help.gv.at auf die Gemein-
de-Homepage kommt, denn so
einfach und so günstig kommt
man sonst nicht zu so einem um-
fassenden Informationsangebot.
Und ich würde dafür sorgen,
dass auch die Services der Ge-
meinde in diese Schiene inte-
griert werden.
Wir haben jährlich zehn Millio-
nen Kunden auf help.gv.at. Sta-
tistisch geht also jeder Österrei-
cher mindestens einmal im Jahr
auf die Seite und holt sich dort
Informationen. Wenn das ein
Amt wäre, dann hätte es 300 bis
400 Schalter! Die erspart man
sich, wenn die Bürger ihre Infor-
mationen aus dem Internet be-
ziehen können. Unter diesem As-
pekt sollten auch die Gemeinden
die Möglichkeiten eines informa-
tiven Internet-Angebotes sehen.
Ein Beispiel wäre etwa die Volks-
befragung über die Wehrpflicht
im Jänner. Die Gemeinden er-
sparen sich viel Arbeit, wenn die
Bürger ihre Stimmkarte einfach
herunterladen – und zwar abso-
lut fälschungssicher. Bisher nut-

Manfred Matzka, Leiter der Präsidialsektion im Bundeskanzleramt, im Gespräch

„Wäre help.gv.at ein Amt, hätte
es 300 bis 400 Schalter“
Wann immer Österreich im puncto E-Government vor den Vorhang ge-

holt wird, kann man sicher sein, dass Manfred Matzka dahinter steckt.

Zu den Kernaufgaben des 63jährigen Top-Juristen gehören unter ande-

rem die Koordinierung der IKT-Strategie des Bundes mit der Plattform

Digitales Österreich und die Website help.gv.at. KOMMUNAL sprach mit

dem Mastermind der österreichischen E-Government-Erfolge.

Was wird sich beim E-Government
im nächsten Jahr tun?
Manfred Matzka: Es geht jetzt
nicht darum, etwas Neues zu er-
finden, denn wir haben in unse-
rer Werkzeugkiste alles was die

Bürger brauchen. Wichtig ist es
nun, in die Breite zu gehen und
mehr Kunden zu gewinnen. 

Die Bürgerkarte ist ein Erfolgsmo-
dell. Welche Partizipationsmög-
lichkeiten oder Synergieeffekte für
die verschiedenen Verwaltungs-
ebenen sehen Sie?
Die Bürgerkarte ermöglicht eine
voll gültige elektronische Unter-
schrift. In einer elektronischen
Gesellschaft braucht man eine
solche elektronische Unter-
schrift. Wir bieten diese Variatio-
nen in verschiedenen Möglich-
keiten an. Einerseits mit einer

Helmut Reindl & Hans Braun

Im heurigen Sommer wurde die Frage
behandelt, wann Rasenmähen er-
laubt ist. Wir haben sehr rasch Rück-
meldungen von den Gemeinden über
die jeweiligen Regelungen erhalten
und diese ins Netz gestellt.

Manfred Matzka über eines der Themen,
das die Menschen überall in Österreich
gleich betrrifft
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zen erst 50 Gemeinden diese
Möglichkeit. ...

Ist es angedacht, auch Flächen-
widmungspläne online zu stellen?
Das zu entscheiden, ist Sache
der Gemeinden. Aus unserer
Sicht wäre das aber sehr wün-
schenswert. Ein Feld, das wir –
und auch sonst noch niemand
auf der Welt – angegangen sind,
ist die Automatisierung in Be -
reichen des Verwaltungsverfah-
rens. Das betrifft nicht nur die
Flächenwidmungspläne, son-
dern ganz grundlegende Fragen
wie „Wer ist Partei und wer ist
Beteiligter?“ Das könnte man  
auf einer Landkarte der Gemein-
de sehr gut in verschiedenen 

Farben darstellen. Eine andere
Mög lichkeit, wo man das Inter-
net gut nutzen kann, wären
 große Verfahren im Umweltbe-
reich, wo oft über 1000 Leute zu
einer öffentlichen Anhörung
kommen.  ... 

Gibt es da nicht Probleme mit dem
Datenschutz? Zuletzt gab es ja An-
zeigen gegen Bürgermeister, die
Gemeindemitgliedern zum Ge-
burtstag gratuliert haben.
Natürlich sind das heikle The-
men, bei denen man aufpassen
muss. Grundsatz für uns ist, dass
niemand mitmachen muss, der
nicht will. Diese Dinge werden
sich im Laufe der Zeit entwi-
ckeln. Wenn in einer Gemeinde

nichts elektronisch passiert als
dass der Bürgermeister die Ge-
burtsdaten nutzt, um zu gratu-
lieren, dann kann das zu solchen
Reaktionen führen. Wenn aber
sehr Vieles elektronisch erledigt
wird und vielleicht die Hälfte der
Gemeindebürger eingebucht ist,
weil sie das haben wollen, dann
wird das zur Normalität. ...

Das Bundeskanzleramt hat vor
Kurzem das Institut für Staatsorga-
nisation und Verwaltungsreform
aus der Taufe gehoben. Welche
Impulse erwarten Sie davon?
In zentralen Verwaltungen mit
Koordinationsfunktionen ist es
üblich, dass man wissenschaftli-
che Politikberatung macht, die
über das aktuelle Tagesgesche-
hen hinaus geht. Es geht darum,
Wissen zu bündeln, Publikatio-
nen mit externen Experten zu
veröffentlichen oder Veranstal-
tungen zu machen. Erst kürzlich
haben wir uns – übrigens unter
Beteiligung von Städtebund und
Gemeindebund – zusammenge-
setzt, um Fragen der direkten
Demokratie zu erörtern. Dabei
sind wir zu dem Schluss gekom-
men, dass es da nicht nur um
Fragen geht, wie etwa bei wie
vielen Unterschriften ein Volks-
begehren zu einer Volksabstim-
mung führen muss. Uns ist viel-
mehr klar geworden, dass direk-
te Demokratie viel früher anset-
zen muss und dass das auch viel
mit Partizipation im Verwal-
tungsverfahren zu tun hat. ...
Die Fragen sind: Wo können
Bürger etwas zur Gestaltung des
Gemeinwesens mitarbeiten?
Wie kann man das organisieren?
Welche neuen Medien kann man
da einbeziehen? Volksbegehren
und New Social Media haben ja
Vieles gemeinsam. ... 

Welchen Mehrwert können die Ge-
meinden von dem neuen Institut
erwarten?
Zunächst wird es Veranstaltun-
gen und Publikationen zum The-
ma direkte Demokratie geben.
Wir werden die Gemeinden und
die Gemeindeverbände einla-
den, dabei mitzumachen. Wie
gesagt, wollen wir ein Projekt
gemeinsam mit Schweizer Kolle-
gen machen. Da wird ein Staats-
schreiber eines Schweizer Kan-
tons kommen, der viel über die
regionale und lokale Praxis be-

Manfred Matzka (Mitte) im Gespräch mit Hans Braun. Christian Rupp (rechts), Sprecher des IKT-
Boards des Bundes, passt auf.

Der elektronische Versand
kommunaler Postsendun-
gen kann – auch kleineren
– Gemeinden viel Geld er-
sparen. Für Gemeinden
mit einer Größe von 1001
bis 2500 Einwohnern ist
eine jährliche Ersparnis in
der Höhe bis zu 3600
Euro möglich. Umfangrei-
che Informationen zur An-
bindung einer Gemeinde
an die elektronische Zu-
stellung, sodass diese über
einen elektronischen Zu-
stelldienst versenden
kann, findet man unter:
http://zkopf.zustellung.
gv.at/zkopf/index.jsp
Damit die Gemeinde Do-
kumente über einen elek-
tronischen Zustelldienst
empfangen kann, ist le-
diglich notwendig, dass
sie sich bei einem elektro-
nischen Zustelldienst re-

gistriert (vor der Registrie-
rung ist eine Eintragung
der Behörde in das Ergän-
zungsregister für sonstige
Betroffene, kurz ERsB,
notwendig). Die Informa-
tionen zur Anmeldung bei
einem elektronischen Zu-
stelldienst und zur Eintra-
gung in das ERsB finden
sich auf http://www.digi-
tales.
oesterreich.gv.at/
site/5532/default.aspx
Bei der der nicht-nach-
weislichen Zustellung (E-
Mail, „Registered Mail“
oder Auslagerung von
Druck und Versand durch
Nutzung von Druckstra-
ßen für Massensendun-
gen) ergibt sich ein Ein-
sparungspotenzial gegen-
über der postalischen Ver-
sendung bis zu 97 Pro-
zent.

Um Einsparungen bei der
Versendung von kommu-
nalen Poststücken zu lu-
krieren und somit das Ge-
meindebudget zu entlas-
ten, bedarf es folgender
Maßnahmen:
3 Verstärkte Anbindung
und Nutzung der elektro-
nischen Zustellung über
einen elektronischen Zu-
stelldienst durch die Ge-
meinden.
3 Stärkere Verbreitung
der Handy-Signatur bzw.
Bürgerkarte zur Nutzung
elektronischer Zustellpost-
fächer bei der Bevölke-
rung.
3 Unterstützung durch
Gemeinden bei der Akti-
vierung der Handy-Signa-
tur bei den Gemeindebür-
gerinnen und Gemeinde-
bürgern.

Wissen

Einsparungspotenziale durch elektronische Zustellung
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Dennoch: Bei der bevorstehen-
den Volksbefragung ist vieles an-
ders. Aufgrund des vor rund ei-
nem Jahr beschlossenen Wahl-
rechtsänderungsge-
setzes 2011 wur-
den neue Regelun-
gen bezüglich der
Wahlkarten in der
Rechtsordnung ver-
ankert. Sie betref-
fen sowohl die Ausgabe der
Wahlkarten – bei der Volksbefra-
gung, und somit auch in diesem
Artikel, als Stimmkarte bezeich-
net – als auch deren Rücklangen
bei der zuständigen Behörde,
für den Fall, dass sie zur Stimm-
abgabe mittels Briefwahl ver-
wendet worden sind.

Ausstellung der Stimmkarten
– sehr viele Änderungen

Ein Einzelfall, bei dem es zur
missbräuchlichen Verwendung
einer Wahlkarte gekommen ist,
war der Anlass, dass der Gesetz-
geber für die Ausfolgung von
Stimmkarten deutlich strengere
Regelungen als sie bisher gegol-
ten haben, beschlossen hat. Es
war übrigens tatsächlich der Ge-

setzgeber, der die Reform voran -
getrieben hat: Der Anstoß zu
Änderungen kam nicht aus der
Verwaltung, sondern von den
Klubs der Regierungsparteien,
die ihre Überlegungen in einen –

dann allerdings mit dem BM.I
gründlich abgestimmten – Ini-
tiativantrag münden ließen.
Kern der neuen Regelungen ist,
dass bei der Beantragung einer
Stimmkarte zu einem Zeitpunkt,
sei es bei der Beantragung, sei
es bei ihrer Ausfolgung, eine Un-
terschrift geleistet werden muss.
Bei einem mündlichen Antrag
sollte das kein Problem sein, bei
einer schriftlichen Beantragung
bedeutet dies jedoch, dass die
Stimmkarte „eingeschrieben“
übermittelt werden muss, wenn
die Willensäußerung auf der
entsprechenden Internetmaske
nicht digital signiert war. Eine
Ersatzzustellung ist aber weiter-
hin zulässig. Nicht zulässig ist
diese lediglich beim Personen-
kreis der in Heil- und Pflegean-

Wahlrechtsänderungsgesetz 2011 im Praxistest

Volksbefragung 
am 20. Jänner 2013
– alles Routine?
Dass es noch nie in der österreichischen Geschichte eine

Volksbefragung gegeben hat, darauf kommt es nicht

wirklich an. Aus der Sicht der Wahladministration unter-

scheidet sich eine Volksbefragung kaum von einer bun-

desweit durchgeführten Wahl; viele Ähnlichkeiten, vor

allem zum zweiten Wahlgang einer Bundespräsidenten-

wahl, sind nicht zu übersehen.

Robert Stein

In gewissem Umfang können die Gemein-
den mit organisatorischen Maßnahmen
den einen oder anderen Euro einsparen.

richten kann. Das ist jemand,
mit dem österreichische Ge-
meinden sonst nicht in Kontakt
kommen. 
Wenn heute beispielsweise ein
Vertreter einer österreichischen
100.000-Einwohner-Stadt zu mir
kommt und sagt, er möchte ein
Risikomanagement-System auf-
bauen, dann kann ich ihn an die
zuständige Abteilungsleiterin in
Zürich verweisen, denn das ist
die beste Expertin, die es im 
Bereich kommunalen Risikoma-
nagements in Europa gibt. Wir
wollen Netze knüpfen, die den
Entscheidungsträgern nutzen.
Wir haben auch gute Kontakte
zu den skandinavischen Län-
dern, wo es Experten zu vielen
kommunalen Themen gibt.

2013 wurde von der EU-Kommissi-
on zum „Jahr der Bürger“ ausgeru-
fen. Was kann der Staat tun, damit
ihm die Bürger nicht den Rücken
zuwenden?
Direkte Demokratie ist da sicher
ein wichtiges Thema. Ein zwei-
ter Punkt sind unsere zahlrei-
chen Serviceangebote, die wir
den Bürgern bieten. Ein aktuel-
les Beispiel ist unsere neu entwi-
ckelte Behördenfinder-App. Da-
mit kann man jederzeit bei-
spielsweise die nächste Polizei-
dienststelle finden. 
Die Frage, wie man vor allem
junge Menschen dazu bringt, 
eine positive Einstellung zum
Staat zu bekommen, stellen sich
viele Experten. Die Antworten
sind aber eher spärlich. Der Ein-
satz neuer Medien und Techni-
ken ist da sicher ein wichtiger
Punkt, aber das alleine macht es
nicht aus. Den Stein der Weisen
hat da noch niemand gefunden. 
Uns ist es wichtig, dass die Mit-
glieder der Bundesregierung als
Teil der heutigen IT-Welt wahr-
genommen werden. Die Regie-
rungsmitglieder nutzen alle die
Möglichkeit der elektronischen
Unterschrift. Für ein Land wir
Österreich ist es wichtig, dass
die politische Spitze IT-affin ist.
Das ist einer unserer Standort-
vorteile. ...

Aus Platzgründen gekürzt, die
Langversion des Interviews fin-
den Sie auf www.kommunal.at
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stalten untergebrachten Perso-
nen, die bei der Übernahme der
Stimmkarte selbst unterschrei-
ben müssen. Für Personen, die
zu unterschreiben nicht in der
Lage sind, hat der Gesetzgeber
jedoch die Möglichkeit eines Ak-
tenvermerks über den Überga-
bevorgang vorgesehen.

Wer trägt die Mehrkosten?

Nicht übersehen werden darf,
dass der Gesetzgeber den bei
den Gemeinden zweifelsfrei vor
allem für Portogebühren anfal-
lenden Mehrkosten eine deutli-
che Anhebung der in den einzel-
nen Wahlrechtskodifikationen
festgelegten Pauschalentschädi-
gungs-Sätzen entgegengestellt
hat. Es liegt in der Natur einer
Pauschalentschädigung, dass ei-
ne Anhebung der Sätze entste-
hende Mehrkosten in manchen
Fällen voll abdecken wird, in an-
deren aber nicht. In gewissem
Umfang können die Gemeinden
mit organisatorischen Maßnah-
men den einen oder anderen
Euro einsparen. Portokosten –
vor allem für Einschreibgebüh-
ren – können Gemeinden ver-
meiden, indem sie sich, z. B.
wenn sie eine größere Menge an
Stimmkarten an in einer be-
stimmten Einrichtung wohnen-
de Wahlberechtigte zu übermit-
teln haben, sich nicht der Post

AG, sondern eines Boten (einer
Botin) bedienen. Jeder digital
signierte Antrag auf Ausstellung
einer Stimmkarte – auch eine
Handysignatur ist zulässig – er-
öffnet die Möglichkeit, die
Stimmkarte in einem „normalen
Brief“ zu übermitteln, mit dem
angenehmen Nebeneffekt, dass
sich der Antragsteller (die An-
tragstellerin) den Gang zur Post-
filiale oder zur Postgeschäfts-
stelle erspart.

Auch beim Rücklauf der
Wahlkarten alles neu

Nach vielen endlosen Diskussio-
nen gehört die oft kritisierte
„Acht-Tage-Frist“ schon bei der
bevorstehenden Volksbefragung
der Vergangenheit an. Das be-
deutet, dass die Stimmkarten
schon am Befragungstag, um
17.00 Uhr, bei der zuständigen
Bezirkswahlbehörde eingelangt
oder in einem Wahllokal des
Stimmbezirks – während der
Öffnungszeiten dieses Lokals –
hinterlegt sein müssen. Die
„BHs“ und die Statutarstädte
werden auch am Samstag zur
Entgegennahme von Stimmkar-
ten aus dem Stimmbezirk offen
halten. Damit eingeschrieben
übermittelte Stimmkarten nicht
am Freitag vor der Wahl in der
einen oder anderen Postfiliale
oder Postgeschäftsstelle „stran-

den“, weil sie nicht behoben
worden sind, wurde in der –
auch für Volksbefragung gelten-
den – Nationalrats-Wahlordnung
1992 die so genannte „zweite
Chance“ verankert: Organisato-
risch vom BM.I und von der Post
AG betreut, werden die Gemein-
den nicht behobene Stimmkar-
ten – von wo diese auch immer
her sein mögen – von den Diens-
tellen der Post AG abholen und
für eine mögliche Stimmabgabe
in einem Wahllokal bereithalten.

Wahlrechtsanpassungsgesetz
2012 – schon gehört davon?

Das Wahlrechtsänderungsgesetz
2011 war nicht das letzte Ge-
setz, das für die bevorstehende
Volksbefragung relevant ist. Die
Änderungen in den Gebietsein-
teilungen in der Steiermark ha-
ben es notwendig gemacht,
„maßgeschneiderte“ Regelungen
vorzusehen, die den Weg für ei-
ne reibungslose Vollziehung der
Wahlkartenlogistik trotz Wech-
sel in der Zuständigkeit einiger
Wahlbehörden freigeben. Ein für
die Gemeinden wichtiges Ne-
benprodukt dieser Gesetzesno-
velle: eine als zweifelsfrei ver-
fehlt zu betrachtende Regelung,
die die Gemeinden gezwungen
hätte, den Bürgerinnen und Bür-
gern über zehn Tage, also auch
über ein Wochenende, Einsicht
in die – ohnedies zu diesem
Zeitpunkt schon allgemein be-
kannte – Fragestellung zu ge-
währen, konnte „just on time“
aus dem Volksbefragungsgesetz
1989 eliminiert werden.

Mag. Robert Stein

ist Leiter der Abtei-

lung III/6, „Wahl-

angelegenheiten“,

im BM.I

Zur Information der Gemein-
den stellt das Bundesministeri-
um für Inneres umfangreiche
Materialien, darunter den be-
kannten „Leitfaden“, zu Verfü-
gung. Fast alle Materialien
sind „herunterladbar“, viele
Formulare, insbesondere jene
für Niederschriften, auch aus-
füllbar und speicherbar:
www.bmi.gv.at/volksbefragung/
drucksorten

Web-Tipp

Kern der neuen Regelungen ist, dass bei der Beantragung einer Stimmkarte zu einem Zeitpunkt,
sei es bei der Beantragung, sei es bei ihrer Ausfolgung, eine Unterschrift geleistet werden muss.
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Nicolaus Drimmel

ist Jurist im

Österreichischen 

Gemeindebund und

leitet die Abt. Recht

und Internationales

da weiß man in aller Regel, was
von der Kommune zu erwarten
ist oder was man dem Gemein-
wesen auch schuldet.
Das Jahr der Bürgerinnen und
Bürger kann daher nicht allein
auf das zur EU ausgerichtet sein.
Das Unionsdokument spricht ja
auch von der Unionsbürgerschaft
als „Konzept“, das 1993 gleich-
sam auf die bestehenden Bürger-
rechte der Mitgliedstaaten aufge-
setzt wurde. 
Grund- und Freiheitsrechte müs-
sen im Wege der Gesetzgebung
der Mitgliedstaaten umgesetzt
und garantiert werden, dazu ge-
hört nicht nur die Willensbildung
für die Zusammensetzung eines
Europäischen Parlaments, son-
dern auch die Möglichkeit, sich
in seinem Wohnsitzland am Ge-
meinwesen, der „Res Publica“, zu
beteiligen. Abgeleitet von der
Reise- und Niederlassungsfreiheit
gibt es daher zum Beispiel auch
ein Wahlrecht der EU-Bürger/in-
nen auf kommunaler Ebene. In
Österreich wurde dies anlässlich
des EU-Beitritts 1994 in der 
Bundesverfassung verankert und
sukzessive in den Gemeinde-
bzw. Wahlordnungen der Länder
umgesetzt.

Seit kurzem zeigt sich aber auch,
dass in den letzten 20 Jahren
nicht nur Rechtsbestand der Mit-
gliedstaaten in die Unionsbürger-
schaft eingeflossen ist, sondern
dass es auch einen gestalteri-
schen Bereich der Union gibt, der
durchaus ausgeschöpft wird. Ein
Beispiel dafür ist etwa die Euro-
päische Bürgerinitiative, ein le-
gislatives Initiativrecht der Euro-
päischen Union, das seit April
2012 ausgeübt werden kann.
Diese formalen Mitbestimmungs-
und Beteiligungsrechte müssen
als Säulen der Demokratie ge-
würdigt werden, aber es ist doch
immer die gesellschaftlich-politi-
sche Basis, an der eine Bewusst-
seinsbildung und demokratische
Mitbestimmung erfolgt. Und eine
solche läuft eben in den Gemein-
den ab. Vieles ginge auch über
verfassungsrechtlich gewährleis-
tete Wahlrechte oder Plebiszite,
aber der Kern der demokrati-
schen Mitbestimmung in den Ge-
meinden hat einen nicht so for-
malen Charakter. Demokratische
Gesinnung sollte man auch nicht
alle vier oder fünf Jahre bei den
jeweiligen Wahlen wie einen Hut
in der Garderobe abgeben, son-
dern sie sollte täglich gelebt wer-
den. Hier gibt es nicht nur Rech-
te, sondern Pflichten; angesichts
der so geringen Wahlbeteiligun-
gen bei den letzten Wahlgängen
müsste auch einmal von einer
Beteiligungspflicht sprechen,
denn ich bin meinen Mitmen-
schen doch auch eine Resonanz
schuldig. Es gibt also auch Bring-
schulden und Holschulden in un-
serem Gemeinwesen, und das
nicht nur bei den Bürgerinnen
und Bürgern, sondern auch bei
den Gebietskörperschaften
selbst. 
Laufende Information für die Ge-
meindemitglieder kennen wir
schon jetzt aus den Gemeinde-
ordnungen. Dieser transparenten
Gemeinde steht aber auch die ak-

2013: Europäisches Jahr der Bürgerbeteiligung

Verkürzung von Gemeinderecht
ist Verkürzung von Bürgerrecht
Nach dem Europäischen Jahr der Freiwilligen 2011 und dem sich nun

neigenden Jahr des aktiven Alterns 2012 gibt es im kommenden Jahr

seit 21. November eine neue Überschrift. Auf Vorschlag der Europäi-

schen Kommission haben EU-Parlament und Rat beschlossen, dass

2013 das „European Citizens Year“ werden soll. KOMMUNAL zeigt auf,

was wir als Österreicher dabei bedenken sollten.

Aus kommunaler Sicht ist diese
Schwerpunktsetzung begrüßens-
wert, denn in den Gemeinden
wird man sich wohl nie ein Jahr
ohne Bürgerinnen und  Bürger
vorstellen können. Aber Spaß
beiseite, das Europäische Jahr
soll dazu beitragen, dass ver-
stärkt über Bürgerrechte auf 
europäischer Ebene informiert
wird. Denn auch die Europäische
Union ist ein Gemeinwesen, das
sich auf der Basis der Rechts- und
Gesellschaftsordnungen der Mit-
gliedstaaten gebildet und sich da-
mit auch gewissen Grund- und
Freiheitsrechten und demokrati-
schen Werten verschrieben hat.
Mit dem Vertrag von Maastricht im
November 1993 wurde die Uni-
onsbürgerschaft eingeführt. Die
damit verbundenen Rechte wer-
den als Grundpfeiler der Europäi-
schen Union verstanden. Mit dem
„European Citizens Year“ wird da-
her auch das 20jährige formale
Bestehen der Unionsbürgerschaft
gewürdigt. Dennoch wird man
auch den Gedanken nicht los, dass
das Jahresthema auch ein wenig
zu der im Jahr 2014 bevorstehen-
den Wahl des Europaparlaments
hinführen und Bewusstseinsbil-
dung erzeugen soll.
Wie will das die EU bewerkstelli-
gen, wenn nicht wieder über die
Kommunen. Denn ein Bürger oder
eine Bürgerin ist in erster Linie in
einer Gemeinde zu Hause,

Nicolaus Drimmel In Österreich ist zu bemerken, dass sich in 
einigen Bundesländern leider die Entschei -
dungen von den Bürgern wegbewegen 
(Landes verwaltungsgerichtsbarkeit).
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Die Aushöhlung der lokalen Selbstverwaltung ist eine Missachtung der Menschen, die sich als mündige Bürger sehen und denen die Mög-
lichkeit gegeben werden soll, sich an gesellschaftlicher Tätigkeit zu beteiligen und auf die Beschlussfassung einzuwirken, die sie selbst
betrifft.

tive Beteiligung der Bürgerinnen
und Bürger in strategischen und
entwicklungspolitischen Fragen
gegenüber. Das gehört zum Sta-
tus quo einer modernen Demo-
kratie. Die derzeit vom Österrei-
chischen Gemeindebund forcier-
ten Projekte, etwa das Audit fa-
milienfreundliche Gemeinde
oder der Baukultur-Gemeinde-
preis, haben in vielfältiger Weise
gezeigt, dass sich Bürgerbeteili-
gung oft in sehr unterschiedli-
chen vielfältigen Wegen positiv
auf die Gemeindeentwicklung
auswirkt. Partizipation lässt ver-
stärkt ein „Wir-Gefühl“ und Iden-
tifikation mit dem Ganzen ent-
stehen. Die Menschen lernen in
aktiver Weise, was es bedeutet,
Bürgerin oder Bürger zu sein, ab-
gewandelt nach dem Schlagwort
„Learning by Doing“ hier eben
„Citizens by Doing“.
Aus diesen Erfahrungen ist es
nicht verwunderlich, wenn nun
nach den Diskussionen über die
Stärkung von direktdemokrati-
schen Einrichtungen langsam der
Diskussionsbedarf über eine par-
tizipative Demokratie überhand-
nimmt. Bei den derzeit laufenden
Veranstaltungen und Diskussio-
nen, so fruchtbar sie auch sein
mögen, ist ein wichtiges Doku-
ment bis jetzt aber verschwiegen
worden, nämlich das erste Zu-
satzprotokoll des Europarates
zur Europäischen Charta der lo-
kalen Selbstverwaltung. Es han-
delt sich um eine simple Ergän-
zung dieser Charta, indem das
Recht der Bewohner statuiert
wird, sich an den Angelegenhei-
ten ihrer Wohnsitzgemeinden zu
beteiligen. Das Zusatzprotokoll

wurde am 16. September 2009
in Utrecht verabschiedet.
Es ist aber erst seit 1. Juni 2012
in Kraft, weil es zuvor noch nicht
von einer ausreichenden Anzahl
von Signatarstaaten der Charta
unterzeichnet wurde. Österreich
ist leider auch unter den säumi-
gen Staaten. Das stimmt deshalb
bedenklich, weil unser Land in
den 60er-Jahren die treibende
Kraft bei der Konzeption und
Umsetzung der Charta der loka-
len Selbstverwaltung war, nicht
zuletzt auch wegen des damals
großen Wurfs der Gemeinde -
verfassungsnovelle 1962.
Leitsätze des Begleitprotokolls
sind 
3 Befähigung der Gebietskörper-
schaften zur Einbindung und
Umsetzung von Bürgervoten und
Plattformen,
3 Errichtung von Informations-
kanälen für die Bürgerinnen und
Bürger,
3 Nähe der kommunalen Ent-
scheidungen zu den Bürgerinnen
und Bürgern.

Beobachter der Szene in Öster-
reich werden nun bemerken,
dass sich in einigen Bundeslän-
dern leider die Entscheidungen
von den Bürgern wegbewegen.
Etwa im Zuge der B-VG-Novelle
zur Landesverwaltungsgerichts-
barkeit und dem vereinzelt beab-
sichtigten Ausschluss des inner-
gemeindlichen Instanzenzuges.
Hier wandert die Letztentschei-
dung in der Sache zum Landes-
verwaltungsgericht.
Die Problemlage ist klar. Wenn
man schon der bürgernächsten
Entscheidungsebene nicht mehr

zumuten will, in Letztverantwor-
tung bürgernah und sachnah zu
entscheiden, dann entzieht man
auch den Bürgerinnen und Bür-
gern ihre Möglichkeit an demo-
kratischer Partizipation. Die Aus-
höhlung der lokalen Selbstver-
waltung ist daher auch eine
schleichende Aushöhlung des de-
mokratischen Bauprinzips der
Bundesverfassung. Und noch
schärfer, sie ist auch eine Miss-
achtung der Menschen, die sich
als mündige Bürger sehen und
denen die Möglichkeit gegeben
werden soll, sich an gesellschaft-
licher Tätigkeit zu beteiligen und
auf die Beschlussfassung einzu-
wirken, die sie selbst betrifft (vgl.
§ 14, letzter Satz  des Finnischen
Grundgesetzes).

Demokratiepolitik hat das Ziel,
die Menschen für die Beteiligung
am Gemeinwohl zu befähigen
und zu motivieren. Sie ist Bil-
dungs-, Kommunikations- und
Integrationspolitik zusammenge-
nommen. Letztlich darf sie sich
auch nicht begnügen, den Men-
schen das Abgeben einer Stimme
zu erleichtern, sondern sie muss
sie bei der Gestaltung ihrer Le-
bensverhältnisse begleiten.
Wir sehen daraus, dass das Jahr
2013 als Europäisches Jahr der
Bürgerinnen und Bürger auch für
Österreich nicht unbedingt eine
gemähte Wiese ist.
Mehr Infos zum Europäischen
Jahr der Bürgerbeteiligung auf
http://europa.eu/citizens-2013/

Demokratiepolitik hat das Ziel, die Menschen
für die Beteiligung am Gemeinwohl zu befähi-
gen und zu motivieren. 
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spannend ist es, Themen von
verschiedenen Seiten zu sehen.
Im österreichischen Parlament
steht natürlich das nationale In-
teresse im Vordergrund, im Ge-
meindebund die kommunalen
Anliegen, und das Ganze dann
zu einem europäischen Gesamt-
interesse komponieren zu kön-
nen, macht den Reiz dieser Auf-
gabe aus.

Wie schaut euer Tagesablauf aus,

wenn ihr nach Brüssel zu AdR-Sit-
zungen fliegt?
Weninger: Rund um das Plenum
des AdR sind wir ständig von ei-
nem Meeting zum anderen un-
terwegs. Das Ganze beginnt mit
den fraktionellen Sitzungen auf
europäischer Ebene, der natio-
nalen Vorbesprechung, Fachkon-
ferenzen und dann die Plenarta-
gungen. Dazu kommen viele Be-
suchergruppen, Interviews und
vor allem Berge von Unterlagen. 
Mohr:  Also meine Tage in Brüs-
sel sind gut gefüllt. Die Sitzun-
gen gehen meistens bis neun
Uhr am Abend. In der Früh be-
ginnen sie zwar erst um neun,
dann haben wir eineinhalb
Stunden Mittagspause, weil die
Dolmetscher genau 90 Minuten
Mittagspause machen müssen.
Dazu kommt dann noch, dass
man sich ähnlich wie beim Par-
lament in Österreich auch für
Besuchergruppen gerne Zeit
nimmt, um ihnen unsere Arbeit
näher zu bringen. Und viele
Leute, die da waren, sagen, dass
sie danach ein anderes Verständ-
nis haben. Man bekommt ein-
fach einen anderen Blick, wenn
man sich das alles hier einmal
anschaut. 
Vor, nach und während der Ple-
nartagung versuchen wir, zu be-

Brüsseler Open Days: Interview mit  den Gemeindevertretern im AdR

Mohr und Weninger:
„Wir sehen uns als Korrektiv“
Erwin Mohr und Hannes Weninger sind ebenso wie Johannes Peinstei-

ner die Vertreter des Österreichischen Gemeindebundes im Ausschuss

der Regionen (AdR). Doch welche Aufgaben müssen sie wahrnehmen?

Worin sehen sie ihre Herausforderungen? Bei den Open Days stellten

sie sich diesen Fragen.

Wie sehen Sie Ihre Aufgabe als
AdR-Mitglied?
Mohr: Ich habe viele Jahre  Er-
fahrung als Bürgermeister. Ich
weiß, wie es in einer Kommune
läuft. Und sehe jetzt hier in
Brüssel, wie auf europäischer
Ebene manches läuft. Meine
Aufgabe ist es, wenn irgendeine
Richtlinie oder ein Kommissi-
onsvorschlag kommt, zu spüren,
was das für uns in der Kommu-
ne bedeutet. Wir wollen Lobby-
ing betreiben für die Gemein-
den, um  bessere Lösungen  zu
erreichen.
Weninger: Da ich in Österreich
als Gemeinderat und National-
ratsabgeordneter tätig bin, finde
ich diese Funktion besonders in-
teressant, weil man sehr frühzei-
tig auf europäische Entwicklun-
gen aufmerksam wird. Politisch

Carina Rumpold Meine Erfahrung ist es, dass sich hier die 
Interessen der Länder und Gemeinden am 
wenigsten entgegenstehen.  Vielmehr sind es
die nationalen Gesetzgebungen, die unseren
Intentionen widersprechen.

Erwin Mohr über wiedersprechende Interessen und
Einigungen zwischen Regionen und Kommunen

Hannes Weninger: „Die EU ist noch immer eine riesengroße Baustelle. Wir
haben das Fundament gelegt, die  Wände aufgezogen und ein provisorisches
Dach darüber gelegt, aber das ganze muss natürlich noch wachsen.“
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stimmten Agenden Lobbying zu
betreiben. Also wenn uns die
Datenschutzrichtlinie sehr är-
gert, dann schauen wir einmal,
was sagt der schwedische oder
der ungarische Verband. Dann
stellt man den Kontakt mit dem
Delegationsleiter her. Anschlie-
ßend beginnen die Gespräche,
ob man sich nicht, wenn man
der gleichen Meinung ist, besser
zusammenschließt. In weiterer
Folge spricht man ab, wer wann
welche Wortmeldung macht.
Und dann versucht man, die Ab-
stimmung in diese Richtung zu
bringen. Das ist Lobbying und
das ist auch klar von Bestechung
zu unterscheiden. 
Lobbying heißt für uns, die Inte-
ressen aller europäischen Ge-
meinden zu bündeln und ge-
meinsam etwas zustande zu
bringen.

Ist es da eigentlich noch stressiger
als in Wien, wenn Plenarsitzung
ist?
Weninger: Im Prinzip ist es das
gleiche, nur in einer größeren
Dimension. Dazu kommt, die
Menschen zu Hause intensiv
über die Tätigkeit auf europäi-
scher Ebene zu informieren. Ich
mach das über Facebook, über
meine Homepage und mit Inter-
views wie diesem. 

Wie bekommen Sie das alles unter
einen Hut? Sie haben ja sehr viele,
sehr zeitintensive Ämter. Sie sind
Gemeinderat in Ihrer Heimatge-
meinde Gießhübl, Nationalratsab-
geordneter und AdR-Mitglied. 
Weninger: Ein enger Terminka-
lender und klare Strukturen. In
Brüssel ist alles minutiös geplant
– nicht ganz so locker, wie in

Österreich. Jetzt zweieinhalb Ta-
ge Brüssel, dann zwei Tage Par-
lament, ein Tag Gemeinde und
Wahlkreis. Das muss man sich
genau einteilen. Aber mit den
neuen Kommunikationsmetho-
den ist natürlich auch vieles
leichter geworden. 
Es soll aber auch gesagt sein,
dass das AdR-Mandat eine eh-
renamtliche Funktion ohne Ent-
schädigung ist. 

Wie schwierig ist es, bei manchen
Themen eine Einigung zwischen
Regionen und Kommunen zu fin-
den? Manchmal widersprechen
sich die Interessen der unter-
schiedlichen Ebenen ja auch. 
Mohr: Also meine Erfahrung ist,
dass sich hier die Interessen der
Länder und Gemeinden am we-
nigsten entgegenstehen.  Viel-
mehr sind es die nationalen Ge-
setzgebungen, die unseren In-
tentionen widersprechen. In
manchen Dingen hätten wir ger-
ne mehr Europa und weniger
Nationalstaat. 

Wie sehen Sie die Einbindung der
Gemeinden auf europäischer Ebe-
ne? Finden Sie, die Einbindung der
Gemeinden, wie es nun durch den
Vertrag von Lissabon geregelt ist,
besser?
Weninger: Die EU ist noch im-
mer eine riesengroße Baustelle.
Wir haben das Fundament ge-
legt, die  Wände aufgezogen
und ein provisorisches Dach da-
rüber gelegt, aber das ganze
muss natürlich noch wachsen.
Der Vertrag von Lissabon war,
um bei diesem Vergleich zu blei-
ben, die Gleichenfeier, aber es
hängt natürlich von den Natio-
nalstaaten ab, wie viel Kompe-

tenz sie der Europäischen Union
zu geben bereit sind.

Ist der AdR ein Korrektiv zu vielen
Vorschlägen, die von anderen Stel-
len kommen?
Mohr: So ist es. Das ist auch die
zentrale Aufgabe vom Ausschuss
der Regionen. Wenn wir spüren,
dass uns etwas über Gebühr be-
lastet, dass da Aufgaben dele-
giert werden, ohne zusätzliche
Mittel bereitzustellen, dann le-
gen wir uns quer und haben seit
dem Lissabon-Vertrag auch die
Möglichkeit, zu klagen. Das ist
ähnlich wie beim Konsulations-
mechanismus in Österreich. 

Der Ausschuss der Regionen
ist als Vertretung auf europäi-
scher Ebene für die Gemein-
den und Regionen errichtet
worden und steht den Institu-
tionen der EU als beratendes
Organ zur Seite. Insgesamt
sind im AdR 344 Mitglieder
nationaler Delegationen als
Vertreter aus allen 27 Mit-
gliedstaaten vereint. Auf
Österreich entfallen zwölf
ständige Mitglieder und deren
Stellvertreter. Der Gemeinde-
bund wird vertreten von Erwin
Mohr, Hannes Weninger und
Johannes Peinsteiner als stell-
vertretendes Mitglied. Der
AdR verfügt über sechs ver-
schiedene ständige Fachkom-
missionen, die wiederum fünf-
mal im Jahr in Ausschusssit-
zungen tagen.
Hannes Weninger wurde übri-
gens zum fixen Mitglied des
AdR bestellt, siehe auch Be-
richt auf Seite 83.

Fact-Box AdR

Mag. Carina Rum-

pold ist Redakteu-

rin in der Presseab-

teilung des Öster-

reichischen Ge-

meindebundes und

bei Kommunalnet

Erwin Mohr sieht es nicht nur in Brüssel als eine zentrale Aufgabe,
den Menschen die EU näher zu bringen. Rechts Erwin Mohr im 
Plenum bei der Opening Session der Open Days.
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zentrieren. Bis Ende 2015 soll
ein umfassender, globaler Kli-
mavertrag geschaffen werden,
der ab 2020 gelten soll und alle
Länder der Welt beim Klima-
schutz in die Pflicht nimmt. Da-
zu brauchte es auch einen kon-
kreten Fahrplan für die weiteren
Verhandlungen zumindest für
das Jahr 2013.
Um die Arbeitsgruppe unter
dem Kioto-Protokoll schließen
zu können, war es zudem not-
wendig, den endgültigen Be-
schluss über eine sogenannte
zweite Verpflichtungsperiode
(„Kioto 2“) zu fassen. Offen wa-
ren bis zuletzt Fragen zur Länge
der Periode (fünf oder acht Jah-
re) und zur Übertragbarkeit von
übrig gebliebenen Emissions-
rechten („heißer Luft“) aus der
ersten Periode. Um einen naht-
losen Übergang von „Kioto 1“ zu
„Kioto 2“ zu ermöglichen, muss-
te in Doha außerdem eine Reihe
von Übergangsbeschlüssen ge-
fasst werden, denn „Kioto 2“ be-
ginnt bereits am 1. Jänner 2013.
Nach zwei „heißen“ Verhand-
lungsnächten auf Ministerebene
konnten sich die rund 190 Staa-
ten letztlich in einem turbulen-
ten Schlussplenum auf ein Paket
von Entscheidungen einigen,
welche den Verhandlungspro-
zess erfolgreich straffen: „Kioto
2“ kann pünktlich am 1. Jänner
2013 starten und wird bis Ende

Klimakonferenz in der Wüstenstadt Doha

Heiße Verhandlungsnächte 
im Dezember
Von 28. November bis 7. Dezember 2012 fand die jährliche Weltklima-

konferenz der UNO statt, diesmal in Doha, der Hauptstadt des Emirats

von Katar. Zum ersten Mal in der Geschichte der internationalen Klima-

verhandlungen war damit ein Land aus der Golfregion – und ein Mit-

glied der Ölexporteure OPEC – Gastgeber.

Die österreichische Delegation
in Doha stand, wie schon in den
letzten Jahren, unter der Lei-
tung unseres Herrn Bundesmi-
nisters. Aus der Umweltsektion
waren Sektionschef Günter Lie-
bel, zwei AbteilungsleiterInnen
(Helmut Hojesky und Elfi More)
sowie einige ExpertInnen vor
Ort. VertreterInnen anderer
Bundesministerien, des UBA so-
wie NGOs waren ebenfalls mit
dabei.
Was waren die Hauptthemen
der Verhandlungen in Doha?
Vordringliches Ziel war es, den
Verhandlungsprozess zu straffen
und alle Energien auf den Ab-
schluss eines neuen Weltklima-
vertrags zu bündeln. In den letz-
ten Jahren wurde auf Forderung
der Entwicklungsländer hin

stets in zwei parallelen Verhand-
lungssträngen – einer unter der
Klimarahmenkonvention, einer
unter dem Kioto-Protokoll – ge-
arbeitet. Die Klimakonferenz
von Durban im Vorjahr hat mit
der sogenannten „Durban-Platt-
form“ einen dritten Strang ge-
schaffen. Im Rahmen dieser
Plattform sollen sich nun die
Verhandlungen in Zukunft kon-

Doha hat als Zwischenschritt
auf dem Weg zu einem neuen
Weltklimavertrag die Erwar-
tungen erfüllt. Nächstes Jahr
wird weiterverhandelt: Ohne
Kamele, ohne Dromedare – im
winterlichen Warschau.

Bis Ende 2015 soll ein umfassender,
globaler Klimavertrag geschaffen 
werden, der ab 2020 gelten soll und
alle Länder der Welt beim Klimaschutz
in die Pflicht nimmt.  
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Während in südlichen Län-
dern die Müllberge oft auf
der Straße liegen und sich z.
B. der „Duft Neapels“ teil-
weise schon mit stillen Ört-
chen messen konnte, bleibt
dank unserer hervorragen-
den heimischen Abfallwirt-
schaft der österreichische
Müll unsichtbar. Dass sich
unter der gigantischen Men-
ge von 157.000 Tonnen Le-
bensmittelabfall pro Jahr
vielfach auch noch Original-
verpacktes und Genießbares
befindet, wissen die Wenigs-
ten.
Die übervollen Regale in
den Supermärkten mit den
bunten und aufwändigen
Verpackungen, die glänzen-
den Obst- und Gemüsesor-
ten oder die auffälligen
XXL- oder 2 für 1-Angebote
fordern zum Zugreifen auf
und setzen selbst in Er-
wachsenenaugen den run-
den Kinderblick: „Will ha-
ben“. An der Kassa oder zu
Hause merkt man dann
doch, dass der Einkauf zu
üppig geworden ist, aber
die Stimme der Erkenntnis
wird mit dem Gedanken,
das nächste Mal dann „we-

niger einkaufen zu müssen“
oder dass das alles „eh lang
hält“ zum Schweigen ge-
bracht.
Beim nächsten Mal schlagen
die Supermarkt-Verführun-
gen aber erneut zu und die
Hand, die mittlerweile alles
nehmen darf, was sie sieht,
folgt den erwachsenen Kin-
deraugen. Kein „lass das!“,
„gib das weg!“ oder „leg das
zurück!“ bremst die Eupho-
rie. Einkaufen ist einfach
was Schönes!
Von diesen Einkäufen wer-
den am häufigsten Brot und
Backwaren weggeschmissen
(28 %). Obst- und Gemüse
liegen gleich an zweiter
Stelle (27 %) gefolgt von
Milchprodukten und Eiern
(12 %). 96.000 Tonnen sind
noch genießbare Lebensmit-

tel, vor denen auch Fein-
schmecker nicht Halt ma-
chen müssten. 
Um auf diese Verschwen-
dung aufmerksam zu ma-
chen, hat das Lebensminis-
terium die Kampagne „Le-
bensmittel sind kostbar“ ge-
startet. Bis 2014 sollen Le-
bensmittelabfälle um zehn
Prozent verringert werden
und die Achtung und Wert-
schätzung von Lebensmit-
teln wieder steigen. 

www.lebensmittel-sind-
kostbar.at

Kennen Sie noch „Arme Rit-
ter“ aus altem Brot oder
Restlschmarrn, in dem sich
auch übrig gebliebenen Nu-
deln, älteren Kartoffeln und
Wurstreste noch wohlge-
fühlt haben und auch gut
geschmeckt haben? Macht
bei Ihnen zu Hause noch je-
mand ein dankbares kleines
Kreuzerl auf dem Brotlaib,
bevor es angeschnitten
wird? Wahrscheinlich nicht.
Wir sind nicht mehr dank-
bar fürs Essen. Wegwerfen
ist normal geworden – es
gibt ja genug. 

Laut Ernährungsbericht sind
40 Prozent der Österreiche-
rInnen übergewichtig und
Lebensmittel sind schon lan-
ge nicht mehr, was sie ei-
gentlich sein sollten: Mittel,
um Leben zu können. Im
Gegenteil: wir riskieren
durch übermäßiges Essver-
halten Krankheiten wie Dia-
betes, Bluthochdruck, Ar-
throse oder Kurzatmigkeit.
Gerade während der Kalo-
rien- und Konsumräusche
um die Weihnachtszeit
macht es Sinn, darüber
nachzudenken. 
Bewusst und bedarfsgerecht
einzukaufen schließt einen
wichtigen Kreislauf: gesund
leben – bewusst ernähren –
bewusst einkaufen – be-
wusst Abfall vermeiden und
dadurch Geld sparen und
bewusst damit die Umwelt
schützen, die wiederum un-
ser gesundes Leben ermög-
licht. Setzen Sie, wenn Sie
fürs Weihnachtsfest einkau-
fen, den ersten Schritt und
machen Sie mit Ihren Neu-
jahrsvorsätzen einen Weg
daraus. Auch in einer Über-
flussgesellschaft sind Le-
bensmittel kostbar!

Müll für Gourmets – Nachdenken statt Wegwerfen

2020 laufen. Und ab nächs-
tem Jahr wird ausschließlich
unter der „Durban Plattform“
an einem neuen weltweiten
Klimavertrag verhandelt. 
Ein detaillierter Arbeitsplan
konnte festgelegt werden, der
eine Beschlussfassung dieses
Vertrags Ende 2015 ermögli-
chen soll.
Doha hat also die Erwartun-
gen erfüllt und sich als Türöff-
ner für den Weltklimaschutz-
vertrag erwiesen. Zentrale
Forderungen Österreichs und
der EU konnten durchgesetzt
werden. Nächstes Jahr wird
weiterverhandelt: Ohne Ka-
mele, ohne Dromedare – im
winterlichen Warschau.

Was sind nachhaltige Pro-
dukte und in welchen Ge-
schäften sind sie erhältlich?
Was bedeutet biologisch
überhaupt? Was steht hinter
„fairem Handel“? 
www.bewusstkaufen.at hat
die passenden Antworten
auf Ihre Fragen und erleich-
tert Ihnen damit das um-
welt- und sozialgerechte
Einkaufen.
www.bewusstkaufen.at, das
erste Webportal für nachhal-
tigen Konsum in Österreich
(Bild oben rechts), macht’s
möglich: Hier finden Konsu-
menten und Konsumentin-
nen Antworten auf Fragen,
die beim täglichen Einkauf

auftauchen. „Bewusst kau-
fen“, die Initiative des Le-
bensministeriums in Zusam-
menarbeit mit dem österrei-
chischen Handel, dient als
Orientierungshilfe für den
nachhaltigen Einkauf und
somit für den richtigen Griff
ins Einkaufsregal. 
Wer im Supermarkt darauf
achtet woher Produkte kom-
men, wie sie produziert wur-
den und welche Zutaten im
Spiel sind, ist auf www.
bewusstkaufen.at genau
richtig. Einkaufsratgeber
und aktuelle Artikel infor-
mieren über Themen wie 
Lebensmittel, Haushaltswa-
ren, Elektrogeräte, Wohn-

und Einrichtungsaccessoires,
Baumaterialien, Unterhal-
tungselektronik bis hin zu
Mode und Kosmetik. Die La-
bel- und Gütezeichen-Daten-
bank führt sicher durch den
Gütezeichen-Dschungel und
sie verrät, was hinter den
Zeichen steckt. Mehr auf
www.bewusstkaufen.at.

Kaufen Sie nachhaltig



schonend und energieeffizient
weiterzuentwickeln, den CO2-
Ausstoß zu senken und die Po-
tenziale des Umweltschutzes zu
nutzen.

Das Bundesland Tirol gehört zu
den Vorreitern im Klimaschutz
im Verkehrsbereich. So wurden
zahlreiche Programme und
Maßnahmenpakete gestartet,
wie zum Beispiel „Tirol mobil“,
„Gemeinden mobil“ und „Schu-
len mobil“. Damit soll das Be-
wusstsein der Tirolerinnen und
Tiroler gestärkt und zum Um-
stieg auf Alternativen motiviert
werden. Gemeinsam mit den
Städten und Gemeinden forciert
das Land Tirol den Ausbau der
öffentlichen Verkehrsmittel und
der Radinfrastruktur und garan-
tiert so individuelle Mobilität bis
ins hohe Alter. Dies schafft eine
hohe Lebensqualität für alle
Bürgerinnen und Bürger und
trägt wesentlich dazu bei, die
Umwelt für unsere zukünftigen
Generationen sauber zu gestal-
ten. Das Lebensministerium leis-
tete insgesamt in Tirol mit dem
klima:aktiv mobil Förderungs-
programm eine finanzielle Un-
terstützung von 4,8 Mio. Euro.
Das löste Investitionen in klima-
freundliche Mobilität von rund
41,3 Millionen Euro aus und 
sicherte 470 Green Jobs. 
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Klimaschutz im Verkehr braucht Umdenken und starke Partner

Mobilität braucht Umdenken
Im Rahmen der Veranstaltung „Zukunftsfähige Nahmobilität in der Ge-

meinde“ am 28. November in Innsbruck wurden zahlreiche Tiroler Ge-

meinden als vorbildliche klima:aktiv mobil Projektpartner gewürdigt. 

Bereits über 300 klima:aktiv
mobil Projektpartner in Tirol
setzen klimafreundliche Ver-
kehrsmaßnahmen um und spa-
ren damit  jährlich über 85.000
Tonnen CO2 ein – das entspricht
den Abgasen von 13.000 Erd -
umrundungen mit dem Auto.
Dass es ein Umdenken im Mobi-
litätsbereich braucht ist klar.
Denn: Nach wie vor ist der Ver-
kehr Klimasünder Nummer eins
in Österreich. Der Energiever-
brauch wird weiterhin stark an-
steigen und der Verkehr ist noch
immer zu 95 Prozent von Erdöl
abhängig. Es ist wichtig, den
Verbrauch umweltfreundlicher
zu gestalten. Mit der Klima-
schutzinitiative klima:aktiv mo-
bil unterstützt das Lebensminis-
terium Städte, Gemeinden, Un-
ternehmen, Tourismusbetriebe
und -gebiete sowie Bildungsein-
richtungen bei der Planung und
Realisierung von umweltfreund-
lichen Mobilitätsprojekten. Be-
sonders wichtig sind vor allem
die Zusammenarbeit starker
Partner und die Mitwirkung je-
des Einzelnen. Nur so kann es
gelingen, den Verkehr klima-

Mehr Informationen unter:
www.klimaaktivmobil.at
www.umweltfoerderung.at/

verkehr
www.lebensministerium.at
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Neben Gemeinden und Betrieben wurden auch Schulen und Kindergärten als klima:aktiv mobil Projektpartner ausgezeichnet.

3 Gemeinde Absam
3 Gemeinde Dölsach
3 Gemeinde Fulpmes
3 Gemeinde Grinzens
3 Gemeinde Hall in Tirol
3 Gemeinde Inzing
3 Gemeinde Mils
3 Gemeinde Schwendau
3 Gemeinde St. Johann in Tirol
3 Gemeinde Telfs
3 Gemeinde Tux
3 Gemeinde Virgen
3 Gemeinde Westendorf in Tirol
3 Verein der drei Gemeinden St. Jakob, St. Veit
und Hopfgarten im Defereggental

3 EWA Energie- und Wirtschaftsbetriebe der
Gemeinde St. Anton

3 Innsbrucker Kommunalbetriebe AG
3 Stadtwerke Kufstein GmbH
3 Stadtwerke Schwaz GmbH
3 Stadtwerke Wörgl GmbH
3 Telfs Gemeindewerke GmbH

Ausgezeichnete Tiroler Gemeinden und 
gemeindenahe Betriebe
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Feuerwehr, Rotes Kreuz, Samari-
ter.
Nach zehn Jahren  sollen jene
Menschen Anspruch auf die
österreichische Staatsbürger-
schaft haben, die die Kriterien
Unbescholtenheit, Selbsterhal-
tungsfähigkeit, Sprachkenntnis
auf Mittelschulniveau erfüllen
und den Staatbürgerschaftstest
erfolgreich absolviert haben.
Ausgenommen sollen lediglich
Menschen mit Behinderung
sein, wenn sie nicht in der Lage
sind, die Sprache zu lernen oder
für den eigenen Unterhalt zu
sorgen. 

Staatsbürgerschaft neu: Moderne Kriterien sollen 2013 in Kraft treten

Künftig im Vordergrund: Werte
und Fragen des Zusammenlebens
Die Vergabe der Staatsbürgerschaft soll sich künftig nach dem Fort-

schritt der Integration richten. Das Staatssekretariat für Integration

hat dazu ein Drei-Stufen-Modell für die „Staatsbürgerschaft Neu“ prä-

sentiert. Damit wird ein weiterer Vorschlag des 20-Punkte-Maßnah-

menkatalogs des unabhängigen Expertenrats unter der Leitung von

Heinz Fassmann umgesetzt. 

So soll es künftig möglich sein,
für jene Menschen, die ausge-
zeichnet integriert sind, schon
nach sechs Jahren die Staatsbür-
gerschaft zu bekommen. Jene,
die ausreichend integriert sind,
können nach zehn Jahren in den
Besitz der österreichischen
Staatsbürgerschaft kommen.
Wer diese Standards nicht er-
füllt, soll die Staatsbürgerschaft
nicht bekommen. 
Welche Kriterien müssen erfüllt
sein, um nach sechs Jahren die
Staatsbürgerschaft zu erlangen?
Es sollen jene Menschen An-
spruch haben, die sechs Jahre
lang einer regelmäßigen Arbeit
nachgehen, Steuern und Abga-
ben zahlen, ohne Sozialhilfeleis-
tungen in Anspruch genommen
zu haben, über Deutschkennt-
nisse auf Maturaniveau verfü-
gen und mindestens drei Jahre
lang ehrenamtlich bei einer Frei-
willigenorganisation 
mit Tätigkeits-
bereich in 
Österreich 
engagiert 
sind, zum 
Beispiel 
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Die Wertevermittlung soll es in meh-
reren Produkten geben, nämlich als
Werte-Gesetz im Staatsbürger-
schaftsrecht, als Österreich-Fibel
zur Repräsentation im Ausland und
als Werte-Fibel für alle künftigen Zu-
wanderer.

Bis zum Frühjahr 2013 wird zu-
dem der Staatsbürgerschaftstest
überarbeitet: Künftig soll weni-
ger historisches Faktenwissen
verlangt werden, es sollen Werte
und Fragen des Zusammenle-
bens im Vordergrund stehen.

Das passiert 2013

Der Expertenrat für Integration
erarbeitet zudem bis Anfang
2013 eine Rot-Weiß-Rot-Fibel, in
der erstmals die Werte Öster-
reichs definiert werden. Ziel ist
eine Wertevermittlung von Be-
ginn an, also ab dem Zeitpunkt,
wo klar ist, dass man zuwan-
dern kann. Diese soll es in meh-
reren Produkten geben, nämlich
als Werte-Gesetz im Staatsbür-
gerschaftsrecht, als Österreich-
Fibel zur Repräsentation im Aus-
land, als Werte-Fibel für alle
künftigen Zuwanderer, als Lern-
Fibel für die neuen Staatsbür-
gerschaftstests und als eigene
Fibel für Kinder und Jugendli-
che.

Ziel der Rot-Weiß-Rot-Fibel ist eine Werte-
vermittlung von Beginn an, also ab dem
Zeitpunkt, wo klar ist, dass man 
zuwandern kann.
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„Wasser ist unser wichtigs-
tes Lebensmittel! Wir müs-
sen weiterhin alles tun, um
die Qualität der Wasserver-
sorgung und Abwasserreini-
gung zu sichern“, betonte
Umweltminister Niki Berla-
kovich nach der Kommissi-
onssitzung zur Siedlungs-
wasserwirtschaft, in der
über tausend Projekte zur
Sicherung der Wasserver-
sorgung und Abwasserent-
sorgung bewilligt wurden. 
Insgesamt werden mit den
zugesicherten rund 38 Mil-
lionen Euro Bundesförde-
rung mehr als 184 Millio-
nen Euro an Investitionen
vor allem im ländlichen
Raum ausgelöst. „Die För-
derung unterstützt nicht

nur die Gemeinden und
Verbände, sondern auch die
lokale Bauwirtschaft und si-
chert somit auch viele Green
Jobs“, erklärt Berlakovich.
„Eine vom Lebensministeri-
um initiierte österreichwei-
te Erhebung der geplanten
Investitionskosten in den
Gemeinden und Wasserver-
bänden zeigt für die nächs-
ten zehn Jahre, dass weite-
re Investitionen in die Sied-
lungswasserwirtschaft von
je 900 Millionen Euro in
den Jahren 2013 und 2014
geplant sind. In den Jahren
2015 bis 2021 sinken die
geplanten Investitionssum-
men von 850 auf 600 Mil-
lionen Euro jährlich. Hier
müssen wir in den kom-

menden Jahren auch die 
finanzielle Absicherung des
Systems sicherstellen“, so
Berlakovich. KOMMUNAL
berichtete über diese Erhe-
bung in der Oktober-Ausga-

be 10/2012. Informationen
zur Bundesförderung  
Wasserwirtschaft können
unter http://wasser.
lebensministerium.at/ ab-
gerufen werden.

Infrastruktur im 
Wasserbereich absichern

Die Erhebung der geplanten Investitionskosten in den Gemeinden
und Wasserverbänden zeigt für die nächsten zehn Jahre, dass wei-
tere Investitionen in die Siedlungswasserwirtschaft von je 900 Mil-
lionen Euro in den Jahren 2013 und 2014 geplant sind.

Hohe Ziele: Breitband flächendeckend bis 2020

Zentrale Anlaufstelle für 
Gemeinden & mehr Geld
Beim Mobilfunk ist Öster-
reich im internationalen
Vergleich herausragend,
beim Breitband insgesamt
jedoch nur mittelmäßig.
Der flächendeckende Zu-
gang zum Internet ist aber
eine der wesentlichen Vo-
raussetzungen, damit sich
Land und Stadt gleichwer-
tig entwickeln können.
„Wenn wir von Breitband
reden, dann geht es für
mich auch um gesell-
schaftliche Chan-
cengleichheit und
darum, wie wir
die digitale Kluft
in sozialer und
räumlicher Hin-
sicht schlie-
ßen“, so In-
frastruk-
turminis-
terin
Doris

Bures (Bild) laut einem Be-
richt auf Kommunal net.at.
Dazu wird im Infrastruktur-
ministerium ein eigenes
Breitbandbüro installiert.
Dieses soll zentrale Anlauf-
stelle u. a. für Gemeinden
sein und schon ab 1. Jänner
2013 seine Arbeit aufneh-
men. Und um den Ausbau
weiter zu forcieren, soll ein
Teil der Erlöse durch die
Versteigerung weiterer Mo-
bilfunkfrequenzen für den
Breitbandausbau ver-
wendet werden. Alles,
was über die im Bud-
get vorgesehenen 250
Millionen Euro für
den Schuldenabbau
der sogenannten „digi-
talen Dividende“ ein-
geplant ist, soll in
den Breitbandaus-
bau fließen, sichert
die Ministerin zu.

FMK: „Handystrahlung“- Messwerte sind online

449 Messpunkte zwischen Bodensee
und Neusiedler See 
Ab sofort sind alle Messwer-
te von Mobilfunk-Immissio-
nen online abrufbar. „Ziel
der Messreihe war es“, so
Margit Kropik, Geschäfts-
führerin des Forum Mobil-
kommunikation, „objektive
Fakten und Daten für die
transparente Information
der Bevölkerung zur Verfü-
gung zu stellen, um damit
Diskussionen rund um Mo-
bilfunkstationen zu ver-
sachlichen. 
Die konkreten Messdaten
klären darüber auf, welche

Immissionen –  umgangs-
sprachlich auch als Handy -
strahlung oder Funkwellen
bezeichnet –  in der Umge-
bung der Stationen tatsäch-
lich auftreten.“ 
Das FMK hat durch den
TÜV Austria seit 2009 an
449 stark frequentierten 
öffentlichen Plätzen in
Österreich die Immissionen
von Mobilfunk-Stationen
und anderen Funkquellen
erhoben. Die Messergebnis-
se sind ab sofort abrufbar.
http://messwerte.fmk.at/

Förderungen unterstützen Gemeinden und Bauwirtschaft

Seit 2009 wurden an 449 stark frequentierten öffentlichen Plätzen
in Österreich die Immissionen von Mobilfunk-Stationen und ande-
ren Funkquellen erhoben.
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Das internationale Bergfilm-
festival „Abenteuer Berg –
Abenteuer Film“ zählt zu
den beliebtesten und bedeu-
tendsten Veranstaltungen
für alle Bergbegeisterten,
Naturliebhaber und Welten-
bummler und begeistert
jährlich mehr als 11.000 Be-
sucher. Im Zentrum stehen
neben Filmhighlights auch
Persönlichkeiten, die den

Alpinismus prägen und von
ihren Erlebnissen berichten.
Seit dem Jahr 2002 zählt
die Salzburg Wohnbau zu
den fördernden Partnern
des Salzburger Bergfilmfes-
tivals, denn: sowohl Kultur
als auch herausragende
Leistungen brauchen Freun-
de, Wertschätzung und
Raum. Das Salzburger Top-
Wohn- und Kommunalbau-

unternehmen hält sich an
dieses Motto und unter-
stützt ein breites Spektrum
an Kunst-, Kultur- und
Sportveranstaltungen. 
Einen kleinen Vorge-
schmack auf die atemberau-
benden Filmaufnahmen, die
vom 21. November bis 9.
Dezember im DAS KINO im
Zuge des 19. Bergfilmfesti-
vals gezeigt wurden.

Müllverband

Abfallwirtschaft
ist vorbildlich

LAbg. Dr. Josef Schöchl, Bürgermeister Hannes Schlager (St. Martin), Salzburg-Wohnbau-Geschäfts-
führer DI Christian Struber, Dr. Michael Bilic (Geschäftsführer DAS KINO), Salzburg-Wohnbau-Ge-
schäftsfüher Dr. Roland Wernik, Ex-Snowboardweltmeisterin Manuela Riegler, Bürgermeister Andre-
as Wimmer (Kuchl), LAbg. Dr. Brigitta Pallauf, Mag. Josef Lackner (SIG) und Dr. Günther Ramusch (Gen.-
Dir.-Stv. Hypo Salzburg).

Mit dem Zusammenschluss
aller burgenländischen Ge-
meinden zum burgenländi-
schen Müllverband gibt es
seit mehr als 30 Jahren eine
flächendeckende Abfall-
wirtschaft und ein effekti-
ves Sammel- und Verwer-
tungssystem für Wertstoffe. 
Das Burgenland ist das ein-
zige Bundesland, das eine
einheitliche und flächende-
ckende Abfallbewirtschaf-
tung anbietet. „Mit den
rund 250 Beschäftigten sind
der Bgld. Müllverband und
der Umweltdienst Burgen-
land wichtige Arbeitgeber.
Durch die Zusammenarbeit
mit der privaten Wirtschaft
werden weitere Arbeitsplät-
ze geschaffen“, betonte die
ressortzuständige Landesrä-
tin Mag. Michaela Resetar.

„Abenteuer Berg – Abenteuer Film“
Bergfilmfestival: Riesenandrang bei der Vorpremiere



Im Rahmen seiner Initiative
„All for Fuel Eco“ verstärkt
Renault Trucks seine Bemü-
hungen im Bereich neuer
Technologien, um in Zu-
kunft weitere Kraftstoffein-
sparungen zu erzielen. Un-
tersucht wird insbesondere
ein System zur Energierück-
gewinnung am Auspuff, das
auf dem Rankine-Zyklus ba-
siert und an Fahrzeuge für

den Fernverkehr angepasst
wurde. Es könnte den Ver-
brauch um mehrere Pro-
zentpunkte senken.
Renault Trucks mobilisiert
seine gesamte Energie für
ein wichtiges Ziel: die Re-
duzierung des Kraftstoffver-
brauchs. Die von Renault
Trucks im Rahmen seiner
Initiative „All for Fuel Eco“
entwickelten Optifuel Solu-

tions ermöglichen bereits
heute Kraftstoffeinsparun-
gen in Höhe von bis zu 15
Prozent.
Mit diesem Projekt unter-
streicht Renault Trucks ein-
mal mehr seine Ambition,
seinen Vorsprung durch
Forschungen bei innovati-
ven Technologien weiter
auszubauen.
www.renault-trucks.at

Kommunal PRAXIS 4646 PRAXIS 

Auto-Technik: Verbrauchsreduktion

Energie-Reduktion durch 
Rückgewinnung der Auspuffwärme

Rankine: Durch Rückgewin-
nung der Auspuffwärme kann
das Rankine-System Elektrizi-
tät erzeugen, um elektronische
Aggregate mit Strom zu versor-
gen und so die Lichtmaschine
zu entlasten.

Die neue Biomas-
se-Nahwärmean-
lage versorgt
u. a. die Wohn-
hausanlage im
Hintergrund mit
umweltfreundli-
cher Fernwärme
aus Biomasse.

Gewerbeordnung

Betriebsübergaben
erleichtern
Auf Antrag von Wirtschafts-
minister Reinhold Mitterleh-
ner hat die Bundesregierung
Ende November bei ihrer
Klausur eine Reform der Ge-
werbeordnung mit zahlrei-
chen Erleichterungen im Be-
triebsanlagenrecht verein-
bart. „Wir wollen unseren
Unternehmern das Wirt-
schaften erleichtern, indem
wir den Verwaltungsauf-
wand deutlich reduzieren.
Zusätzlich vereinfachen wir
die Betriebsübergaben, da
in den nächsten Jahren
rund 44 Prozent der Klein-
und Mittelbetriebe von
Nachfolgefragen betroffen
sein werden“, sagt Mitter-
lehner. Mehr auf
www.bmwfj.gv.at

Erneuerbare Energie für Deutsch Wagram 

Biomasse-Nahwärme wärmt
500 Wohneinheiten

ckung von Spitzenlasten.
Jährlich können mit der
neuen Anlage rund 400
Tonnen CO2 eingespart wer-
den. „Die Gemeinde leistet
damit einen wichtigen Bei-
trag zum Klimaschutz und
zur nachhaltigen Nutzung
heimischer Rohstoffe“, so
EVN Wärme-Geschäftsfüh-
rer Gerhard Sacher.
Auch Bürgermeister Fried-
rich Quirgst ist von dem
Öko-Projekt überzeugt: 
„Die Errichtung der Bio-
masse-Nahwärmeanlage 
ist  neben anderen Maß-
nahmen ein weiterer 
Schritt in eine zukunftsori-

entierte Entwicklung 
unserer Gemeinde.“

Deutsch Wagram ist seit 15
Jahren eine Klimabündnis-
gemeinde. Die 2012 errich-
tete Biomasse-Modulanlage
stellt für bis zu 500 Wohn-
einheiten außerhalb des
Stadtzentrums umwelt-
freundliche Wärme zur Ver-
fügung und unterstreicht
damit die Klimaschutzziele
der Stadtgemeinde. 
Die Energieversorgung er-
folgt durch einen 500-Kilo-
watt-Biomassekessel, der
die Grundlast aus Holzpel-
lets abdeckt. Der bestehen-
de Erdgaskessel dient zur
Ausfallsicherheit und Abde-
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4. Renexpo® Austria geht erfolgreich zu Ende

Innovationen für die Energiewende
Die Renexpo® Austria zeigte
in ihrem vierten Veranstal-
tungsjahr, wie einfach und
umweltfreundlich die Ener-
gieversorgung der Zukunft
sein wird. Mit ihren Schwer-
punktthemen Photovoltaik,
Wasserkraft, Kraft-Wärme-
Kopplung und Energie Plus-
Gebäude behauptete die 
Renexpo® Austria ihren Sta-

tus als Innovationsmesse für
Erneuerbaren Energien. Die
Messe Ende November prä-
sentierte mit einer Mi-
schung aus Innovationen,
aktuellen Trends und prakti-
kablen Lösungen, wie die
Energiewende in Österreich
und ganz Europa sinnvoll
umgesetzt werden kann.
www.renexpo-austria.at

Kleinstes dreiachsiges Tanklöschfahrzeug der Welt

„Feuer-Ameise“ nur 1,70 Meter breit
Der Feuerwehrfahrzeug-
Hersteller Ziegler aus dem
schwäbischen Giengen prä-
sentiert das kleinste drei-
achsige Tanklöschfahrzeug
der Welt. Damit bringt der
führende Anbieter im Be-
reich Feuerwehrtechnik eine
weitere Innovation auf den
Markt. Bereits im vergange-
nen Jahr hatte Ziegler mit
dem Merkur das weltweit
erste Tunnel-Rettungsfahr-
zeug mit zwei Fahrerhäu-

sern und Elektroantrieb ent-
wickelt, das in beide Rich-
tungen fährt, ohne wenden
zu müssen. Im laufenden
Jahr konnte das Unterneh-
men zahlreiche neue Aufträ-
ge gewinnen. Insgesamt er-
hielt die Ziegler-Gruppe
2012 weltweit mehr als 500
Bestellungen für neue Feu-
erwehrfahrzeuge.
Bilder und mehr technische
Infos gibt es auf 
www.ziegler.de



  

  

 

 

Für über 80 Gemeinden rund um 
Wien erfolgreich unterwegs:
Die Gemeindebetreuer von Wien Energie.
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turen gebrochen werden, um
Platz für Neues zu schaffen. 
2011 erwirtschafteten die Ge-
meinden 400 Millionen Euro
Gesamtüberschuss: „Dass Öster-
reich insgesamt über diese Krise
einigermaßen gut hinwegge-

kommen ist, ist auch dem Wirt-
schaftsmotor Gemeinde zu ver-
danken, wir sind die größten öf-
fentlichen Investoren des Lan-
des“, erklärt Helmut Mödlham-
mer. „Die Finanzschulden der
österreichischen Gemeinden
sind in den vergangenen fünf
Jahren um insgesamt rund sechs
Prozent gestiegen“, stellt
Mödlhammer klar. Aber auch
nach Maastricht-Kriterien liegt
die Steigerung deutlich unter je-
nen 72 Prozent, die der Rech-
nungshof in seinem jüngsten Be-
richt ausweist. 

Dringender Handlungs-
bedarf

Trotz erfolgreichem Kurs gibt es
für Gemeinden dringenden
Handlungsbedarf: Die Lebens-
qualität muss gehalten und ge-
steigert werden. In den kom-
menden 25 Jahren wird laut
KDZ-Zentrum für Verwaltungs-
forschung rund ein Drittel der
107 politischen Bezirke mit sin-
kenden Bevölkerungszahlen im
erwerbsfähigen Alter zu kämp-
fen haben. „Das bedeutet, dass
Kommunen für Anreize sorgen
müssen. Dies funktioniert nur
über Arbeitsplätze sowie attrak-
tive Angebote von der Kinderbe-
treuung bis zu Konzepten für 
ältere Menschen“, ist Edgar
Hauer, Sprecher der KWF-
Initiatorengruppe, überzeugt. 

Einsparpotenzial nutzen

Auf der anderen Seite muss das
Einsparungspotenzial zugunsten
der Bevölkerung weiter ausge-
schöpft werden. Im Bereich der
kommunalen Beleuchtung oder
auch in der Erhaltung und 
Errichtung von Infrastrukturpro-
jekten oder öffentlichen Einrich-
tungen unterstützen alternative
Finanzierungsmodelle die Kom-
munen bei der Umsetzung der
Maßnahmen zur Steigerung der
Lebensqualität und somit zur
Forcierung des Erfolgskurses
von Gemeinden. 

Der große Erfolg des Kommu-
nalwirtschaftsforums 2012 be-
stätigte die Initiatorengruppe
PORR, Raiffeisen-Leasing, Sie-
mens Österreich und VASKO+
PARTNER, die brisanten 
Themen rund um die Lebens-
qualität in Österreichs Gemein-
den aufzugreifen und im Kom-
munalwirtschaftsforum 2013 ins
Zentrum zu stellen. Ziel des
KWF ist es, den Kontakt zwi-
schen öffentlichen und privaten
Partnern herzustellen, Best-
Practice-Beispiele vorzustellen
und Perspektiven der öffentli-
chen Hand für die Zukunft auf-
zuzeigen.

Mit Service punkten

Die Sparmaßnahmen zwingen
Gemeinden zum Umdenken.
Das oberste Ziel der Kommunen
ist, die Bevölkerung bei Laune
zu halten – denn eine massive
Abwanderung ist das Aus für je-
de Gemeinde. Die Freude, an ei-
nem Ort zu leben, setzt sich aus
mehreren Aspekten zusammen –
von der Verkehrsanbindung, den
Naheinkaufsmöglichkeiten, über
das Kultur- und Freizeitangebot,
das Umweltengagement, trans-
parentes und effizientes 
Finanzmanagement, bis zu allen
Maßnahmen und Einrichtungen,
die das Leben einfach 
erleichtern. 

Platz für Neues

Die Kommunen sind gefordert.
In vielen Regionen muss mit al-
ten Bräuchen und starren Struk- E

.E
.

Kommunalwirtschaftsforum 2013

Lebensqualität trotz Sparpaket – 
Gemeinsam, regional und nachhaltig für die 
Zukunft investieren
20. – 21. März 2013, Congress Innsbruck
Kontakt und Organisation: Karin Auer, 
Tel.: +43 1 409 79 36-66 
E-Mail: karin.auer@sympos.at 
www.kommunalwirtschaftsforum.at

Kommunalwirtschaftsforum 2013 

Lebensqualität trotz Sparpaket
Das Kommunalwirtschaftsforum 2013 steht – diesmal in Innsbruck –

unter dem Motto „Lebensqualität trotz Sparpaket. Gemeinsam, regio-

nal und nachhaltig für die Zukunft investieren“. Es werden an die 300

Konferenzgäste erwartet, darunter Entscheidungsträger aus Städten

und Gemeinden sowie prominente und internationale Experten aus

Forschung und Wirtschaft.
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Genauigkeit erreicht. Selbstver-
ständlich hängen die Kosten der
Berechnung von der Genauig-
keit der Bestandsdatenerfassung
(zum Beispiel Materialien und
Aufbauten) sowie der Datenein-
gabe ab. Möchte man Zeit spa-
ren, stehen in den Berechnungs-
programmen genügend
„Default“-Werte zur Verfügung,
das Ergebnis ist dann entspre-
chend gröber,
tendenziell
zwar richtig,
aber ungenau.
Die Ergebnisse
von Berechnun-
gen, die mit we-
nig Herz ent-
standen sind,
sind daher zu hinterfragen und
führen die beabsichtigte Sensibi-
lisierung und Kategorisierung
ad absurdum. Solche Energie-
ausweise sollten von Fachkräf-
ten nicht erstellt werden und
schon gar nicht dürfte man für
die Erstellung Geld verlangen.
Bis zu 20 Prozent Differenz kön-
nen sich in Extremfällen bei der
Berechnung der Energiekenn-

zahl zwischen der groben und
der feinen Ermittlung ergeben! 
Für eine grobe Ermittlung könn-
te es in Zukunft Internettools ge-
ben, die jedem Abgeber zunächst
eine erste Abschätzung ermögli-
chen, die Erstellung durch Fach-
firmen sollte dann aber so genau
wie möglich sein und sollte 
auch etwas kosten dürfen, denn
sonst wird befürchtet, dass im
Endstadium beide Parteien eine
Berechnung machen lassen und
sich dann auf einen Wert einigen
müssen. Relevant sind die Über-
legungen natürlich nur dann,
wenn die Energiekennzahl tat-
sächlich einen konkreten Ein-
fluss auf den Verkaufs- bzw.
Kaufpreis hat – eine Entwicklung
in diese Richtung bleibt abzu-
warten. Beim Autokauf ist es
durchaus üblich, sich im Voraus
über den Kraftstoffverbrauch zu
informieren, inwieweit Kaufent-
scheidungen bei Häusern, aber
auch Autos rational gefällt wer-
den, wird hier in Frage gestellt.
Was einem gefällt, will man
doch haben, auch wenn es eine
Spur unvernünftiger ist?

Bestandsenergieausweis,
Energieberatung, Ver -
besserungsmaßnahmen
Auch für jene, die nicht beab-
sichtigen, ein Objekt abzugeben,

wird die Erstellung eines Ener-
gieausweises empfohlen, kann
man doch aus den Ergebnissen
Rückschlüsse auf Schwächen in
der thermischen Gebäudehülle
(Fassade, Fenster, oberste und
unterste Geschossdecken) sowie
in der Energietechnik (Heizung,
Kälte, Lüftung, Regelung, Elek-
tro) ziehen und mittels Planspiel
die Wirksamkeit von Sanie-

1. Dezember 2012: Energieausweis-Vorlagegesetz 2012 (EAVG 2012) in Kraft

Energieausweis: Freud oder Leid?

Es sind nur noch wenige Objekt -
arten von der Pflicht befreit,
wenn man seiner Pflicht als Ab-
geber nicht oder verspätet nach-
kommt, sind bis zu 1450 Euro
Verwaltungsstrafe möglich.
Makler können sich durch einen
rechtzeitigen Hinweis an ihre
Auftraggeber von einer mögli-
chen Strafe befreien, Mieter
oder Käufer können den Ener-
gieausweis einklagen oder auf
eigene Kosten erstellen lassen
und dies vom Abgeber zurück-
verlangen.

Kosten, Nutzen im Falle 
eines Kaufs/Verkaufs

Die Erstellung eines Energieaus-
weises kostet, je nachdem wie
groß der Aufwand der Bestands-
datenerhebung ist, zwischen ei-
nem halben und zwei Euro pro
Quadratmeter Nutzfläche zu-
züglich Umsatzsteuer für End-
verbraucher (je größer die Flä-
che, desto geringer wird der
Kostenansatz pro m²). Das Er-
gebnis der Berechnung wird
meist auf die Energiekennzahl
reduziert, wenngleich die Be-
rechnung viele weitere interes-
sante Zwischenergebnisse
bringt. Wie bei allem, was man
am Markt anbietet, kommuni-
ziert man gute Dinge gerne und
offen und tendiert dazu, ver-
meintlich schlechtere Dinge zu
beschönigen oder zu verschwei-
gen. Nun, damit scheint Schluss
zu sein, vor allem wenn derjeni-
ge, der den Energieausweis be-
rechnet, seine Arbeit ernst
nimmt und eine entsprechende

Ing. Armin Kubat

ist allgemein beei-

deter und gericht-

lich zertifizierter

Sachverständiger

und zertifizierter

Projekt- und Risiko-

manager bei der

kpp consulting

gmbh; E-Mail

armin.kubat@kpp.at

Armin Kubat

Wünschenswert wäre, wenn die Energie-
kennzahl einen konkreten Einfluss auf den
Verkaufs- bzw. Kaufpreis hat – eine Entwick-
lung in diese Richtung bleibt abzuwarten.

Die Erstellung eines Energieausweises kostet, je nach-
dem wie groß der Aufwand der Bestandsdatenerhebung
ist, zwischen einem halben und zwei Euro pro Quadrat-
meter.

Mit Inkrafttreten des neuen Energieausweis-Vorlagegesetzes 2012 ist

Schluss mit der Schonfrist, in der praktisch jeder versuchte, die paar

hundert Euro für die Erstellung des Energieausweises einzusparen.

Dass ein Energieausweis auch die Basis für Einsparungsmöglichkeiten

ist, muss sich erst festigen.
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Wie kann eine Schule, ein
Kindergarten oder eine
Sporthalle gebaut und
gleichzeitig Zeit und Geld
gespart werden? Mit den
Baudienstleistungen der
Erste Group Immorent ist
das möglich. Hier haben
Kosten- und Termintreue
oberste Priorität. „Oft ver-
fügt die öffentliche Hand
nicht über ausreichend Res-
sourcen, Bauprojekte selbst
abzuwickeln. Wir können
hier der Gemeinde mit un-
serem All-inklusive-Service
unter die Arme greifen“, 
erklärt Ing. Michael Mitter-
müller, Leiter Baumanage-
ment Erste Group Immo-
rent Österreich. Von der 
begleitenden Kontrolle und
Projektsteuerung, über
Haustechnik und Immobi-
lienbewertung bis hin zu
sämtlichen Abwicklungs-,

Planungs- und Ausfüh-
rungsarbeiten reichen die
Baudienstleistungen der
Erste Group Immorent. Die
Gemeinde kann, je nach Be-
darf, das gesamte Paket
oder nur Einzelleistungen
wählen.

Neuer Kindergarten
für Mauerbach
Beim Bau des neuen Kin-
dergartens in Mauerbach
war die Erste Group Immo-
rent für die Führung des 
gesamten Bauvorhabens
verantwortlich: Aufbau-

und Ablauforganisation,
Vertragsgestaltung, Termin-,
Qualitäts- und Kostensteue-
rung, Planungsleistungen
sowie örtliche Herstellungs-
überwachung. Somit hatte
die Gemeinde von der Idee
bis zur Fertigstellung des
Objekts einen zentralen An-
sprechpartner. 
Im Jänner 2012 wurde der
Kindergarten schlüsselfertig
übergeben.

Information

Erste Group Immorent AG
Ing. Michael Mittermüller 
Tel.: 05 0100-27261
E-Mail: 
michael.mittermueller@
immorent.com
www.erstegroupimmorent.at

E
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Von Ideenfindung bis zur Übergabe – Baudienstleistungen der Erste Group Immorent

All-Inclusive-Service für Gemeinden

Der Kindergarten in Mauerbach ist bereits seit einem Jahr in 
Betrieb.
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rungsmaßnahmen darstellen.
Verknüpft mit unabhängigen
Kostenschätzungen können
Wirtschaftlichkeiten abgeleitet
und auf Basis derer die sinn-
vollsten Maßnahmen ausge-
wählt und umgesetzt werden.
Auch alle Förderstellen machen
ihren Beitrag davon abhängig,
welche Wirkungen auf Bedarf
und Umwelt die zu finanzieren-
den Maßnahmen haben können.
Haben können, weil sämtliche
Berechnungen einen Bedarf er-
geben und der Verbrauch erst
nach Umsetzung durch Messun-
gen bestimmt werden kann.
Wenngleich die Bedürfnisse da-
her nur theoretischer Natur
sind, so sind diese untereinan-
der vergleichbar und damit wie-
der eine gerechte Grundlage für
eine Ermittlung der Zuschüsse
gegeben. Damit wird auch spür-
bar, dass die Ergebnisse einer
Energieausweisberechnung ei-
nes von vielen Kriterien sind,
um Neubauten und Sanierung
zu bewerten, und dass solche
Berechnungen laufend zu aktua-
lisieren sind, wenn es zu Ände-

rungen oder Weiterentwicklun-
gen kommt. Es kann durch eine
Änderung während der Baupha-
se, die ohne Rücksprache mit
dem Ersteller passiert, daher
auch der Fall eintreten, dass sich
die Ergebnisse verschlechtern,
die Änderung an sich bereits
Geld kosten und dazu auch noch
die Höhe der Förderung sinkt,
also Vorsicht! 

Kulturentwicklung

Was beim Kfz seit Jahrzehnten
gelebte Praxis darstellt, muss
sich bei Immobilien erst etablie-
ren. Beitragen können die öf-
fentlichen Einrichtungen, indem
diese mit Beispiel vorangehen,
Energieausweise ausarbeiten

lassen, geförderte Einsparungs-
maßnahmen umsetzen und die
Energieausweise vor und nach
Sanierung im Objekt im Ein-
gangsbereich veröffentlichen.
Werden dann auch noch ent-
sprechende Zähler eingebaut
(meist nicht so kostenaufwän-
dig), dann können auch die Ver-
bräuche gemessen werden. 
Verbesserungen machen meist
Freude, und über Erfolge spricht
man gerne.  Außerdem wäre es
toll, wenn im Physikunterricht
die Energieausweisberechnung
gelehrt würde, egal ob im Regel-
unterricht oder in Projektwo-
chen. Zu wissen, welche Para-
meter einfließen, wie diese ver-
ändert werden können und wel-
chen Einfluss diese auf das Er-
gebnis der Berechnung haben,
sollte jeder Absolvent grob ein-
schätzen können. Damit könn-
ten wir in Zukunft aus den Zah-
len auch eigene Schlüsse ziehen.
Im Zeitalter der Energieknapp-
heit bzw. der steigenden Ener-
giepreise könnten solche Kennt-
nisse gleich wichtig werden wie
Lesen, Schreiben und Rechnen.

Beitragen können die öffentlichen Einrich-
tungen, indem diese mit Beispiel voran ge-
hen  Energieausweise ausarbeiten lassen,
geförderte Einsparungsmaßnahmen umset-
zen und die Energieausweise vor und nach
Sanierung im Objekt im Eingangsbereich
veröffentlichen. 
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dass der Schulbetrieb möglichst
ungestört stattfinden kann. 
Aufwändige Arbeiten finden
vorwiegend in der Ferienzeit
statt. Die Fertigstellung des
Großprojekts ist für den Som-
mer 2014 geplant, damit der
Schulbetrieb dann rechtzeitig
zum Schulbeginn aufgenommen
werden kann. 

Umweltfreundliche 
Energietechnik

Als e5-Gemeinde setzt sich Ta-
xenbach intensiv mit Energie-
und Klimaschutz auseinander
und hat mit der Salzburg Wohn-
bau, die sich schon seit Jahren
diesem Thema widmet, den
idealen Partner für die Umset-
zung dieses Großprojekts gefun-
den. So wird das neue Schulzen-
trum nach der Fertigstellung
wärmetechnisch auf sehr hohem
Standard sein. Die alte Ölhei-
zung wird durch eine umwelt-
freundliche Pelletsheizungsanla-
ge ersetzt. Durch eine hochwär-
megedämmte Gebäudehülle
und gut isolierte Fenster kann
der Energieverbrauch künftig
niedrig gehalten werden. 
Zusätzlich ist die Anbringung ei-
ner Photovoltaikanlage geplant.
Eine Lüftungsanlage in allen
Schulklassen gewährleistet 
einen entsprechenden Luftaus-
tausch, der sich positiv auf die
Konzentrationsfähigkeit der
Schüler auswirken soll. 

Auf einem 5700 m² großen
Grundstück wird ein neues
Schulzentrum für die Volks-,
Haupt- und Polytechnische
Schule mit insgesamt 19 Klassen
entstehen. Der Spatenstich für
das Großprojekt erfolgte bereits
im Sommer dieses Jahres. Für
die Planung zeichnet das Salz-
burger Architekturbüro „kofler
architects“ verantwortlich, das
bei einem Architekturwettbe-
werb als Sieger hervorging. 

Optimale Bedingungen
auf 6500 m² Nutzfläche 

Nachdem das alte Gebäude aus
allen Nähten platzte, war es
dringend notwendig, ein neues
optimales Umfeld füŕ s Lernen
und Unterrichten zu schaffen.
Das neue Schulzentrum wird
speziell auf die Anforderungen
der Schüler und Lehrer ausge-
richtet. Der Komplex wird auf
rund 6500 m² Nutzfläche Platz
für bis zu 400 Schüler bieten
und punktet mit einer Terrasse
im Obergeschoss, einem ge-
schützten Innenhof und licht-
durchfluteten Pausen-, Spiel-
und Kommunikationsbereichen,
die als Treffpunkte dienen. 

Ideale Übergangslösung

Unmittelbar neben dem Schul-
komplex wurde eine Container-
schule errichtet, in der alle drei
Schulen während der Bauphase
untergebracht sind. Die Bauar-
beiten werden so koordiniert, E

.E
.

Informationen über 
aktuelle Projekte der 
Salzburg Wohnbau unter 
0664/546 10 64, 
www.salzburg-wohnbau.at
www.facebook.com/
sbg.wohnbau

Im Sommer erfolgte der Spatenstich: BR Robert Zehent-
ner, Peter Eder (Bgm. Lend), Robert Reiter (Bgm. Rauris),
Dr. Roland Wernik (Salzburg Wohnbau-Geschäftsführer),
BR Franz Wenger (Bgm. Taxenbach), LAbg. Sonja Otten-
bacher (Bgm. Stuhlfelden), Ing. Maximilian Präauer 
(Vize-Bgm. Taxenbach) und DI Christian Struber 
(Salzburg Wohnbau-Geschäftsführer).

Großes Schulzentrum wird in Salzburg realisiert

Salzburg Wohnbau: 
nachhaltig und energiebewusst
Die Salzburg Wohnbau ist im Bundesland Salzburg absoluter Marktfüh-

rer im Kommunalbau. Derzeit wird in der Gemeinde Taxenbach von der

Salzburg Wohnbau das größte Schulbauprojekt im Pinzgau realisiert. In

einer zweijährigen Bauzeit wird mit einem Bauvolumen von 12,5 Mio.

Euro der bestehende Gebäudekomplex generalsaniert und erweitert. 
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Die Bauarbeiten werden rechtzeitig zu Schulbeginn im
September 2014 abgeschlossen sein.

Die Schüler werden seit September in der Container-
schule neben dem Schulkomplex unterrichtet.
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TORO Groundmaster 360
Die Revolution in der Landschaftspfl ege!

NEU!

       +43 (1) 278 51 00 |  sa les@prochaska.eu |  www.prochaska.eu

Präzises Mähen mit Nullwendekreis!

Unschlagbare Wendigkeit

mit 4 Rad-Lenkung und 

Nullwendekreis!

Hohe Produktivität

Mähgeschwindigkeit bis 23km/h 

und 183cm Schnittbreite!

Volle Leistung 365 

Tage im Jahr
vielseitige Anbaugeräte mit 

QuickAttach-System!

Mähspaß auf 
höchstem Niveau
Der Groundmaster 360 ist
perfekt geeignet für das
exakte Mähen um Bäume,
Sträucher oder andere Hin-
dernisse. Durch die schnelle
Mähgeschwindigkeit, die
große Schnittbreite von 
183 cm und die präzise Len-
kung entstehen extrem kur-
ze Mähzeiten. Die unschlag-
bare Wendigkeit kombiniert
einfache Bedienung mit
schneller Arbeitsweise und
hoher Produktivität.

Komfortables Wenden
und Befahren von 
Hängen
Mit der von TORO entwi-
ckelten innovativen Quad-
Steer-Allradlenkung, wird
eine noch nie dagewesene
Manövrierfähigkeit und

Kontrolle erzielt. Diese fort-
schrittliche Lenkung ermög-
licht, dass sich die Innen-
und Außenreifen um einen
gemeinsamen Drehpunkt in
der Kurve drehen.
Beim Wenden verändert die
Quad-Steer-Steuerung ge-
meinsam mit der Automatic
Speed Control die Fahrge-
schwindigkeit und ermög-

licht dem Fahrer eine ein-
wandfreie Fahrzeugkontrol-
le auf Hängen und beson-
ders schwer zugänglichen
Flächen.

Starke Mähleistung,
schonend zum Rasen

Die TORO Hochleistungs-
mähwerke bieten Messer-

geschwindigkeiten bis zu
4877 u/min und garantie-
ren dadurch einen sauberen
und schönen Schnitt. Der
kraftvolle 36 PS Kubota-
Dieselmotor sorgt mit sei-
nen vier Zylindern für eine
hohe Antriebskraft und eine
zuverlässige Mähleistung.
Zusammen mit dem profes-
sionellen Hydrostatantrieb
ermöglicht er effiziente und
komfortable Mähvorgänge
auf Hanglagen und beson-
ders verwinkelten Flächen.

Information
Prochaska Handels GmbH.
Reinhard Steininger
Marcel Liebhart
Tel.: 01/278 51 00 23
E-Mail: 
marketing@prochaska.eu
www.prochaska.eu
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Der neue TORO Groundmaster 360

Echter Fortschritt mit Nullwendekreis

Der Groundmaster 360 über-
zeugt auf jedem Gelände.
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tierten über Österreichs Chan-
cen für die Energiewende.

Mekka der Erneuerbaren

Salzburg war für drei Tage das
Mekka der Wasserkraftszene.
„Wir sind sehr stolz darauf, dass
sich die Internationale Wasser-
kraft-Fachausstellung mit Kon-
gress der RENEXPO® Austria
mittlerweile zu einer der wich-
tigsten europaweiten Plattfor-
men für die Wasserkraftbranche
entwickelt hat“, freute sich Jas-
na Röhm, Projektleiterin der
Messe. Photovoltaik hat sich als
zweiter Schwerpunkt etabliert.
Die Ausstellerzahl wuchs in die-
sem Bereich um fast 50 Prozent. 

Neuer Schwerpunkt

Im Aufbau befindet sich ein drit-
ter Schwerpunkt: die Kraft-Wär-
me-Kopplung (KWK). Vor allem
der Markt für Mini- und Mikro-
Kraft-Wärme-Kopplung ist erst
im Entstehen. RENEXPO® Aus-
tria schafft mit den beiden Fach-
tagungen der 2. Österreichischen
Tagung für Mini- und Mikro-
Kraft-Wärme-Kopplung und dem

Grundlagenworkshop Dezentra-
le Strom, Wärme und Kälteer-
zeugung mit Blockheizkraftwer-
ken, einem KWK-Forum im Rah-
menprogramm und dem Aus-
stellungsbereich eine Plattform.
Als Innovationsthema kam in
diesem Jahr der Schwerpunkt
Energie Plus Gebäude, bei dem
das Haus zum Kraftwerk wird.
Das 1. Symposium Energie Plus
Gebäude brachte die wesentli-
chen Akteure zusammen, um
gemeinsam Impulse für die Zu-
kunft zu generieren.

Branchentreff

Auch für Energieberater hat sich
die RENEXPO® Austria als
Branchentreffpunkt etabliert.
Rund 300 Salzburger Energie-
ausweis-Berechner sowie Ener-
gieberater trafen sich auf ihrem
Jahrestreffen. 
„Es freut mich, dass es uns mit
der Kombination aus Fachmesse
und Kongress wieder einmal ge-
lungen ist, die Weiterentwick-
lung der RENEXPO® Austria
von einer gemischten Publi-
kums- und Fachbesuchermesse
zu einer Kongressmesse für
Fachbesucher voranzutreiben“,
betonte Johann-Georg Röhm,
Geschäftsführer des Veranstal-
ters REECO Austria GmbH.

Die RENEXPO® Austria findet
vom 28. – 30. November 2013
zum fünften Mal statt. 

Auf der RENEXPO® Austria 
präsentierten vom 29. 11. bis 
1. 12. 2012 über 100 Aussteller
den rund 3000 Besuchern ihre
innovativen Produkte, Technolo-
gien und Dienstleistungen. 600
Tagungsteilnehmer informierten
sich auf den elf begleitenden
Fachtagungen über die Energie
der Zukunft. 
„Auf der RENEXPO® Austria
2012 erleben wieder viele Aus-
steller und vor allem Entschei-
dungsträger die aktuellsten Ent-
wicklungen am Energiesektor
hautnah“, betonte Schirmherr
Landesrat Sepp Eisl.

Ein Highlight war der Energie
Talk am Eröffnungstag. Dr. Bar-
bara Schmidt, Generalsekretärin
von Österreichs E-Wirtschaft, Dr.
Hans Kronberger, Präsident des
Bundesverbands Photovoltaic
Austria, und Peter Traupmann,
Geschäftsführer der Österrei-
chischen Energieagentur, disku-

Information
REECO Austria GmbH
Franziska Klug
Josef-Schwer-Gasse 9,
5020 Salzburg
Tel.: +43 (0) 662 8226 - 35
E-Mail: redaktion@reeco.eu
www.renexpo-austria.at

Die 4. RENEXPO® Austria geht erfolgreich zu Ende

Innovationen für die 
Energiewende
Die RENEXPO® Austria zeigte in ihrem vierten Veranstaltungsjahr, wie

einfach und umweltfreundlich die Energieversorgung der Zukunft sein

wird.  Die Messe präsentierte mit einer Mischung aus Innovationen, 

aktuellen Trends und praktikablen Lösungen, wie die Energiewende in

Österreich und ganz Europa sinnvoll umgesetzt werden kann.

Die RENEXPO® etabliert sich als Innovationsmesse.

Moderator Harald Pitters, Barbara
Schmidt, GS Österreichs E-Wirt-
schaft, Hans Kronberger, Präsident
Bundesverband Photovoltaic, Peter
Traupmann, GS der Österrei-
chischen Energieagentur.

E
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Nutzungskosten übersteigen
die Investitionskosten um das
Fünf- bis Siebenfache

Nutzenpotenziale durch Facility Management für Gemeinden

Gemeinden stehen heute im Spannungsfeld zwischen 

begrenzten Budgets und hohen Ansprüchen der 

Bevölkerung. Gerade im Bereich 

„Immobilien“ gibt es eine Menge an 

Berührungspunkten zwischen Bevölkerung und 

Gemeinden – und damit Nachfrage: Wer verwaltet die 

Schule, das Wohnhaus? Sind die Kosten überschaubar? 

KOMMUNAL gibt Antworten und zeigt Optionen für die Gemeinden auf.

Die geforderte Steigerung der
Effizienz und verbesserte Pro-
zessabläufe stellen an das Ge-
meindemanagement sehr hohe
Herausforderungen. Wie privat-
wirtschaftliche Unternehmen
müssen auch Gemeinden  Werk-
zeuge, Methoden und Instru-
mente anwenden, die sie in die
Lage versetzen, kostendeckend
zu wirtschaften. In der Wirt-
schaft hat sich in den vergange-
nen Jahren die Erkenntnis
durchgesetzt, dass durch ein
professionelles Facility Manage-
ment ein entscheidender Beitrag
geleistet werden kann, um Pro-
zesse in den Gemeinden zu opti-
mieren, Einsparungspotenziale

auszuschöpfen und darüber hi-
naus die Qualität der angebote-
nen Dienstleistungen zu erhö-
hen. Nicht beirren lassen sollte
man sich von den Aussagen,
dass das Thema kaum bekannt
ist oder aber sofort mit Gegenar-
gumenten wie „das machen wir
schon seit 20 Jahren so“ oder
„wiedermal ein neuer Begriff,
um etwas zu verkaufen“. 

Nutzungskosten übersteigen
die Investitionskosten

Wussten Sie, dass die Investiti-
onskosten, bezogen auf die Ge-
samtlebensdauer einer Immobi-
lie im Vergleich zu den Nut-
zungskosten nur eine unterge-
ordnete Rolle spielen? Immer

Thomas Madritsch
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Facility Management bietet einen Weg, um in Zukunft
die Gemeinde als ein effizientes und hochqualitatives
Dienstleistungsunternehmen zu gewährleisten.
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Wissen

mehr Unternehmen entdecken
den Nutzen von Facility Ma-
nagement und erkennen den
strategischen Stellenwert ihrer
Immobilien und Facilities. Je
nach Immobilienart übersteigt
die Summe der laufenden Be-

triebskosten die Herstellungs-
kosten um den Faktor 5–7. In
den meisten Unternehmen sind
25 bis 50 Prozent des bilanzier-
ten Anlagevermögens grund-
stück- oder gebäudebezogen
und immerhin die Hälfte davon
ist kostenwirksam in der Ge-
winn- und Verlustrechnung
(G&V). Durch den Einsatz von
Facility Management können
viele werterhaltende und be-
triebskostenrelevante Optimie-
rungspotenziale genutzt werden.

Investitionskosten versus
Lebenszykluskosten

Immobilien im öffentlichen Be-
reich waren immer schon durch
hohe Folge kosten gekennzeich-
net, gerade in diesem Bereich ist
der Trend zu Gebäuden mit ho-
hen laufenden Kosten und kür-

Zwei Interessen sind für den Facili-
ty Manager entscheidend: Geringe
Betriebs- und Instandhaltungskos-
ten bei gleichzeitiger Funktionali-
tät und Flexibilität. Diese Punkte
treffen auch auf Gemeinden zu.

Unter dem Begriff „Haustech-
nik“ versteht man landläufig alle
Bereiche, die die Versorgung
und Erhaltung einer Immobilie
umfassen. Es heißt daher heute
auch  – etwas genauer – eher
„Versorgunstechnik“ als Haus-
technik. Darunter fasst man – so
die Definition auf Wikipedia –
„alle technischen Maßnahmen zu-
sammen, die in Räumen und Ge-
bäuden, aber auch Betriebsstät-
ten und öffentlichen Einrichtun-
gen der energetischen und stoffli-
chen Versorgung bzw. der Entsor-
gung aller Abfallprodukte gelten.
Der Zweck ist, das Gebäude für
die Bewohner und Nutzer „be-
nutzbar“ zu machen und ver-
schiedene Sicherheitsaufgaben zu
erfüllen.“
Die Begriffe Haustechnik, Tech-
nische Gebäudeausrüstung, Ge-
bäudetechnik oder Versorgungs-
technik beschreiben aber alle
dasselbe Themengebiet. Eine ge-
naue Abgrenzung der Begriffe
ist daher nur schwer möglich.
Der Begriff Versorgungstechnik
meint dabei besonders Nicht-
wohngebäude und Industriean-
lagen, während mit Haustechnik
und Gebäudetechnik eher Anla-
gen in kleineren Gebäuden, ins-
besondere Wohngebäude mit ei-
ner oder mehreren Nutzungs-
einheiten bezeichnet werden.
Aber die Gebäudetechnik ist bei-
leibe keine Erfindung der neue-
ren Zeit, bereits in frühesten
Wohngebäuden/Hütten sind
erste Ansätze technischer Aus-
stattung zu finden. Gerade in
der Antike war die Gebäude-
technik auf hohem Niveau ange-
langt. Die Wasserversorgung mit
Hilfe von Aquädukten und Lei-
tungssystemen (Bleirohre) oder
die schon bei den Kretern und
Römern betriebene Fußboden-
heizung mittels Durchleitung
von Rauchgasen in darunterlie-
genden Kammern (Hypokaus-
tenheizung) sind hier nur einige
Beispiele.
Da die moderne Gebäudetech-
nik immer aufwändiger wird, ist

ein immer größeres Fachwissen
zu den einzelnen Sparten der
Gebäudetechnik nötig. Deshalb
werden die einzelnen Teilgebie-

te der Gebäudetechnik bei grö-
ßeren Bauprojekten überwie-
gend an sogenannte Fachplaner
oder Projektanten zur Werkpla-
nung vergeben. Der Architekt
übernimmt dabei nur noch die
Koordination sowie die Abnah-
me der einzelnen Planungsleis-
tungen.

Quelle: Wikipedia

Die „Haustechnik“ ist keine 
Erfindung unserer Zeit

Die Aufgabenbereiche der Haus-
technik werden nach der Hono-
rarordnung für Architekten und
Ingenieure (HOAI, Deutschland)
vorgenommen. Die HOAI unter-
teilt die technische Gebäudeaus-
rüstung in sechs Anlagengrup-
pen:
1. Gas-, Wasser-, Abwasser- und
Feuerlöschtechnik (GWA)

2. Wärmeversorgungs-, Brauch-
wassererwärmungs- und
Raumlufttechnik (WBR) 

3. Elektrotechnik (ELT) 
4. Aufzug-, Förder- und Lager-
technik (AFL) 

5. Küchen-, Wäscherei- und che-
mische Reinigungstechnik 

6. Medizin- und Labortechnik 

Darüber hinaus müssen die Dis-
ziplinen wie Akustik und Schall-
schutz und Baukonstruktion und
Brandschutz bei der Planung ge-
werkeübergreifend berücksich-
tigt werden. Durch die momen-
tane Klimadebatte gewinnen Be-
griffe wie Energiewirtschaft und
erneuerbare Energien immer
mehr an Bedeutung. Bauphysik,
Thermodynamik und Strö-
mungslehre liefern die wissen-
schaftliche Basis für Forschung,
Entwicklung und Planung neuer
Gebäudekonzepte.

Unterteilungen

Outsourcing im kommunalen Bereich erfordert 
eine spezifischere Überprüfung, ist aber in 
bestimmten Dienstleistungsbereichen sinnvoll 
und mit wenig Risiko für Gemeinden umsetzbar.
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zerer Lebensdauer besonders
ausgeprägt. Optimie rungen und
eine Betrachtung der Lebenszy-
kluskosten im Facility- und
Immobilien management können
hierbei die Kostensteigerung
nachhaltig stoppen und die Qua-
lität der angebotenen Leistun-
gen steigern. Relevante Bauent-
scheidungen werden häufig nur
anhand der Berücksichtigung
von Herstellungskosten gefällt.
Umfragen bestätigen, dass bei
die sen langfristigen Planungs-
entscheidungen immer noch pri-
mär die Höhe der Er richtungs -
kosten als zentraler Faktor he-
rangezogen wird. 
Die im Laufe des Betriebs der
Immobilien anfallenden Kosten
werden hingegen vernach -
lässigt.  Um dieser Entwicklung
gegenzusteuern, ist es notwen-
dig, dass potenzielle Folge -
kostentreiber möglichst früh in
der Planung neuer Immobilien
erkannt werden. Mehr noch: Es
sollen die Folgekosten und darü-
ber hinaus die Lebenszykluskos-
ten ganz im Sinne ökonomischer
Nachhaltigkeit prognostiziert
werden, um dem Bauherrn die
Sicherheit einer nachhaltigen
Leistbarkeit der Immobilie zu
geben.

Was bedeutet 
Facility Management?

Unter Facility Management ver-

stehen wir ganzheitliches Ma-
nagement der Immobilien und
der materiellen/immateriellen
Infrastruktur einer Organisation

mit dem Ziel der Verbesserung
des Kerngeschäfts. Der Facility
Manager ist aber auch Integra-
tor zwischen Mensch-Arbeits-
platz und Arbeitsprozess. Er
nimmt hiermit eine äußerst be-
deutende Rolle im Arbeitsleben
ein. Zwei Interessen sind für den
Facility Manager entscheidend:
Geringe Betriebs- und Instand-
haltungskosten bei gleichzeiti-
ger Funktionalität und Flexibili-
tät. Dafür ist eine hierarchische
Positionierung mit Entschei-
dungskompetenz vonnöten, um
einen möglichst hohen Kunden-
nutzen umzusetzen.

Outsourcing von 
Dienstleistungen

Dieses in den letzten Jahren
vieldiskutierte und umgesetzte
Thema war und ist auch für eine
Gemeinde von höchster Rele-
vanz. Bei der Entscheidung über
„make or buy“ stellt sich den
Verantwortlichen die Frage:
„Können wir es uns noch leisten,
für sämtliche flankierende

Prof.(FH) Dr. Tho-

mas Madritsch ist

Geschäftsführer der

FH Kufstein,Tirol,

Leiter des Bakka-

laureats- und Mas-

terstudiengangs

Facility Manage-

ment und Immobi-

lienwirtschaft
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Dienstleistungen in der Ge-
meinde eigene Mitarbeiter
zu unterhalten?“ Man kann
diese Entscheidung nicht
generalisieren und muss je-
de Situation einzeln be-
trachten. Outsourcing im
kommunalen Bereich erfor-
dert in punkto Sicherheit
und Qualität eine spezifi-
schere Überprüfung als bei
Büroimmobilien, ist aber in
bestimmten Dienstleis-
tungsbereichen ohne weite-
res sinnvoll und mit wenig
Risiko für Gemeinden um-
setzbar. 

Qualitätssteigerung
durch
Facility Management 
Durch die gesamtheitliche
Wirkung von Facility Ma-
nagement profitiert jeder
Einzelne, egal ob interner
oder externer Kunde. 
Optimierte und kontrollier-
te Prozesse sowie hervorra-
gender Service für die 
Bevölkerung und Mitarbei-
ter sind nur eine von vielen

Seit 1997 bietet die Fach-
hochschule Kufstein Tirol
akademische Facility Ma-
nagement-Ausbildungs-
programme an. „Kufstein
wurde aufgrund seiner ho-
hen Qualitätsstandards als
erste Ausbildungsstätte in
Europa durch die IFMA-
Zertifizierung ausgezeich-
net und entwickelte sich
zum führenden Facility
Management-Kompetenz-
zentrum – darauf sind wir
sehr stolz“, so Prof. (FH)
Dr. Thomas Madritsch.
Professionelle Beratungs-
leistung ist am Institut für
Immobilien- und Facility
Management abrufbar. Für

Interessierte bietet die
Fachhochschul-Akademie
zum Thema Facility Ma-
nagement maßgeschnei-
derte Trainings an.
www.fh-kufstein.ac.at

Der Autor

Prof. (FH) Dr. Thomas Ma-
dritsch wurde im  April
2011 zum Geschäftsführer
der Fachhochschule Kuf-
stein Tirol bestellt. Von
2001 bis 2011 baute er er-
folgreich die Bakkalaure-
ats- und Masterstudien-
gänge sowie das Immobi-
lien-Benchmarking Insti-

tut-IBI an der Fachhoch-
schule Kufstein Tirol zu ei-
nem der weltweit führen-
den Kompetenzzentren im
Bereich Facility Manage-
ment und Immobilienwirt-
schaft aus. 2011 wurde er
dafür von der Internatio-
nalen Facility Manage-
ment Association IFMA
mit dem „Awards of Excel-
lence“ ausgezeichnet.
http://www.fh-kufstein.
ac.at/eng/About-FH-
Kufstein-Tirol/About-FH-
Kufstein-Tirol/Organizati-
on/
Executive-Board/Prof.-FH-
Dr.-Thomas-Madritsch

Facility Management: Aus- und Weiterbildung

Information

Verbesserungsmöglich -
keiten der Qualität und
Leistung, die durch ganz-
heitlich orientiertes und
handelndes Facility 

Management  erst zugäng-
lich gemacht werden kön-
nen. Facility Management
bietet einen Weg, um in 
Zukunft die Gemeinde als

ein effizientes und hoch-
qualitatives Dienstleis-
tungsunternehmen zu 
gewährleisten.

Nach der Zusammenfüh-
rung des eigenen Filialnet-
zes mit dem der Bawag
P.S.K. startete die Österrei-
chische Post AG ein weite-
res Großprojekt: Die Filia-
len bekommen ein neues
Design. Es verkörpert eine
Weiterentwicklung des bis-
herigen Filialkonzepts und
wird den Kunden der Post
ein neues Einkaufs- und
Dienstleistungserlebnis ver-
mitteln. Moderne Waren -
tische lösen die bisherigen
Regale ab, ein adaptiertes
Warteschlangen-Manage-
ment und neu konzeptio-
nierte Schalter prägen das
Bild. Die Telekommunikati-
ons-Zone bietet Handys
zum Ausprobieren und eine
SB-Zone ermöglicht es den
Kunden, 24 Stunden am
Tag Post- und Bankgeschäf-
te abzuwickeln. 

Warentische: Statt Regalen
bieten die Filialen künftig
nach den Themen Schen-
ken, Versand, Unterhaltung
und Papier & Schreibwaren
geordnete Verkaufstische. 

Telekommunikationsbe-
reich: Speziell ausgebildete
Mitarbeiter erfüllen alle
Wünsche rund um Internet,
Festnetz, Handy und mehr.
Mit einer eigenen Kassa
ausgestattet, kann man An-
meldungen durchführen
und Smartphones, Tablets
und Zubehör erwerben.

Kundenleitsystem: Im neu
gestalteten Anstellbereich
findet man Produkte des
alltäglichen Gebrauchs
und Geschenkideen, genau-
so wird aber durch Info-
Screens über neue Produkte
und Angebote informiert.

Neues Schalterdesign: Die
Computer, die bisher den
Raum zwischen Post-Mitar-
beitern und Kunden prägten,
wurden aus dem Sichtfeld
gerückt, Mitarbeiter und

Kunden können nun direk-
ter kommunizieren. Das
Prinzip der „clean desk poli-
cy“ verhindert Ablenkungen
und macht das Kundenge-
spräch effizienter.

Selbstbedienungszone:
Rund um die Uhr ist die SB-
Zone der Filiale zugänglich.
Postfächer, Bankomat, Ko-
piergerät, Überweisungs-
und Einzahlungsautomaten
stehen dort ebenso bereit
wie die neue Post-Abgabe-
box, die den nachverfolgba-
ren Versand von Paketen
außerhalb der Öffnungszei-
ten ermöglicht. Und das an
365 Tagen im Jahr.

Information
www.post.at
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Warentische, neues Leitsystem und eine 24-Stunden-Selbstbedienungszone

Neues Einkaufs- und Dienstleistungserlebnis
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In den österreichischen 
Medien wurde in den letz-
ten Wochen das politisch
und auch gesellschaftlich
brisante Thema der fehlen-
den Unterbringungsmög-
lichkeiten von Asylwerbern
zum innenpolitischen 
Thema Nummer eins. 

Ein Blick zu unserem west-
lichen Nachbarn zeigt, dass
man dort bereits einen ent-
scheidenden Schritt weiter
ist: In der Schweiz gilt auf
Gemeindeebene die gene-
relle Verpflichtung, Asyl-
werber nach einem Einwoh-
nerschlüssel im Gemeinde-
verbund aufzunehmen.
In Küssnacht am Rigi, im
Kanton Schwyz, stand man
vor einem Jahr vor dem
Problem, mehr als 30 Asyl-
werber temporär unterbrin-
gen zu müssen. Aufgrund

der fehlenden Kapazitäten
in den bestehenden Einrich-
tungen entschied sich das
Infrastrukturressort der 
Gemeinde kurzfristig für 
eine Raumlösung aus 
Containern.  
Ausschlaggebend für diese
Wahl war die prompte 
Realisierbarkeit innerhalb
weniger Wochen, verbun-

den mit dem deutlichen
Kostenvorteil gegenüber 
einer Festbaulösung. Den
Zuschlag erhielt CONTAI-
NEX aus Wiener Neudorf.
Neben einem konkurrenzfä-
higen Preis-Leistungs-Ver-
hältnis und der guten Qua-
lität der Wohncontainer
war auch die schnelle Lie-
ferfähigkeit ein wichtiges
Vergabekriterium.
Um den Asylwerbern einen
ansprechenden Komfort
bieten zu können, hatte sich

das Infrastrukturressort für
die TOP-Ausführung der
Module entschieden, die
aufgrund ihrer hervorra-
genden Isolierung einem
modernen Festbau qualita-
tiv in nichts nachstehen.

Ein Jahr nach der Realisie-
rung bekräftigt das Infra-
strukturressort bei einer
Rückfrage, die richtige
Wahl getroffen zu haben.
„Die Asylwerber fühlen sich
in den neuen Unterkünften
trotz ihrer ungewissen Lage
sehr wohl und blicken ihrer
neuen Zukunft positiv ent-
gegen“, berichtete Hr. An-
dreas Walker vom Infra-
strukturressort Küssnacht.

Information
www.containex.com
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Fehlende Unterbringungsmöglichkeiten für Asylwerber:

Schweiz setzt auf mobile Gebäude aus Containern
CONTAINEX-Raumlösung
als Asylwerber-Unterkunft, 
CH-Küssnacht am Rigi.

Schon fast Tradition hat die
jährliche weihnachtliche
Spendenübergabe von 7500
Euro an das St. Anna Kin-
derspital. Die Zeppelin
Österreich GmbH will mit
dieser Maßnahme die 
Gelegenheit wahrnehmen, 
anstatt der üblichen Weih-
nachts-Firmenpräsente die
Wissenschaft zu unterstüt-
zen. Von den Kunden des
Baumaschinenunterneh-
mens wird dieser Einsatz
für eine zielgerichtete For-
schung in der Diagnostik
und Therapie der erkrank-
ten Kinder sehr positiv 
gesehen.

Die Übergabe des Schecks
am 21. November 2012 er-
folgte durch den Vorsitzen-
den der Geschäftsführung,
Ing. Friedrich Mozelt, und
den kaufmännischen Ge-

schäftsführer Michael Här-
tel. Im Namen des St. Anna
Kinderspitals nahm die Lei-
terin des PR- und Spenden-
büros, Mag. Andrea Prantl,
die Spende entgegen.

Seit mehr als 23 Jahren
zählt die St. Anna Kinder-
krebsforschung zu den
wichtigsten Zentren der on-
kologischen Forschung mit
weltweiter Reputation. Die

langjährige Arbeit des wis-
senschaftlichen Teams ist
beispielgebend in Europa
und hat zu Meilen-
steinen in der 
Erforschung
und Behand-
lung von 
Kinderkrebs 
geführt.
Zeppelin Öster-
reich GmbH freut
sich, mit dieser Spende 
einen Beitrag für die Wei-
terentwicklung der For-
schung gegen die Auslöser
von Krebserkrankungen bei
Kindern leisten zu dürfen.

Information

Zeppelin Österreich
GmbH
www.zeppelin-cat.at

Zeppelin Österreich GmbH schenkt zu Weihnachten gute Taten

St. Anna Kinderkrebsforschung 2012 unterstützt

Vorsitzender der GF Ing. Friedrich Mozelt bei der Scheckübergabe
für die Kinderkrebshilfe, St. Anna Kinderkrebsforschung, mit Frau
Mag. Andrea Prantl und GF Michael Härtel.



Kommunal: Wirtschafts-Info60

Was in Laa an der Thaya ge-
lang, darf anderen Gemein-
den nicht vorenthalten 
werden: Die Restrukturie-
rung der Gemeindefinanzen
wurde dort von einem 
Experten-Team derart umge-
setzt, dass die Liquidität der
Gemeinde wieder 
planbar und neue Mittel für
dringend benötigte Investi-
tionen frei wurden.

Die Stadt hatte vielfache
Verpflichtungen in 107 (!)
Finanzierungsverträgen 
übernommen, jeder einzelne
davon unterschiedlich nach
Laufzeit, Rückzahlungsmo-
dalitäten und Zinsbelastun-
gen. Dadurch war eine auch
nur mittelfristige Planung
der Finanzen und eine Bud-
getierung der frei verfügba-
ren Mittel aufgrund mögli-

cher Zinsänderungen nicht
mehr möglich. Gemeinde
und Experten der Erste Bank
haben eng zusammengear-
beitet, um die Liquiditäts -
situation und das Zinsände-
rungsrisiko in den Griff zu
bekommen. Am Ende der

Restrukturierung
stand die Wieder-
erlangung der po-
litischen Gestal-
tungsfreiheit.
Laa an der Thaya
hätte in den
nächsten Jahren
infolge eines 
finanziellen Eng-
passes notwendige
Investitionen
nicht durchführen
können. Durch die

Restrukturierung mit Hilfe
der Erste Bank wurde es un-
ter anderem möglich, die er-
forderlichen Investitionen in
der Musikschule, in den Kin-
dergärten und in den Volks-
und Hauptschulen zu täti-
gen. Gemeindeeigene Ein-
sparungsmaßnahmen und
diese Restrukturierung
machten es möglich, den

Großteil der Ersatzinvesti-
tionen für 2012 und 2013
sogar ohne zusätzliche 
Kredite zu finanzieren. Ein
ausgeglichenes Budget in
dem Zeitraum ist demnach
möglich geworden.

Jeder Gemeinde, die sich für
diese Form der Restrukturie-
rung ihrer Gemeindefinan-
zen interessiert,
kann sich direkt
an eine Erste Bank
oder Sparkassen-
filiale vor Ort
wenden.

Restrukturierung der Gemeindefinanzen machbar

Laa an der Thaya konnte die 
Finanzen restrukturieren.

Erste Bank der 

oesterreichischen

Sparkassen AG

Stefano Massera

Tel.: 05 0100 - 50 500

E-Mail: gemeinden@sparkasse.at

Erste Bank-Kolumne
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Die Feierlichkeiten zum 50.
Jahrestag der „Gemeindever-
fassungsnovelle von 1962“,
welche die politische Eigen-
ständigkeit der Gemeinden
stärkte, gehen in diesem
Jahr zu Ende. 
Beinahe zeitgleich scheint für
Österreichs Gemeinden aber
auch eine Zeit neuer 
Finanzierungsprobleme zu
beginnen. Es besteht die Ge-
fahr, dass der geplante Weg-
fall von Fördermaßnahmen
zu einem Rückgang in der
Entwicklung und im Endef-
fekt zu einer wiederkehren-
den Abhängigkeit der Ge-
meinden führt. 
In Österreich werden seit
mehr als 50 Jahren Maß-
nahmen zur kommunalen
und gewerblichen Versor-
gung auf Basis des Umwelt-
förderungsgesetzes und des-
sen Richtlinien gefördert.

Diese haben zu einer außer-
gewöhnlichen ökologischen,
ökonomischen und nachhal-
tigen Güte geführt. 

Dabei wurden beispielsweise
mit der Errichtung von Ener-
gie-, Abfall- oder Wasserwirt-
schaftsverbänden effiziente

Strukturen innerhalb der Ge-
meindeverwaltung geschaf-
fen. Gleichzeitig wurden da-
mit der Modernisierungswil-
le und das Kooperationspo-
tenzial veranschaulicht. Ab
2013 sollen aber gewisse
kommunale Förderungen
eingefroren werden. 
Laut Analyse einer Exper-
tenbefragung von Pitters℗
Trendexpert
stellt sich die
Frage, wie sol-
len in Zukunft
die Gemeinden
ihrer Verant-
wortung weiter
gerecht werden
und woher
kommt das da-
für notwendige
Geld? Mit der
Kürzung der fi-
nanziellen Mit-
tel, dem Kraft-

stoff der Gemeinden, be-
ginnt der Motor der Ge-
meinden zu stottern. Als 
Folge geraten geplante und
beschlossene Projekte, wie
etwa wichtige Sanierungsar-
beiten, ins Wanken. Dem-
entsprechend steht man vor
der Notwendigkeit, neue
Wege im Sinne der Bevölke-
rung zu finden.

Die politischen Ent-
scheidungsträger
müssen sich 
ihrer Verantwor-
tung für die kom-
munale Entwick-
lung bewusst sein
und müssen darauf
achten, mittels ad -
äquater Förder-
maßnahmen auch
in die Zukunft zu
investieren.

Kolumne: Pitters Kommunaltrend

Kürzung von Förderungen bringt negative Effekte

Ab 2013 sollen gewisse
kommunale Förderungen
eingefroren werden.

Dr. Harald Pitters ist

Trendexperte und

Kommunal forscher.

E-Mail:office@
pitters.at  bzw.

www.pitters.at



Kommunal: Wirtschafts-Info 61

Lexmark präsentiert im
Rahmen einer der bedeu-
tendsten Produktvorstellun-
gen der Firmengeschichte
eine ganze Reihe neuer La-
ser-Multifunktionsgeräte
(MFPs) und -drucker. 

Die Geräte basieren auf ei-
ner erweiterten Technolo-
gieplattform, die es Anwen-

dern ermöglicht, von pro-
duktivitätssteigernden
Software-Lösungen zu
profitieren. Diese lassen
sich über den intuitiv
bedienbaren Touchscreen
aufrufen. 

Die nahtlose Integration
der Smart MFPs mit dem
Lösungsportfolio von 
Perceptive Software stei-
gert die Effizienz und 
Leistungsfähigkeit. 

Information
Lexmark Handelsgesell-
schaft m.b.H. 
Tel.: (01) 797 32 0 
E-Mail: info@lexmark-
partner.at 
www.lexmark.at
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Lexmark stellt neue Produkte vor: 

Solutionsfähige Lasergeräte 

Öffentliche Gebäude mo-
dernisieren, Energiekosten
senken und damit einen
Beitrag zum Klimaschutz
leisten – die Stadtgemeinde

Amstetten setzte sich im
Rahmen einer Energiepart-
nerschaft mit Siemens gro-
ße Ziele. Seit 2003 konnten
die Energiekosten pro Jahr
um fast 75.000 Euro, die
CO2-Emissionen um ein
Viertel gesenkt werden. Im

Zuge des Projektes wurden
die Stadtwerke Amstetten
mit dem „Energie-Profi“
ausgezeichnet. Energie-
relevante Maßnahmen:
3 Kesselmodernisierung
3 Solarkollektoren für 
BWW bei Stadion

3 Modernisierung der 
Regelungstechnik

3 Hydraulischer Umbau 
3 Fensterabdichtung
3 Lichtmodernisierung
3 Zähleraufschaltung und 
Energiemanagement 

3 Nutzermotivation

Information
Siemens AG Österreich
Building Technologies
Lifecycle Management
Tel.: (0)5 1707-27330
siemens.at/icbt
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Erfolgreiche Energiepartnerschaft seit zehn Jahren

Amstetten ist Energie-Profi

Neben dem Rathaus wurden 26
andere Gebäude modernisiert.
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Zutrittskontrollen, Überwachung & VerhältnismäßigkeitZutrittskontrollen, Überwachung & Verhältnismäßigkeit

Freier Zutritt für
die Bürger 

Freier Zutritt für
die Bürger 

Unsere Gesellschaft verlangt von den Gemeinden– meist mit

dem Kostenargument – immer weitreichendere Flexibilität bei

Angeboten aller Art. Gewünscht wird ein Zugang zum

Recyclinghof idealerweise das ganze Wochenende über, das 
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Technisch ist eine automatisierte
Zutrittskontrolle ja machbar, oft
ist das auch gar nicht teuer.
Aber während sowas für eine
Tankstelle oder den Supermarkt
ohne Personal (aber mit Video-
überwachung) weniger Probleme
darstellt, sieht es bei kommuna-
len Angeboten etwas anders aus.
Was muss zum Beispiel eine Ge-
meinde, die ihren Recyclinghof
oder ihre Abfallsammelstelle für

die Bürgerinnen und Bürger auch
außerhalb der normalen Öff-
nungszeiten zur Verfügung stel-
len will, tun? Was darf sie tun,
welche Möglichkeiten hat sie? 

Was die Gemeinde kann

Zutrittskontrollen steuern den
Zutritt, damit nur berechtigte
Personen Zugang zu den für sie
freigegebenen Bereichen in Ge-
bäuden oder geschützten Area-
len auf einem Gelände erhalten.

Hans Braun



auch keine großen Einschrän-
kungen – einmal abgesehen von
der Verhältnismäßigkeit. Ein
Iris-Scanner für den Zugang zur
Biotonne wird wohl ein bisschen
übers Ziel hinausschießen. 
Wo es aber rechtliche Einschrän-
kungen gibt, ist die Frage der
notwendigen Überwachung. 
Ein freier Zugang zu gemeinde -
eigenen Einrichtungen sollte aus
verschiedenen Gründen auch
überwacht werden. Wenn es bei-
spielsweise um den Zugang zur
Abfallsammelstelle oder den Re-
cyclinghof geht, muss auch si-
chergestellt werden, dass kein
Unfug getrieben wird, dass kein
Vandalismus stattfinden kann. 
Ein weiterer Punkt, der auch zu
bedenken wäre, ist die Frage der
Haftung. Wenn ein Schaden auf
unsachgemäße Bedienung eines
Geräts zurückzuführen ist, kann
an die Gemeinde keine Ersatz-
anspruch gestellt werden. Das
gilt natürlich auch für Verletzun-
gen. Wenn einer angeheitert auf
einem Containern herumturnt
und dann abstürzt, kann er na-
türlich keinen Anspruch auf
Schmerzensgeld stellen. 

Wie ist hier die Beweislage?
Eine Videokamera, die über
Nacht oder übers Wochenende
(aktiviert durch Bewegungsmel-
der, denn das deaktiviert sich
auch wieder, wenn sich nichts
mehr tut) aufzeichnet, würde
beiden Seiten Sicherheit geben. 
Auskunft gibt hier Paragraph 
17, Absatz 2 Ziffer 6 des Daten-
schutzgesetzes (DSG) 2000: 
„Verschlüsselte Videoüberwa-
chung des Einganges samt Zu-
trittsbereich zu einem ausschließ-
lich vom öffentlichen Rechtsträger
... genutzten Verwaltungsgebäude
... zum Zweck des Eigentums-
schutzes und des Verantwortungs-
schutzes, der Verhinderung, Ein-
dämmung und Aufklärung straf-
rechtlich relevanten Verhaltens,
soweit hievon der Aufgabenbe-
reich des Auftraggebers betroffen
ist, mit ausschließlicher Auswer-
tung in dem durch den Zweck de-
finierten Anlassfall, wobei sich die
Zulässigkeit der Videoüberwa-
chung nach § 50a DSG 2000
richtet.“

Im Grund genommen bedeutet
dieser in echt österreichischem
Juristendeutsch gehaltene Satz
nichts anderes, als dass die Ge-
meinde zum Eigentumsschutz
(zum Beispiel zur Abwendung
von Beschädigungen) und zum
Verantwortungsschutz (um sich
vor ungerechtfertigten Haf-
tungsansprüchen zu schützen)
Videoüberwachung durchführen
darf. Und zwar ohne eine vorhe-

Diese Berechtigungen können
zeitlich begrenzt und von Men-
schen oder technischen Zutritts-
kontrollsystemen überprüft wer-
den. 
Bevor man sich für ein System
entscheidet, steht die Antwort
auf die Frage, wo die Gemein-
de Zutritt gewähren will. Theo-
retisch wäre ja auch ein Zutritt
zu bestimmten Bereichen des
Gemeindeamts möglich, um
den Bürgern Einsicht in die
Wählerlisten zu gewähren, oh-
ne dass ein Angestellter, eine
Angestellte ihr Wochenende
opfern muss. Ein spezielles Co-
muterterminal könnte hier ein-
fache Abfragen ermöglichen.
Eine moderne Zutritts- oder
Zugangs- oder Zugriffskontrol-
le würde aber den weiteren
Zutritt zu anderen Räumen
verwehren oder auch sicher-
stellen, dass Datenverarbei-
tungssysteme nicht von Unbe-
fugten genutzt werden können.
Einen Schritt weiter machen
dann Weitergabe-, Eingabe-,
Auftrags-, Trennungs-  und Ver-
fügbarkeitskontrollen. 
Diese Punkte treffen aber eher
nur für Datenverarbeitungszen-
tren zu, weniger für Rathäuser
oder Gemeindeämter. Obwohl:
Auch hier wird online auf Regis-
ter wie das ZMR oder das ZPR
zugegriffen. Unbefugten Perso-
nen sollte es eigentlich nicht
möglich sein, auch nur in die
Nähe dieser Rechner zu gelan-
gen.
Diese Art der Zutrittskontrollen
sind auch relativ einfach mach-
bar. Man entschließt sich für ein
System und bietet den Bürgern,
den Bürgerinnen an, diesen Ser-
vice zu nutzen. Mit der Verein-
barung wird dann auch ein Ver-
trag zwischen Bürger und Ver-
waltung geschlossen, was er-
laubt ist und was nicht. Hin-
weistafeln mit einer Hausord-
nun (sowas würde auch im Re-
cyclinghof gelten) stellen einen
Verhaltenskodex klar. Dem Bür-
ger steht es frei, das Angebot zu
nutzen und fertig.

Der nächste Schritt: Die
Überwachung

Die Frage nach der Art und Wei-
se der Zutrittskontrollen zu Ge-
meindeinstitutionen hat also die
Gemeinde zu klären. Es gibt hier

Zutrittskontrollen64

Der Link zur Datenschutzkommission
betreffend Videoüberwachung im 
privaten Bereich:  http://www.dsk.
gv.at/site/6301/default.aspx

Die Gemeinde entschließt sich für
ein System und bietet den Bürgern,
den Bürgerinnen an, diesen Service
zu nutzen. Mit der Vereinbarung
wird dann auch ein Vertrag zwischen
Bürger und Verwaltung geschlos-
sen, was erlaubt ist und was nicht.
Hinweistafeln mit einer Hausord-
nungstellen einen Verhaltenskodex
klar.

Die Gemeinde darf zum Eigentumsschutz und zum Ver-
antwortungsschutz Videoüberwachungen durchfüh-
ren – und das ist nicht meldepflichtig.
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rige Meldung bei einer überge-
ordneten Stelle. Der Bereich der
Überwachung muss nur klar
ausgeschildert sein, damit jeder-
mann klar ist, dass hier eine Vi-
deokamera das Geschehen auf-
zeichnet. Es darf über das Wo-
chenende, über Nacht aufge-
zeichnet werden, die Aufnah-
men müssen aber sofort nach
Durchsicht gelöscht werden.
Die Überwachung darf im Ein-
gangsbereich (samt dem Zu-
trittsbereich) eines Amtsgebäu-
des stattfinden und es darf bei
separaten Eingängen bei „nicht
ausschließlicher Nutzung“
(Stockwerk mit Parteienver-
kehr) überwacht werden.*
Grundsätzlich sind aber alle an-
deren Datenanwendungen, die
von einer natürlichen oder juris-
tischen Person durchgeführt
werden, an die Datenschutz-
kommission zu melden. Daten-
anwendung bedeutet Daten zu
erfassen, zu verarbeiten, zu
speichern, zu übermitteln. Da-
mit diese Meldungen nicht aus-
ufern, gibt es Ausnahmen von
der Meldepflicht. So sind Daten-
anwendungen nicht oder verein-
facht meldepflichtig, sofern die-
se einer Standardanwendung
entsprechen. Was eine Stan-
dardanwendung ist, hat der
Bundeskanzler in einer Verord-
nung festzulegen – dies ist die
Standard- und Musterverord-
nung. Es gibt zahlreiche Stan-
dardanwendungen, die entwe-
der dem privaten Bereich (Per-
sonalverwaltung in Unterneh-
men, Patientenverwaltung) oder
dem Hoheitsbereich (Personen-
standsbücher, Meldewesen,
Wählerevidenzen) zuzuordnen
sind.

* Rechtsgrundlagen der Anwendung sind ins-

besondere die folgenden Gesetze (in der gel-

tenden Fassung): §§ 50a ff Datenschutzgesetz

2000 (DSG 2000), BGBl. I Nr. 165/1999; §§ 353

ff und § 1157 Allgemeines bürgerliches Ge-

setzbuch (ABGB), JGS Nr. 946/1811; § 3 Bun-

des-Bedienstetenschutzgesetz (B-BSG), BGBl. I

Nr. 70/1999; § 80 Strafprozeßordnung 1975

(StPO), BGBl. Nr. 631.

Höchstdauer der zulässigen Datenaufbewah-

rung: Aufgezeichnete Daten sind, sofern sie

nicht aus konkretem Anlass für die Verwirkli-

chung der zu Grunde liegenden Schutz- oder

Beweissicherungszwecke oder für Zwecke

nach § 50a Abs. 6 DSG 2000 benötigt werden,

spätestens nach 72 Stunden zu löschen (§ 50b

Abs. 2 DSG 2000).

 
 

 

 

  
 
 

 
 

 
 

 

  
  

  
 

  
 

 

   
 

Für die hervorragende Zusammenarbeit  
mit mehr als 2300 Gemeinden,  

Bezirksämtern,  Sozialstellen und  
Bürgerdiensten in ganz Österreich,  

als Service an Ihren  
Bürgerinnen und Bürgern  
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COBURG
Ein Autofahrer war im Au-
gust 2010 auf einer stark
überfluteten Straße unter-
wegs und verunfallte auf-
grund eines fast geöffneten
Kanalschachtes. Für die
Schäden am Wagen richtete
er eine Schadensersatzfor-
derung in der Höhe von
3000 Euro an die Gemein-
de, die den Kanalschacht
besser hätte sichern müs-
sen. Die Gemeinde vertei-
digte sich damit, dass es bei
extremen Regenereignissen
dazu kommen könne, dass
Kanaldeckel durch den
Wasserdruck angehoben
werden. Das LG Coburg 
(23 O 119/11) hat der 

Klage des Autofahrers nun
teilweise stattgegeben.
Nach Auffassung des LG
Coburg muss die Gemeinde
grundsätzlich für ihre Ka-
nalschächte nach dem Haft-
pflichtgesetz Schadenersatz
leisten. Höhere Gewalt ha-
be nicht vorgelegen, weil
eine Zeugin angegeben ha-

be, dass im Unfallbereich
bei Regen öfters die Gully-
deckel angehoben würden.
Zum Zeitpunkt des Unfalls
sei weder ein Sprudeln
noch die Gullydeckel zu se-
hen gewesen. Das LG Co-
burg gelangte daher zu der
Überzeugung, dass der Un-
fall für den Pkw-Fahrer

nicht vorherzusehen war. 
Seine behaupteten Schäden
konnte der Autofahrer nur
zu einem geringen Teil
nachweisen. Aufgrund der
dem Sachverständigen vor-
liegenden Unterlagen bestä-
tigte dieser nur einen Scha-
den von etwas über 400
Euro netto. 

Starker Regen: Haftung
prasselt auf Gemeinde ein

Esterházy: 15 Jahre über Rückgabe verhandelt

Büchersammlung „back to Austria“
ÖSTERREICH
Große Freude herrschte un-
ter den Abgeordneten über
die Rückgabe der Bücher-
sammlung Esterházy. Zu
Ende des Zweiten Welt-
kriegs wurden Bestände aus
Sammlung aus österrei-
chischem Territorium von
der sowjetischen Armee ins
heutigen Russland ver-

bracht. In einem Abkom-
men mit Österreich, das 15
Jahre lang verhandelt wor-
den war, verpflichtet sich
die Russische Föderation
nun, innerhalb von drei
Monaten  die Bücher an
Österreich zurückzugeben.
Die Bestände der Bibliothek
reichen bis ins 16. Jahrhun-
dert zurück. 

„Nein zum Fiskalpakt in dieser Form“:

Gemeinde-Resolution wird Petition

INZERSDORF
Die im Gemeinderat Inzers-
dorf mehrheitlich angenom-
mene Resolution „Nein zum
Fiskalpakt in dieser Form!“
wurde laut Parlamentskor-
respondenz vom 26. 11.
vom Abgeordneten Wolf-
gang Pirklhuber dem Natio-
nalrat in Form einer Petiti-

on zugeleitet. Darin wird
die Regierung aufgefordert,
den EU-Fiskalpakt neu zu
verhandeln und ihn durch
wachstumsfördernde As-
pekte zu ergänzen. Ansons-
ten würde nach Ansicht der
Unterstützer auch auf Regi-
ons- und Gemeindeebene
die Konjunktur abgewürgt.

Familienhärteausgleich in Kärnten und Osttirol:

Hilfe bei Hochwasser 
ÖSTERREICH
Das Familienministerium
hat die nach den Unwetter-
schäden im Sommer einge-
richtete Sonderaktion aus
dem Familienhärteaus-

gleich auch auf die aktuell
von Überschwemmungen
betroffenen Regionen wie
Kärnten und Osttirol ausge-
dehnt. Nach einem verkürz-
ten Prüfverfahren stehen im
Rahmen des Familienhärte-
ausgleichs jeweils bis zu
2000 Euro als Ersthilfe zur
Verfügung, wenn die Le-
bensgrundlage zerstört
oder schwer beschädigt
wurde. „Damit wollen wir
unverschuldet in Not gera-
tene Familien möglichst
rasch und unbürokratisch
unterstützen“, betont Fami-
lienminister Reinhold Mit-
terlehner. Je nach Schaden-
ausausmaß sind auch höhe-
re Unterstützungen mög-
lich. Informationen: 
Tel.: 0800/240 262, E-Mail:
familienservice@bmwfj.gv.at 
Web: www.bmwfj.gv.at/
Familie/Finanzielle
Unterstuetzungen/

Gemeinden haften, wenn die Kanalschächte nicht gesichert sind und dadurch Schaden entsteht.

Familienminister Reinhold Mit-
terlehner verspricht Hilfe nach
Unwetterschäden.

Entscheid: Gemeinde ist bei ihren Kanalschächten schadenersatzpflichtig
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DEUTSCHKREUTZ
Drei Minuten Fahrzeit, zwei
Kilometer Wegstrecke – die
Feuerwehren der burgen-
ländischen Gemeinden
Deutschkreutz und des Orts-
teils Girm haben ihre Feuer-
wehren in einem Gebäude
untergebracht. „Diese bei-
den Feuerwehren fahren bei
einem Einsatz zeitgleich aus
und halten auch ihre Übun-
gen gemeinsam ab. In finan-
ziell schwierigen Zeiten
muss man aber umdenken.
Man kann nicht in jedem
Dorf alles anschaffen“, so
Deutschkreutzs Bürgermeis-
ter Manfred Kölly.
Bereits 1936 schlossen sich
die beiden Gemeinden

Deutschkreutz und Girm
freiwillig zusammen. Die
Feuerwehren blieben jedoch
in den beiden Orten. Kölly
konnte beide Kommandan-
ten von der Sinnhaftigkeit
der Maßnahme überzeugen
und sie dazu bewegen, un-
ter ein Dach zusammenzu-
gehen. Allerdings werden
sie nach der Fertigstellung
des neuen Gebäudes im
Herbst 2013 nur räumlich
zusammen sein, strukturell
sind es immer noch zwei
Feuerwehren: „Ich habe den
Kommandanten mehrere

Standorte zur Auswahl ge-
stellt. Sie haben sich für den
Wirtschaftspark entschie-
den. Die Gemeinde inves-
tiert 1,8 Millionen Euro in
das gemeinsame Feuer-
wehrhaus. Die Wünsche
sind nach Maß und Ziel ein-
gebaut worden. „Auf 6000
Quadratmetern werden sich
acht Garagenboxen, eine
Waschbox, eine Trainings-
laufbahn und ein Übungsge-
lände befinden. Für jeden
Kommandanten wird es 
Büros geben.

Neues Gebäude 2013 fertiggestellt

Die Feuerwehren werden einen WIrtschaftspark bekommen, struk-
turell bleiben die Einheiten jedoch getrennt.

Ein Gebäude –
zwei Feuerwehren

European Energy Award

KÖTSCHACH-MAUTHEN
Kötschach-Mauthen wurde
für die vorbildlichen Leis -
tungen im Bereich der 
erneuerbaren Energie in
Brüssel mit dem goldenen
„European Energy Award“
ausgezeichnet. Die Gemein-
de gehört damit zu den er-
sten neun „Gold-Gemein-
den“ Österreichs. Der „Euro-
pean Energy Award“ in Gold
ist die höchste Auszeich-
nung im europäischen 
e5-Programm „eea – Euro-
pean Energy Award“. „Als
Bürgermeister bin ich natür-
lich sehr stolz, eine solch
wichtige Auszeichnung für
unsere Marktgemeinde ent-
gegennehmen zu dürfen“, so 
Bürgermeister Walter 
Hartlieb.

Energie-Vorbild in
Brüssel vergoldet
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TERNITZ
Mit einer Festsitzung am
28. November 2012 feierte
der „Schwarza-Wasserver-
band“ sein 50-jähriges Be-
stehen. Am 10. April 1962
schlossen sich Neunkirchen,
Ternitz, Pottschach, Wim-
passing, St. Valentin-Land-
schach, Grafenbach, Buch-
bach, Köttlach, Enzenreith
und Gloggnitz freiwillig zu-
sammen. Die Erweiterung
durch die Gemeinden Pay-
erbach und Natschbach-
Loipersbach  erfolgte in den
Jahren 2007 und 2009. Das
halbe Jahrhundert wurde
begleitet von zahlreichen
außergewöhnlichen Hoch-

wasserereignissen und
Überflutungen, sodass eine
Vielzahl von Maßnahmen
gesetzt wurden, um den
Schutz der Anrainer zu ge-
währleisten. „Allein in den
letzten zehn Jahren wurden
mehr als eine halbe Million
Euro in die Erhaltung und
Instandsetzung des Fluss-

laufes investiert“, berichtete
Verbandsobmann StR. Jo-
hann Fuchs in seiner Fest-
ansprache. Der Schwarza-
Wasserverband betreut ei-
nen 22,24 Kilometer langen
Flussabschnitt. Um den
Schutz zu wahren, wurde in
den Jahren 2000 bis 2011
672.000 Euro investiert. 

BAD BLEIBERG
Die Unterbringung von Asyl-
werbern sorgt für dicke Luft
zwischen Bundesländern,
die ihre Vorgaben einhalten
und jenen, die zu wenige
aufnehmen. Das Innenminis -
terium bat Helmut Mödl-
hammer um Hilfe bei der
Suche nach Gemeinden, die
Asylwerber aufnehmen. Bad
Bleiberg reagierte sofort
und stellt 20 bis 30 Quartie-
re bereit. 12 Wohnungen
befinden sich in einem ehe-
maligen Krankenhaus. Die
2750-Einwohner-Gemeinde

konnte die Abwanderung
zwar stoppen, trotzdem
wandern keine neuen Bür-
ger zu. Die Aufnahme von
Asylwerbern wirkt sich da-
mit auch positiv auf die Ge-
meinde aus. Bereits in der
Jugoslawienkrise nahm der
Ort über 100 Flüchtlinge
auf. „Die, die damals in
Österreich geblieben sind,
haben sich alle gut inte-
griert. Für uns sind das Mit-
menschen, keine Asylan-
ten“, so Bürgermeister Gott-
fried Gunnar Illing.

Aufruf des Innenministeriums:

Unterbringung von Asylwerbern: 
Bad Bleiberg springt in die Bresche

ÖSTERREICH
Jagdunfälle haben in letzter
Zeit vor allem beim nicht-
jagenden Teil der Bevölke-
rung für Entsetzen gesorgt:
Statt auf ein Reh wurde in
ein Fenster geschossen, ein
versehentlich erschossener
Hund in einem Fuchsbau
versteckt und zuletzt ein
15.000 Euro teures Fohlen
mit einem Wildschwein ver-

wechselt. Neben Unerfah-
renheit und Übereifer macht
der Tierschutzverein den Al-
kohol für die Zunahme von
Unfällen verantwortlich.
Gefordert wird die Festle-
gung einer Null-Promille-
Grenze in den Jagdlandes-
gesetzen und, dass nach Un-
fällen verpflichtend ein Al-
kotest durchgeführt wird, so
der Tierschutzverein.

Null Promille beim „Waidmanns Heil“
Tierschutzverein: Zunahme der Jagdunfälle

OBERÖSTERREICH
Das Jahr 2012 war leider
auch ein Jahr der Naturka-
tastrophen und hat den Sol-
daten des Bundesheeres
vielfältige Einsätze be-
schert. Das Militärkomman-
do Oberösterreich hat ein
Netzwerk mit Firmen 
geknüpft, die im Katastro-
phenfall ihre Maschinen
und das Bedienungsperso-
nal kostenlos zur Verfügung

stellen. Zu diesem Netz-
werk gehören die Strabag,
Habau, Swietelsky und
auch Felbermayer. Militär-
kommandant Kurt Raffets -
eder betont, dass es nicht
nur um Naturkastrophen,
sondern auch um andere
„Zivilisationsrisiken“ geht,
wenn strategische Infra-
struktur ausfällt, etwa bei
einem flächendeckenden
Stromausfall. 

Netzwerk im Katastrophenfall

Im Ernstfall: Firmen stellen Gerät und Personal

Verbandsobmann StR. Johann Fuchs und Geschäftsführer Fritz We-
ninger mit den Mandataren aller Verbandsgemeinden.

50 Jahre Schwarza-
Wasserverband

Feierlichkeit: 7 von 9 sind dabei:

GRAZ
Sieben Bundesländer verein-
heitlichen ihre Jugend-
schutzgesetze. Dies be-
schlossen die Landesräte bei
einem Treffen in der Steier-
mark. Bis zum 14. Lebens-
jahr dürfen Jugendliche von
5.00 bis 23.00 Uhr, ab dem
14. Lebensjahr bis 1.00 Uhr
und ab dem 16. Lebensjahr
unbegrenzt ausgehen. Bis
zum 16. Lebensjahr gilt Al-
kohol- und Rauchverbot. Bis
zum 18. Lebensjahr sind
„gebrannter Alkohol“ und
Mischgetränke tabu. Vorarl-
berg behält restriktivere Re-
geln, Tirol hat diese Bestim-
mungen bereits gesetzlich
verankert. 

Jugendschutz wird
vereinheitlicht
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Ende November eröffnete Wie-
ner Neustadts Bürgermeister
Bernhard Müller den heurigen
„Zauber im Advent“. Neben den
anderen tollen Attraktionen war
eine Eislaufplatz der Hauptan-
ziehungspunkt. Im Herzen der
Innenstadt können die kommen-
den Wochen Jung und Alt auf ei-
nem 200 Quadratmeter großen
Eislaufplatz ihre Runden auf Ku-
fen ziehen. 
Es handelt sich dabei aber nicht
um ein Echteis, sondern um ein
synthetisches Eis namens
„Green ice“, welches erstmals in
Wiener Neustadt zum Einsatz
kommt. Auf dem täglich geöff-
neten Eislaufplatz können gegen
eine kleine Gebühr Eislaufschu-
he entliehen werden, neu ist ein
Schlittschuhschleifservice. 
Ab 18.30 Uhr kann der Eislauf-
platz gegen Reservierung für
Eisstockschießen (inklusive
Equipment) angemietet werden.
Der Eislaufverein Wiener Neu-
stadt und der Eishockeyverein

Eiszauber entsteht allerortenEiszauber entsteht allerorten

Wiener Neustadt
setzt voll auf Greenice 
Wiener Neustadt
setzt voll auf Greenice 

Wiener Neustadt und Neunkirchen im südlichen Niederösterreich 

haben sich für den heurigen Advent eine ganz spezielle Attraktion 

einfallen lassen. Sie bieten ihrer Bevölkerung auf ihren Hauptplätzen

Eislaufplätze aus Kunsteis. 

Mad Dogs unterstützen den
Zauber im Advent mit einem
umfangreichen Rahmenpro-
gramm. Der Eislaufplatz gab
auch das neue Stellplatzkonzept
vor. Rund um ihn wurden die
Weihnachtshütten platziert und
verwöhnen die BesucherInnen
mit allem was dazu gehört. 

Greenice: 100 Prozent
Kühlkosten sparen

Im Gegensatz zu herkömmli-
chen Eisbahnen benötigt man
bei Greenice keine Kühlleitun-
gen, die Eis produzieren. Man
fährt mit den Schlittschuhen di-
rekt auf den verlegten und mit-
einander fest verbundenen Plat-
ten. Die Gleitfähigkeit entspricht
nahezu der von frisch gereinig-
tem Kunsteis. Es genügt, die Eis-
bahn durchschnittlich alle zehn
Tage mit einem Industriestaub-
sauger oder einem Hochdruck-
reiniger zu reinigen. Dank 
innovativer Technik bleiben
Greenice-Kunststoffeisbahnen
weitestgehend wartungsfrei –
die Kunststoffplatten weisen
dauerhaft hervorragende Gleit-
eigenschaften auf.
Die Kunsteisbahnen können mo-
dular aufgebaut werden und da-
durch mitwachsen. Auch indivi-
duelle Formen sind möglich. Der

Nur knapp drei Stunden hat das Verlegen der 200-m²-Eis-
fläche in Wiener Neustadt gedauert, dann erstrahlte eine
glänzende Eisfläche, bereit für jede Menge Vergnügen.

Ein Punsch auf die gelungene Premiere: Wiener Neustadts
Bürgermeister Bernhard Müller (3. v. r.) und sein Team mit
Kommunalverlags-Chef Michael Zimper (rechts).
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Verarbeiter kann die Platten mit
Nut und Feder zur absolut plan-
ebenen Fläche verlegen. Das
Fräsen von Nut- und Federver-
bindungen sowie das Sägen und
Kleben ist völlig unproblema-
tisch. Greenice-Kunststoffplatten
eignen sich für den Innenbe-
reich und mit UV-Stabilisie-
rung – mit einer Garantie von
zehn Jahren – auch für die ganz-
jährige Nutzung im Außenbe-
reich.
Eines ist aber leider gleich ge-
blieben: Stürze sind immer noch
genauso schmerzhaft wie auf
Natureis. 

Neunkirchens Bürgermeister  Herbert Osterbauer ließ es sich nicht nehmen,
den allerletzten Verschlusszapfen „seines Greenice-Eislaufplatzes“ höchst-
selbst einzuschlagen.
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Fact-Box

Greenice ist in Österreich ex-
klusiv bei 
www.kommunalbedarf.at,
dem Online-Shop für Gemein-
den, erhältlich. 
Wir informieren Sie gerne, ru-
fen Sie uns an oder schreiben
Sie uns: Kommunalbedarf, Lö-
welstraße 6/2. Stock
1010 Wien
E-Mail: shop@kommunal.at
Tel.: 01/532 23 88 40

Der Eislaufplatz auf der schiefen Ebene

Neunkirchen schafft 
konstruktive Meisterleistung
Gleich für mehrere Monate, bis
zu den Semesterferien, bleibt
der Greenice-Platz auf dem
Neunkirchner Hauptplatz liegen.
Auch hier liegen 200 m² des
Kunsteises, allerdings auf einer
hölzernen Unterlagskonstrukti-
on, die ihresgleichen sucht. Der
Neunkirchner Hauptplatz weist
ein Gefälle von rund einem Me-
ter auf die 10 x 20 Meter des Eis-
laufplatzes auf, was die Montage
allerdings nicht beeinflusst hat. 
Greenice-Platten werden mittels
eines Nut-Feder-Systems inei-
nander gesteckt und zusätzlich
verstiftet. Die Verbindungsstifte

sind extrem wichtig, da im
Randbereich beim Bremsen star-
ke Querkräfte auftreten, die die
Platten ohne Stifte mit der Zeit
auseinanderdrücken würden
und dadurch Spalten entstehen
könnten.
Die Greenice-Platten sind auch
mit jedem Schlittschuhschliff 
befahrbar. Besonders gute Gleit-
eigenschaften werden mit einem
16 – 21-Hohlschliff erzielt. Nur
rostige Kufen sollten vermieden
werden.
Für Neunkirchen weiters aus-
schlaggebend war auch die Halt-
barkeit der Greenice-Platten.
Greenice ist UV-beständig. Da
das Gleitmittel ein Silikonöl ist,
ist auch eine Verdunstung prak-
tisch ausgeschlossen. Bei Regen
reicht es, die Fläche mit einer
Gummilippe mit leichtem Druck
abzuziehen. Meistens ist es nicht
notwendig, das Gleitmittel er-
neut aufzutragen. Bei starkem
Schneefall oder Eis reicht es, die
Fläche von Schnee oder Eis zu
befreien.
Die Gewährleistung beträgt zehn
Jahre, die Flächen halten aber
deutlich länger.Der „schräge“ Platz von Neunkirchen.
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Schulformen angeht, muss es
für ihn Abgeltungen für die zu
erbringenden Erhaltungsleistun-
gen geben. Was Landeshaupt-
mann Günther Platter unter-
mauerte: „Von mir gibt es ein
klares Nein zu einer verpflich-
tenden Nachmittagsbetreuung.
Und der Bund muss dafür die
nötigen Mittel bereitstellen.
Hier ist es nötig, dass der Ge-
meindebund in alle Entschei-
dungsfindungen eingebunden
wird.“
Ummissverständlich bleibt die
Haltung von Schöpf zum Thema
Gemeindegutsagrargemein-
schaften: „Die nunmehrige Dis-
kussion über das Historikergut-
achten zum Thema Haller in
Osttirol interessiert mich weni-
ger. Fakt ist, dass, wenn wir die
Causa leidenschaftslos betrach-
ten, in der Sache selbst Still-
stand herrscht. Sachwalter, die
da und dort eingesetzt wurden,
bringen nichts weiter. Und ei-
gentlich müsste es ohnehin Auf-
gabe der Behörde sein, höchst-
gerichtliche Urteile, die en mas-
se vorliegen und eindeutig sind,
umzusetzen. Das stets propa-
gierte Verwaltungsmodell ist
kein gutes. Und wir sind nach
wie vor davon überzeugt, dass
sich relativ leicht in das Gesetz
eingreifen lässt, um alles ins Rei-
ne zu bringen.“ Siehe dazu auch

Der 28. Tiroler Gemeindetag fand Ende November in Weerberg statt

Kommunaler Gipfel der Tiroler
Gemeinden
Tirols Gemeinden leisten

hervorragende Arbeit. Das

zeigt sich an der Tatsache,

dass die Verschuldung

deutlich gesunken ist und

schon das Niveau von

2007 erreicht hat. Dass

dennoch nicht alles Gold

ist, was glänzt, verhehlte

Gemeindeverbandspräsi-

dent und Söldens Bürger-

meister Ernst Schöpf beim

28. Tiroler Gemeindetag in

Weerberg nicht. 

„Bedingt durch schlechte Wirt-
schaftsprognosen haben manche
Gemeinden da und dort Projekte
verschoben. Den angefallenen
Investitionsstau wird es in naher
Zukunft abzuarbeiten gelten“,
warnte Schöpf vor zuviel Jubel-
stimmung angesichts der vorlie-
genden Zahlen. Ebenso verlieh
er seiner Hoffnung Nachdruck,
dass es im Bereich der Wild-
bach- und Lawinenverbauungen
keine finanziellen Streichungen
geben wird: „Eine Mure fragt
nicht nach den budgetären Mög-
lichkeiten. Das mag in der Pan-
nonischen Tiefebene keine gro-
ße Rolle spielen. In den westli-
chen Bundesländern Österreichs
aber sehr wohl.“
Nachjustierungen basierend auf
in den vergangenen beiden Jah-
ren gewonnenen Erkenntnissen
fordert Schöpf in Sachen Kin-
derbetreuung. Was ganztätige
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„Der Verteilungskampf wird beinhart. Da ist es nötig,
dass die Westachse gemeinsam ihre Stimme in Wien er-
hebt.“  Gemeindebund-Präsident Helmut Mödlhammer.

„Von mir gibt es ein klares Nein zu ei-
ner verpflichtenden Nachmittagsbe-
treuung. Und der Bund muss dafür
die nötigen Mittel bereitstellen.“
Landeshauptmann Günther Platter.

Im Beisein zahlreicher Ehrengäste wurden beim Tiroler
Gemeindetag auch drei langjährige Vorstandsmitglieder
und Bürgermeister mit dem Ehrenring ausgezeichnet.
Dieser ging an Alt-Bgm. Josef Grander aus St. Johann, Alt-
Bgm. NR Franz Hörl aus Gerlos und Alt-Bgm. Ignaz La-
durner aus Dorf Tirol.

„In naher Zukunft wird es nötig sein, einen gewissen In-
vestitionsstau abzuarbeiten.“ Gemeindeverbands-Präsi-
dent Ernst Schöpf.
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den Bericht rechts, in dem Ge-
meindeverbands-Direktor Hel-
mut Ludwig das Thema Agrarge-
meinschaften näher beleuchtet.
Gemeindereferent LR Johannes
Tratter: „Das Historikergutach-
ten in Osttirol war wichtig, um
den Vorwurf des Naziunrechts
aus der Welt zu schaffen.*
Rechtlich ist freilich entschei-
dend, was die Höchstgerichte
sagen. An deren Entscheidungen
hat man sich zu halten.“
Die Einheit des Westens be-
schwor Österreichs Gemeinde-
bund-Präsident Helmut
Mödlhammer: „Der Verteilungs-
kampf wird beinhart. Da ist es
nötig, dass die Westachse ge-
meinsam ihre Stimme in Wien
erhebt.“
Im Beisein zahlreicher Ehren-
gäste wurden beim Tiroler Ge-
meindetag auch drei langjährige
Vorstandsmitglieder und Bürger-
meister mit dem Ehrenring aus-
gezeichnet. Dieser ging an Alt-
Bgm. Josef Grander aus St. Jo-
hann, Alt-Bgm. NR Franz Hörl
aus Gerlos und Alt-Bgm. Ignaz
Ladurner aus Dorf Tirol.

Streit um Agrargemeinschaften

VfGH-Entscheidung 
wird ignoriert

Weder die Agrargemeinschaften
noch die Landesbehörden halten
sich  an die Entscheidung des
Verfassungsgerichtshofes und
versuchen mit rechtlich 
absurden Argumenten, Aufträ-
gen und Entscheidungen, die
vor dem Verfassungsgerichtshof
nicht standhalten, den Gemein-
den ihren seit jeher zustehenden
Anteil vorzuenthalten.
Im Erkenntnis des Verfassungs-
gerichtshofes vom 8. Juni 2010,
Zl. B 974/09-8 in der Rechtssa-
che Gemeinde Jerzens  gegen
Agrargemeinschaft Tanzalpe
wirft dieser der Behörde objekti-
ve Willkür vor. Ein willkürliches
Verhalten ist der Behörde insbe-
sondere dann vorzuwerfen,
wenn sie den Beschwerdeführer
aus unsachlichen Gründen 
benachteiligt hat oder aber
wenn der angefochtene 
Bescheid wegen gehäuften Ver-
kennens der Rechtslage in 
einem besonderen Ma-
ße mit den Rechtsvor-
schriften in Wider-
spruch steht. Ein will-
kürliches Verhalten der
Behörde, das in die Ver-
fassungssphäre ein-
greift, liegt auch im Un-
terlassen eines ord-
nungsgemäßen Ermitt-
lungsverfahrens. Die
Behörden sind angehal-
ten, effizient und kos-

tensparend vorzugehen und
nicht sinnlose Ermittlungsauf-
träge für Unterlagen zu erteilen. 
Agrarverfahren sind nicht dazu
da, rein theoretische rechtshis-
torische Fragen zu lösen.
Die Agrarbehörden sollten sich
endlich an die Gesetze und  die
darauf aufbauende Rechtspre-
chung des Verfassungsgerichts-
hofes halten. Der bewussten Ver-
zögerung oder Vereitelung der
Umsetzung des VfGH-Erkennt-
nisses 2008 durch Anträge und
Berufungen der Agrargemein-
schaften hätte die Behörde in
der Weise entgegenzutreten,
dass den Berufungen jedenfalls
unter Zugrundelegung der herr-
schenden Lehre und der Aus-
sichtslosigkeit die aufschiebende
Wirkung versagt wird.

Substanzwert der 
Gemeinde

Zum Substanzwert der Gemein-
de gehören nicht nur die Ein-

nahmen aus nicht
land- und forstwirt-
schaftlichen Erträgnis-
sen, sondern alles, was
nach Abzug der im üb-
rigen beschränkten
Nutzungsrechte übrig
bleibt. Nur der jeweili-
ge unmittelbare land-
und forstwirtschaftli-
che Bedarf der Mitglie-
der der Agrargemein-
schaft muss befriedigt

Dr. Helmut Ludwig

ist Landesgeschäfts -

führer des Tiroler

Gemeindeverbands

Helmut Ludwig

Eine Mure fragt nicht nach
den budgetären Möglich-
keiten. Das mag in der Pan-
nonischen Tiefebene keine
große Rolle spielen. In den
westlichen Bundesländern
Österreichs aber sehr wohl.

Ernst Schöpf gibt seiner 
Hoffnung Ausdruck, dass es
im Bereich der Wildbach-
und Lawinenverbauungen
keine finanziellen Streichun-
gen geben wird

* Als „völlig neue Dimension des Agrargemein-
schaftsunrechts“, als „Heil-Hitler-Urkunden“,
als „Teil der Blut-und-Boden-Ideologie der Nazi-
zeit“ wurden die Regulierungen von Grund und
Boden während des NS-Regimes in Osttirol in
den letzten Monaten von Agrar-Kritikern be-
zeichnet. Die  Annahme der Opposition und
weiterer Kritiker ist jene, dass die Osttiroler Ge-
meinden während des Zweiten Weltkrieges
vom Nazi-Agrarregime enteignet worden seien.
Bereits im Sommer des heurigen Jahres hat
sich die Tiroler Landesregierung dazu ent-
schlossen, den Sachverhalt von einem aner-
kannten Experten im Detail analysieren zu las-
sen. Auf Vorschlag der Israelitischen Kultusge-
meinde für Tirol und Vorarlberg hat der Histori-
ker Roman Sandgruber von der Universität Linz
ein Gutachten erstellt, das nun vorliegt und an
Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig lässt.
www.tirol.gv.at

Bei den aus Gemeindegut entstandenen Agrargemein-

schaften ist vom Verfassungsgerichtshof alles Wesent -

liche entschieden worden. Bürgermeister und Gemein-

deräte müssen im Zusammenhang mit den Agrar -

gemeinschaften, die aus Gemeindegut entstanden 

sind, Verantwortung übernehmen. 
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werden, alles Übrige steht der
Gemeinde zu. Auch im Schrei-
ben vom 22. Dezember 2008
von Univ.-Prof. Dr. Karl Weber
an  den Leiter des Sachgebietes
Agrargemeinschaften, Mag.
Bernhard Walser, macht dieser
aufmerksam, dass der Substanz-
wert der Gemeinde gehört und
die Agrarbehörde darauf zu ach-
ten hat, dass dieser der Gemein-
de zugeführt wird.

Verletzung der Gemeinde-
autonomie

Die stete Verweigerung, der Ge-
meinde den echten Substanz-
wert zuzusprechen und selbst
verwalten zu dürfen, verstößt
gegen das Vermögensrecht der
Gemeinde und verletzt die Ge-
meindeautonomie. Den Gemein-
den steht das verfassungsgemäß
verankerte Recht zu, über ihr
Vermögen selbst zu verfügen.
Wenn nun Agrargemeinschaften
Gemeindevermögen bzw. Ge-
meinderechte verwalten (§ 35
Abs. 7 TFLG idF LGBl. 2010/7),
handelt es sich um eine verfas-
sungswidrige Beschränkung des
eigenen Wirkungsbereichs der
Gemeinde.

Schlussfolgerung

Bei der Umsetzung des VfGH-Er-
kenntnisses 2008 werden die 
Gemeinden nach wie vor be-
nachteiligt, indem gegen die 
verfassungskonforme Auslegung
der flurverfassungs- und gemein-

derechtlichen Regelungen per-
manent verstoßen wird.
Den Gemeinden kommt eine
enorme Verantwortung zu. Sie
sind verpflichtet, das Gemeinde-
vermögen sorgsam zu verwalten.
Der Rechnungshof stellte fest,
dass Gemeindemandatare auch
Mitglieder in  Agrargemeinschaf-
ten waren bzw. dass verwandt-
schaftliche Verhältnisse zwischen
den Agrargemeinschafts-Mitglie-
dern bzw. Mandatsinhabern be-
standen. Dies könnte zu Interes-
senskonflikten führen. Um den
Vorwurf einer Befangenheit von
Gemeindevertretern zu vermei-
den,  dürfen Entscheidungen nur
von unbefangenen Gemeinde-
mandataren getroffen werden.
Univ.-Prof. Dr. Andreas Scheil
hat die Frage der Strafbarkeit
von Bürgermeistern und Mitglie-

dern eines Gemeinderates ge-
prüft, die auf Berufungen gegen
Bescheide der Agrarbehörde I.
oder II. Instanz über die Ergän-
zung des Regulierungsplanes in
einer Gemeindegutsagrarge-
meinschaftssache verzichten und
der Gemeinde dadurch Vermö-
gensnachteile zufügen. 
Zusammenfassend ist er zum
Schluss gekommen, dass sich
rechtsunkundige Gemeinderäte
als Beitragstäter wegen Untreue
nach § 153 StGB strafbar ma-
chen. Im Wortlaut: „Der recht -
unkundige Bürgermeister, der es
wissentlich unterlässt, die für die
Beurteilung der Erfolgsaussicht
einer Berufung gegen den Be-
scheid einer Agrarbehörde erfor-
derlichen Rechtskenntnisse mit
Hilfe eines kundigen (und von
der Agrarbürokratie unabhängi-
gen) Rechtsexperten zu erwer-
ben, um die wirtschaftlichen
Vor- und Nachteile einer Beru-
fung für die Gemeinde sachge-
recht beurteilen zu können,
missbraucht alleine dadurch die
ihm kraft Gesetzes eingeräumte
Vollmacht, über das Gemeinde-
vermögen zu verfügen, und
macht sich wegen Untreue nach
§ 153 StGB strafbar, wenn er kei-
ne Berufung erhebt und den der
Gemeinde dadurch zugefügten
Vermögensnachteil zumindest
ernstlich für möglich hält und
sich damit abfindet. Die wissent-
liche Nichtwahrnehmung der
Befangenheit nach § 29 TGO
2001 bei der Behandlung der
Frage einer Berufung gegen den
Bescheid einer Agrarbehörde
durch den Bürgermeister oder
durch ein Mitglied des Gemein-
derates ist als Amtsmissbrauch
nach § 302 StGB strafbar.“
Die Gemeindeorgane müssen
gemäß jenen Verantwortungs-
tatbeständen handeln, die in der
Tiroler Gemeindeordnung und
in der Verfassung verankert sind
und im Falle ihrer Verletzung
auch in Form einer Amtshaftung
schlagend werden können.
Der Tiroler Gemeindeverband
hat als Gegengewicht der Platt-
form Agrargemeinschaften im
Gemeindeverband eine Bera-
tungsstelle mit namhaften 
Experten auf dem Gebiet des
Agrarrechts eingerichtet, bei 
der sich die Bürgermeister und
Gemeindemandatare beraten
lassen können.

„Die Agrargemeinschaft Mieders ist das Er-
gebnis der Regulierung des Gemeindegutes
Mieders.“

„Das in den Regulierungsplan übernommene
Verzeichnis der Anteilsrechte hält eingangs
fest, die näher umschriebenen Grundstücke
stellten das Gemeindegut der Gemeinde Mie-
ders agrargemeinschaftlicher Grundstücke im
Sinne des § 36 Abs. 2 lit. d TFLG dar…“

„Gemeindegut steht im Eigentum der Ge-
meinde, wird aber von allen oder bestimmten
Gemeindemitgliedern aufgrund aller Übung
unmittelbar für land- und forstwirtschaftliche
Zwecke zur Deckung des Haus- und Gutsbedar-
fes von Stammsitzliegenschaften genutzt. Der
über die Summe der Nutzungsrechte hinaus-
gehende Substanzwert des Gemeindegutes
….steht der Gemeinde zu.“

„Das für das Gemeindegut wesentliche Sub-
stanzrecht der Gemeinde muss hier … als An-
teil an der Agrargemeinschaft zur Geltung ge-
bracht werden können.“

„Die rechtskräftig gewordene Eigentumsüber-
tragung hat … an der Eigenschaft des Gemein-
degutes nichts verändern können und (hat) da-
her auch nichts verändert.“

„Es war in keinem Verfahrensstadium davon
die Rede, dass es sich etwa um Gemeindegut
gehandelt habe (war doch die Gemeinde, aber
nicht die Summe der Nutzungsberechtigten
als Eigentümerin im Grundbuch eingetra-
gen).“

„… Der Substanzwert (stand) seit jeher der Ge-
meinde zu …“

Das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs
(vom 11. 6 .2008, Zl. B 464/7, VfSlg. 18.446/2008  (in Auszügen)



beschränkungen und das Erfor-
dernis eines Pyrotechnik-Aus-
weises – gegenüber der alten
Rechtslage verschärft. Nunmehr
ist beispielsweise das Abfeuern
von Feuerwerksartikeln, von de-
nen nicht bloß eine sehr geringe
Gefahr ausgeht, in unmittelba-
rer Nähe von Menschenan-
sammlungen grundsätzlich ver-
boten. Darüber hinaus sind Her-
steller pyrotechnischer Gegen-
stände nun verpflichtet, ihre
Produkte einem Verfahren zu
unterziehen, bei dem diese auf
die vorgeschriebenen Sicher-
heitsanforderungen und die
vom Hersteller vorgenommene

Kategorisierung über-
prüft werden. 
Auch die Strafausmaße
bei Verstößen gegen das
Pyrotechnikgesetz wur-
den erhöht – so kann be-
reits die Weitergabe von
Feuerwerksartikeln der Ka-
tegorie F2 (ab 16 Jahren)
an Kinder mit einer Geldstra-
fe von bis zu 3600 Euro ge-
ahndet werden.
Das KfV rät außerdem dazu,
beim Kauf von Feuerwerkskör-
pern auf die ordnungsgemäße
Kennzeichnung derselben (CE-
Zeichen, Name und Typ des Ge-
genstandes, Altersgrenze, Kate-
gorie, Nettoexplosivstoffmasse,
Verwendungshinweis und vor al-
lem Gebrauchsanweisung in
deutscher Sprache) auf dem Ar-
tikel selbst oder auf der kleinsten
Verpackungseinheit zu achten
und nachfolgende Sicherheits-
tipps unbedingt zu befolgen.
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Mit den richtigen Sicherheitstipps zur gefahrlosen Feuerwerkspracht

Regeln für die Silvesterknallerei
Jedes Jahr kommt es rund um Silvester durch den unsachgemäßen

Gebrauch von pyrotechnischen Artikeln zu schweren Verletzungen

und zahlreichen Bränden. Das Kuratorium für Verkehrssicher-

heit warnt vor Leichtsinn im Umgang mit Feuerwerkskörpern.

Viele Österreicher wollen den
Jahreswechsel gebührend fei-
ern, wozu oft ein ordentliches
Feuerwerk gehört. Nicht immer
wird beim Hantieren mit den
farbenfrohen Raketen an die
richtigen Sicherheitsvorkehrun-
gen gedacht und der Abschuss
sorgfältig geplant. Pro Jahr müs-
sen bis zu 400 Menschen im
Krankenhaus behandelt werden,
weil sie sich beim Hantieren mit
pyrotechnischen Produkten ver-
letzt haben. Ein gutes Drittel da-
von sind Kinder bis 14 Jahre.
Silvesterknaller und Raketen
dürfen nur in unverbautem Ge-
biet abgefeuert werden. Wer
sich an die gesetzlichen Bestim-
mungen hält, hat das Brandrisi-
ko bereits deutlich einge-
schränkt. Achtet man auch noch
auf das standsichere Aufstellen,
die geplante Flugbahn der Rake-
ten und damit auf die herr-
schende Windsituation, redu-
ziert sich die Brandgefahr noch
weiter. 

Neue Regelungen durch
das Pyrotechnikgesetz 2010

Wer plant, das neue Jahr mit
selbst abgefeuerten Raketen,
Vulkanen, Böller usw. zu begrü-
ßen, sollte zudem die aufgrund
einer Richtlinie der EU geänder-
ten Regelungen des Pyrotech-
nikgesetzes 2010 beachten. Da-
rin wurden die früheren Klassen
I bis IV in neue Kategorien (z. B.
F1 für „sehr geringe Gefahr“ bis
F4 für „große Gefahr“, F steht
für Feuerwerkskörper) einge-
teilt. Daran anknüpfend wurden
bestimmte Sicherheitsbestim-
mungen – insbesondere Alters-

Dr. Othmar Thann

ist Direktor des 

Kuratoriums für 

Verkehrssicherheit

Othmar Thann

3 Kaufen Sie Feuerwerksartikeln nur
im Fachhandel und achten Sie auf das
Vorhandensein einer deutschsprachi-
gen Gebrauchsanweisung sowie der
vorgeschriebenen Kennzeichnung.
3 Lagern Sie Raketen und Böller bis
zur Silvesternacht an einem kühlen
und trockenen Ort. Bewahren Sie die-
se niemals in der Kleidung auf.
3 Befolgen Sie immer die Gebrauchs-
anweisung. Diese muss in deutscher
Sprache verfasst sein und sich entwe-
der auf dem Feuerwerksartikel oder
auf der kleinsten Verpackungseinheit
befinden. Studieren Sie die Ge-
brauchsanweisung bereits am Nach-
mittag.
3 Behalten Sie einen klaren Kopf –
feuern Sie im alkoholisierten Zustand
keine pyrotechnischen Artikel ab oder
überlassen Sie das Zünden von Feuer-
werken nur Silvestergästen, die einen
klaren Kopf behalten haben.
3 Nehmen Sie keine Selbstbasteleien
vor!
3 Halten Sie immer einen Eimer Was-
ser oder einen Feuerlöscher bereit.

Sicherheitstipps 

Grundsätzlich: Silvesterknaller und Raketen dürfen nur
in unverbautem Gebiet abgefeuert werden.
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preis. Ihr Interesse am ländli-
chen Raum geht heute aller-
dings weit über baukulturelle
Fragen hinaus und kreist vor al-
lem um die innovationsbasierte
Weiterentwicklung von Gemein-
den. Ihre jüngst gegründete 
Firma Landing OG zielt auf die
Verbesserung der Wechselbezie-
hungen zwischen Stadt und
Land ab. Sie widmet sich den
Bedürfnissen der „Landinger“,
also jener Menschen, die unab-
hängig von ihrem tatsächlichen
Wohnort in Stadt und Land 
beheimatet und auf der Suche
nach dem Besten beider Welten
sind: Städter mit Landsehnsucht
oder Landbewohner, die ihr 
Lebensumfeld mit urban gepräg-
ten Zukunftsvisionen bereichern
möchten. 
„Die Kommunen sind in Summe
Österreichs größter Bauherr. Wir
wollen sie auch als wichtigste
Auftraggeber für unterschiedli-
che Designsparten, Multimedia
und andere Branchen der Krea-
tivwirtschaft etablieren“, erläu-
tert Mitinitiator Roland Gruber.
Dafür sei es allerdings nötig,
dass sich die Vertreter der Krea-
tivwirtschaft Know-how im Be-
reich Gemeindekommunikation
und Prozessmanagement erwür-
ben. „Vielleicht entsteht daraus
das Berufsbild des kommunalen
Kreativdirektors analog zum
Ortsplaner“, so Gruber, der
www.zukunftsorte.at auch als
Vermittlungsplattform zwischen
Gemeinden und der Kreativwirt-
schaft positionieren will.

Zukunftsorte gründen
Kommunalkonsulat in
Wien
Als Flaggschiff des Projekts wol-
len die Zukunftsorte am Kreativ-
standort Wien ein so genanntes
„Kommunalkonsulat“ gründen:
ein realer Begegnungsort für

Vom Standortwettbewerb zur interkommunalen Kommunikation

Innovationsschub für Gemeinden:
Zukunftsorte braucht das Land
Finanzkrise, erodierende Gemeindebudgets, Entleerung der gewachse-

nen Ortszentren, Abwanderung – die Liste der  Herausforderungen, mit

denen sich Österreichs Kommunen befassen müssen, scheint immer

länger zu werden. Ein neuer Verein bemüht sich um Abhilfe.

Strukturpolitische Debatten aus
Österreich und aus EU-Nachbar-
ländern zeigen, dass es sich
beim Thema „ländlicher Raum“
keineswegs um Detailprobleme
handelt, vielmehr steht die Zu-
kunft dieses Lebensraums als
solche zur Disposition. Die Ge-
meinde als wirtschaftlicher und
sozialer Umschlagplatz, als

Identität
stiftender
Lebens-

raum ist europaweit eine be-
drohte Spezies. KOMMUNAL hat
dem Thema in der November-
Ausgabe breiten Raum gewid-
met.
Eine Gruppe von Kommunalpo-
litikern, Architekten und Kom-
munikationsexperten stemmt
sich seit Juni 2012 gegen die um
sich greifende Depression und
will österreichischen Gemeinden
einen Innovationsschub verpas-
sen. Der Name des Projektes ist
Programm: „Zukunftsorte
braucht das Land“.
Zukunftsorte sind Gemeinden
mit Weitblick, die ihre Entwick-
lung selbst in die Hand nehmen,
auf Innovation und mutige Pro-
jekte setzen. Im ländlichen
Raum soll eine neue Dynamik

entstehen, die Kreativität und
„Projektentwicklungs-Geist“ als
selbstverständliche Bestandteile
des Gemeindelebens etabliert
und die Attraktivität des Lebens-
raums festigt.
„Zukunftsorte“ versteht sich als
Netzwerk- und Bildungsplatt-
form, mit deren Hilfe Gemein-
den voneinander lernen, zusam-
menarbeiten und im Verbund
mit der Kreativwirtschaft die
Herausforderungen der Kommu-

nalpolitik meistern.
„Wer Probleme des kommuna-
len Lebens mit kreativwirt-
schaftlicher Kompetenz und un-
ter breiter Einbindung der Be-
völkerung angeht, investiert
nachhaltig in die Lebensqualität
der Gemeinde. Der ländliche
Raum wird attraktiver und fit
für die Zukunft“, so der ausge-
bildete Architekt und Mediator
Christof Isopp. Er ist gemeinsam
mit Roland Gruber, Kulturmana-
ger und ebenfalls gelernter Ar-
chitekt, Initiator des Projekts
Zukunftsorte. Beide sind Vor-
standsmitglieder von LandLuft –
Verein zur Förderung der Bau-
kultur im öffentlichen Raum
und mitverantwortlich für den
LandLuft Baukultur-Gemeinde-

Wer Probleme des kommunalen Lebens mit kreativ -
wirtschaftlicher Kompetenz und unter breiter Einbindung
der Bevölkerung angeht, investiert nachhaltig in die 
Lebensqualität der Gemeinde.

Christof Isopp, Architekt und Mediator und Mitbegründer des
Vereins Zukunftsorte 
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Bürgerinnen und Bürger aus
den „Zukunftsorten“ sowie ein
gastlicher Open Space für alle
Interessierten, insbesondere für
die Wienerinnen und Wiener.
Das Kommunalkonsulat ist Aus-
tausch- und Vernetzungsplatt-
form für Vertreter aus (Kommu-
nal)Politik, Wirtschaft, Wissen-
schaft und den Creative Indus-
tries. Kurz: ein Ambiente, in
dem neue Projekte und Innova-
tionen – sowohl in den Gemein-
den als auch für die Kreativwirt-
schaft – entstehen. Zudem dient
das Kommunalkonsulat als
Raum für Vorträge, Seminare
und Besprechungen sowie als
Präsentationsplattform für Leis-
tungen und Produkte der einzel-
nen Gemeinden. Derzeit ist das
Zukunftsorte-Projektteam auf
der Suche nach geeigneten
Standorten in den Kreativbezir-
ken der Bundeshauptstadt.

Zahlreiche MandatarInnen und
BürgermeisterInne folgten am 
3. Dezember der Einladung des
SPÖ-GVV-NÖ zur Jubiläumsfeier
nach Wiener Neustadt und füll-
ten dort das „Skyline“ bis auf
den letzten Platz. Darunter auch
die drei Ehrenpräsidenten Al-
fred Haufek, Anton Koczur und
Bernd Vögerle. Der legendäre
Gemeindereferent Alt-LH-Stv.
Ernst Höger und LH-Stv. Dr.
Sepp Leitner konnten als Refe-
renten gewonnen werden. GVV-
Präsident Rupert Dworak sprach
auch brisante kommunale The-
men wie die großen Probleme
mit den Transferzahlungen an:
„Die Aufgaben, die an uns he-
rangetragen werden, werden
immer vielfältiger. Aber der Ver-
band der sozialdemokratischen
GemeindevertreterInnen ist
heuer nicht nur eine moderne
Serviceorganisation für unsere
Gemeinden, sondern auch Weg-
bereiter für zukunftsträchtige
kommunale Themen. Die Ge-
meinden denken in vielen Berei-
chen vor – und wir als Verband
begleiten sie als starker Partner
an ihrer Seite!“ 

Natürlich haben sich im Laufe
der vergangenen 65 Jahre die
Aufgaben der Gemeinden und
des Verbandes maßgeblich geän-
dert. Dworak: „Wir sehen, dass
die Gesetzesmaterie immer
schwieriger und umfangreicher
wird. Ein Problem, auf das wir
mit intensiver Aus- und Weiter-
bildung reagieren.“
Der GVV sei aber auch politi-
scher Wegbereiter für viele zu-
kunftsträchtige Themen. Dwo-
rak: „Wir setzen uns dafür ein,
dass wir die vielen Transferzah-
lungen wegbringen. Wegkom-
men von der Finanzierung einer
Sozialhilfeumlage, weg von der
Finanzierung des Krankenhaus-
wesens – hin aber zur Finanzie-
rung der Kinderbetreuung, die
in den niederösterreichischen
Gemeinden, vor allem in sehr
vielen sozialdemokratischen Ge-
meinden, Vorbild für ganz
Österreich ist. Wir entwickeln
uns zu Kommunen, wo sich
auch die älteren Menschen
wohlfühlen sollen.“ 

Mehr Infos und mehr Bilder auf
www.gvvnoe.at 

„Der GVV ist heute eine moderne
Serviceorganisation für die Gemein-
den und politischer Wegbereiter für
zukunftsträchtige kommunale The-
men.“ GVV-Präsident Rupert Dworak
bei seiner Ansprache.

Vier Generationen GVV-Chefs: Bernd
Vögerle, Anton „Toni“ Koczur, Alfred
Haufek und Rupert Dworak.

Jubiläum: Sozialdemokratischer GVV feiert 65er

Kommunen: Wegbereiter für
ein modernes Österreich
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Die Kommunen sind in Sum-
me Österreichs größter Bau-
herr. Wir wollen sie auch als
wichtigste Auftraggeber für
unterschiedliche Design -
sparten, Multimedia und an-
dere Branchen der Kreativ-
wirtschaft etablieren.

Roland Gruber, Österreicher
des Jahres und Mitinitiator
von Zukunftsorte

Das Kommunalkonsulat ist
Austausch- und Vernet-
zungsplattform für Vertre-
ter aus (Kommunal)Politik,
Wirtschaft, Wissenschaft
und den Creative Indus-
tries. Kurz: ein Ambiente, 
in dem neue Projekte und
Innovationen entstehen. 



78

Kärnten
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Burgenland

OBERWART
Bereits zum fünften Mal
wurden auf der Burg
Schlaining im Bezirk Ober-
wart „Friedenswochen“ für
Schüler angeboten. Sie sind
Teil der Aktion „16 Tage ge-

gen Gewalt“, vom 25. No-
vember bis zum 10. Dezem-
ber. In zahlreichen Work-
shops lernten sie einen ge-
waltfreien Umgang unter -
einander, Kommuni-
kation und Teamwork.

Versammlung des Burgenländischen Müllverbandes

Abfallwirtschaft funktioniert

OBERPULLENDORF
Anlässlich der Verbandsver-
sammlung des Burgenländi-
schen Müllverbandes lobte
die zuständige Landesrätin
Michaela Resetar die vor-
bildliche Abfallwirtschaft
im Burgenland. Seit 30 Jah-
ren gibt es durch den Zu-

sammenschluss aller Ge-
meinden eine einheitliche
und flächendeckende Ab-
fallwirtschaft. Auch bei den
Sammelquoten wiederver-
wertbarer Stoffe schneidet
das Burgendland stets vor-
bildlich ab, so Resetar. 

„Friedenswochen“ fanden zum fünften Mal statt

Friede und Freude auf Burg Schlaining

Plus 75.000 Euro für Indexsteigerung und Personal

Neue Mittel für Nationalpark
NEUSIEDLER SEE
Die finanziellen Mittel für
den Nationalpark Neusied-
ler See-Seewinkel werden
vom Burgenland um 
75.000 Euro aufgestockt.
Damit werden für den Na-
tionalpark 2,5 Millionen
Euro an Landesmitteln aus-
gegeben, die mit Bundes-

mitteln verdoppelt werden.
Dies ist notwendig, weil es
bei der Flächensicherung zu
Indexsteigerungen kam und
auch im Personalbereich die
Kosten steigen. Der Park
misst auf burgenlän-
discher Seite 9700
Hektar, die Hälfte 
davon ist Naturzone.

Regionale Kooperation

Senza Confini
wird Realität
KÄRNTEN
Ende November wurde in
Venedig die regionale Zu-
sammenarbeit von Kärnten,
Friaul-Julisch Venetien und
Veneto, genannt „Senza
Confini“, unterzeichnet. 
Die Kooperation an der obe-
ren Adria soll sich auf die
Bereiche Transport, Infra-
struktur, Bildung und Ge-
sundheit beziehen. Neben
einem eigenen Regelwerk
soll ein Arbeitsprogramm
ausgearbeitet werden. 
Laut Landeshauptmann
Gerhard Dörfler liegt in der
gemeinsamen Region eine
gemeinsame Zukunft und in
der Euregio ein enormes Po-
tenzial, das genutzt werden
muss. 

Koralmbahn:

Baugenehmigung
aufgehoben
KLAGENFURT
Der Verwaltungsgerichtshof
(VwGH) hebt die Baugeneh-
migung für den Kärntner
Abschnitt der Koralmbahn
auf. Ursache ist eine fehlen-
de Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP) für Änderun-
gen und die Überschreitung
von Lärm-Grenzwerten. Ein
genereller Baustopp wurde
jedoch nicht verhängt. Die
Bürgerinitiative, die Be-
schwerde einlegte, war da-
mit erfolgreich. 
Die ÖBB nimmt nach eige-
nen Angaben die Entschei-
dung des VwGH ernst, will
aber erst eine rechtliche
Prüfung und ein er-
gänzendes Verfahren
abwarten. 

Kärntner Gemeindebund fordert: 

Tourismusgesetz nachbessern
KLAGENFURT
Der Kärntner Gemeinde-
bund fordert eine Nachbes-
serung des Tourismusgeset-
zes. Im Begutachtungsver-
fahrens wurden Regelungs-
lücken augezeigt, die Ge-
meinden nicht eingebun-
den. So war es ein wesentli-
ches Anliegen des Kärntner

Gemeindebundes, dass die
zukünftige Aufgabenvertei-
lung zwischen Gemeinde
und Tourismusverband klar
geregelt wird. Ebenso wur-
de auch ein Mindestquorum
von 30 Prozent der Wahlbe-
rechtigten für die Abstim-
mung für einen Tourismus-
verband eingefordert. 

Die Hälfte des Nationalparks ist eine geschützte Naturzone.

Gemeinden müssen in die Nachbesserung des Tourismusgesetzes
eingebunden werden, verlangt Ferdinand Vouk. 



ARDAGGER
Die Gemeinde Ardagger
wurde im Rahmen des Wett-
bewerbs „Grenzenlose
Nachhaltigkeit“ vom Land
Niederösterreich in der Ka-
tegorie „allgemeine Ent-
wicklung“ mit dem ersten
Preis ausgezeichnet. Im
Rahmen einer Festveranstal-
tung in Horn überreichten
die Dorferneuerungs-Lan-
desobfrau Maria Forstner,
der Zweite Landtagspräsi-
dent Mag. Johann Heuras
und Projektleiter DI Bern-
hard Haas die Auszeich-
nung. „Wir haben vor 5 Jah-
ren ein Gemeindeleitbild ge-
macht und seither konse-
quent an einer umfassenden

und nachhaltigen Entwick-
lung gearbeitet“, zieht Bgm.
DI Johannes Pressl Bilanz.
Mittlerweile verfügt Ardag-
ger darüber hinaus über ein
Sozialleitbild und viele en-
gagierte Menschen. Ardag-
ger streckt auch den Nach-
bargemeinden die Hand
entgegen. „Unser Betriebs-

gebiet betreiben wir ge-
meinsam mit zwei Nachbar-
gemeinden, um Ressourcen
zu schonen und effizienter
zu arbeiten“, sagt Bürger-
meister Hannes Pressl, der
im Zivilberuf Projektmana-
ger ist.
Informationen auf 
www.gemeinde21.at/
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Niederösterreich

50 Prozent der Kosten

Förderung für 
Gemeindebusse
ST. PÖLTEN
Das Land Niederösterreich
fördert ab 2013 Gemeinde-
busse. Diese sollen den öf-
fentlichen Nahverkehr er-
gänzen, damit auch Fahrten
zum Einkaufen oder zum
Arzt mit den „Öffis“ erledigt
werden. Die Fahrzeugbe-
schaffung wird mit 50 Pro-
zent – bei alternativen An-
trieben mit weiteren zehn
Prozent – gefördert. Die För-
derung pro Fahrgast liegt
bei zwei Euro bzw. bei maxi-
mal 30.000 Euro im Jahr.
Zu den Voraussetzungen
zählt, dass die Busse maxi-
mal Neunsitzer sind und mit
einem B-Führer-
schein lenkbar sein
müssen. 

Wettbewerb „Grenzenlose Nachhaltigkeit“

Landesobfrau Maria Forstner, Ortsvorsteher Ludwig Auer, Bgm. 
DI Johannes Pressl, Leopoldine Elser, Präs. Mag. Johann Heuras, 
DI Bernhard Haas.

Nachhaltigste
Gemeindeentwicklung

RIED
Goldene Zeiten stehen der
Region Innviertel laut einer
Studie im Auftrag der Wirt-
schaftskammer Ried bevor.
Im Bezirk Ried im Innviertel
sind Unternehmen angesie-
delt, die Verbundwerkstoffe
für den Leichtbau, Flug-
zeugbereich, Automobilbe-
reich und die Windenergie
herstellen. Diese Sparten
werden auch in Zukunf boo-
men und zu hohen Wachs-
tumszahlen in der Region
führen. Gerade im Automo-
bilsektor wird der Composi-
te-Bereich immer wichtiger,
weil der Treibstoffverbrauch
gesenkt werden soll, wo-
durch eine Reduktion des

Gewichtes erforderlich
wird.  Bis 2017 ist laut der
Studie mit einem Volumens-
zuwachs um 150 Prozent
und eine Verdoppelung der
Arbeitsplätze zu rechnen.
Um das Potenzial dieser ho-
hen Wachstumszahlen auch
ausschöpfen zu können,
sind die Spezialbetriebe auf

das Interesse der Jugend an
der Branche angewiesen.
Hier ist neben der Wirt-
schaft auch die Politik gefor-
dert, damit Jugendliche mo-
tiviert werden, ihre Ausbil-
dung in der Region zu
absolvieren und in
den Arbeitsmarkt 
eintreten.

Region Ried
mit Potenzial

Stadtpark entsteht

Neugestaltung
der Welser Messe
WELS
Die Stadt Wels will das Mes-
segelände neu gestalten.
Die Ausstellungsfläche soll
vom Stadtzentrum nach
Westen wandern. Das Ge-
lände umfasst 47 Hektar,
was einer Fläche von 67
Fußballfeldern entspricht.
Dazu wird ein Stadtpark mit
Freiluftbühne entstehen.   
Der Park soll der Allgemein-
heit gehören. „Ich glaube,
dass diese Flächen der All-
gemeinheit erhalten werden
sollen und nicht einigen we-
nigen Menschen an der
Traun. Und der zweite
Grund ist, dass es sich ne-
ben einem Messegelände
nicht sehr gut wohnt“, so
Bürgermeister Peter Koits. 
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Wachstum im Composite-Bereich

Auch in Zukunft wird das Innviertel im Bereich der Verbundwerk-
stoffe, zum Beispiel für den Flugzeugbau, abheben.



Steiermark

„Shared Space“

Seekirchen wird
verkehrsberuhigt
SEEKIRCHEN
Die Stadt Seekirchen im
Flachgau will auf Plätzen
und Straßen „Begegnungs-
zonen“ schaffen. Die Zahl
der Verkehrszeichen, Poller
und Absperrketten soll stark
reduziert werden. Laut Bür-
germeisterin Monika
Schwaiger wurde die Mach-
barkeit des Vorhabens be-
reits mit dem Kuratorium
für Verkehrssicherheit abge-
klärt: „Für unser Stadtzen-
trum ist das sehr gut geeig-
net, um ein Miteinander
von Fußgängern, Radfah-
rern und Autofahrern zu ge-
währleisten. Wir haben
schon bisher ein Tempolimit
von 30. Aber das wird noch
oft ignoriert.“

Projekt „Energie Checker“

Kleine „Klima-
schutz-Vorreiter“
ARNSDORF-LAMPRECHTS-
HAUSEN
In der Volksschule Arnsdorf-
Lamprechtshausen wächst
eine neue Generation an
„Energiesparern“ heran:
Beim Projekt „Energie Che-
cker“ lernen die 34 Schüler
spielerisch Wichtiges zum
Energiesparen und sollen
ihr Wissen mit ihren Groß -
eltern, Eltern, Geschwister
und Bekannte teilen. Ge-
meinsam wird dann vieles
in die Tat umgesetzt, zum
Beispiel „Energiefresser“
ausgetauscht und Standby-
Geräte abgeschaltet. Arns-
dorf ist die erste Schule in
Salzburg, die bei die-
ser neuen Aktion mit-
macht. 

Große Ferienwohnanlage in Maria Alm geplant

Zweitwohnsitz – Miete fällig
MARIA ALM
Zweitwohnsitze treiben die
Mietpreise besonders in
Tourismusregionen in lichte
Höhen, so auch in Maria
Alm. Nun gilt, dass Eigentü-
mer, wenn sie Wohnungen
selbst nutzen wollen, Miete
bezahlen müssen, zu glei-
chen Tarifen und Bedingun-

gen wie alle anderen Gäste
auch. 
In Maria Alm läuft ein Ge-
nehmigungsverfahren für
eine Anlage mit 100 Ferien-
wohnungen mit 500 Betten.
Wird eine gewerbliche Nut-
zung sichergestellt, wird die
Baubehörde die Genehmi-
gung erteilen.

GRAZ
Die Landesregierung 
beschloss Ende November,
dass für Hundehalter ein
„Hundekunde“-Nachweis
verpflichtend vorgeschrie-
ben wird. Hundehalter
müssen einen Kurs absol-
vieren. Der Hintergrund ist,

dass immer mehr Hunde
von den Besitzern in Tier-
heime abgeschoben wer-
den, weil sie überfordert
sind. Das Land ist mit zwei
Millionen Euro pro
Jahr für die Erhal-
tung von  340 Hun-
den zuständig. 

Einstimmiger Beschluss

Vier Gemeinden werden Groß-Anger 
ANGER, BAIERDORF, 
FEISTRITZ, NAINTSCH
Die obersteirischen Ge-
meinden Anger, Baierdorf,
Feistritz und Naintsch be-
schlossen einstimmig, 2015
zur neuen Marktgemeinde
Anger zu fusionieren. Der
Fusionierung ist ein Groß-

teil der Bevölkerung von
Anfang an positiv gegen-
übergestanden, so der Bai-
erdorfer Bürgermeister Jo-
hann Schaffler. 
Durch die Fusion der vier
Gemeinden will man
250.000 Euro im Jahr 
einsparen.

Mehr Hunde im Heim durch überforderte Besitzer

„Hundekunde-Nachweis“ wird Pflicht

Kritik an Kosten und Arbeitsaufwand

Energieausweis ist Pflicht
GRAZ
Seit 1. Dezember müssen
Immobilien verpflichtend
mit einem Energieausweis
ausgestattet sein. Dieser
muss von Vermietern oder
Verkäufern erstellt werden. 
Ein Energieausweis gibt
Auskunft, wie viel Energie
eine Immobilie pro Qua-

dratmeter und Jahr ver-
braucht. Er kostet bis zu
600 Euro. Inserate in Zei-
tung und Internet müssen
Auskunft über die Energie-
effizienz geben. Makler
 kritisieren den erhöhten
 Arbeitsaufwand und die
drohende Verwaltungsstra-
fe, wenn Angaben fehlen.
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Vorarlberg

Tirol
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BREGENZ
Das Land Vorarlberg erhöht
die Baukostenförderung für
Pflegeheime und reagiert
damit auf eine wichtige 
Forderung der Gemeinden.
Bisher betrug die Obergren-
ze für die Baukostenförde-
rung 145.000 Euro pro Bett.
Diese Obergrenze wird um
7000 bis 19.000 Euro ange-
hoben. 
Rückwirkend ab 1. Jänner
2012 gilt:
3 Pflegeheime bis 36 Betten:
164.000 Euro pro Bett, 
3 Pflegeheime bis 54 Betten:
160.000 Euro pro Bett
3 Pflegeheime bis 72 Betten:
156.000 Euro pro Bett
3 Pflegeheime mit mehr als
72 Betten: 152.000 Euro
pro Bett. 

Der prozentuelle Zuschlag,
der sich aus dem Verhältnis
zwischen Nutzfläche für So-
zialraumfunktion und Nutz-
fläche des Pflegeheims er-
gibt, bleibt weiterhin in der
bisherigen Form aufrecht.
Gleiches gilt für die Erhö-
hung der Bauförderungs-
obergrenze entsprechend
dem Ausmaß der Bewer-
tungspunkte nach dem
Kommunalgebäudeausweis.
Der Gemeindebund pochte
lange auf eine Erhöhung der
Baukostenförderung, denn
aufgrund der steigenden
Baukosten bei gleichzeitig
hohen Anforderungen an
Qualität und Modernität
reichte der alte Förderbe-
trag oft nicht aus. 

Neubau, Umbau oder Ausbau von Pflegeheimen:

Baukostenförderung wird angehoben
Mehr direkte Demokratie:

Unterschrift nicht
mehr auf dem Amt
BREGENZ
Die Landtagsparteien wol-
len die direkte Demokratie
stärker fördern. Laut Land-
tagspräsidentin Gabriele
Nussbaumer ist angedacht,
dass bei Einleitung eines
Volksbegehrens oder einer
Volksabstimmung die Unter-
schrift nicht mehr auf dem
Gemeindeamt erfolgen
muss. Petitionen sollen da-
durch „bürgerfreundlicher“
gestaltet werden. Die Partei-
en kündigten außerdem ei-
ne Reform des Gemeinde-
wahlrechts in den nächsten
zwei Jahren an. 
Der Gemeinde-
verband wird in 
diesen Prozess
einbezogen. 

Sozialpakt neu: 

48 Millionen für
die Pflege
INNSBRUCK
Landeshauptmann Günther
Platter, Innsbrucks Bürger-
meisterin Christine Oppitz-
Plörer und Gemeindever-
bands-Präsident Ernst
Schöpf schlossen einen Pakt
zur langfristigen Finanzie-
rung gemeinsamer sozialer
Aufgaben. Mit dem verein-
barten „Sozialpakt Neu“ in-
vestieren Land und Gemein-
den weitere 48 Millionen
Euro für den Ausbau des
Pflegeangebots. „Bei den 48
Millionen Euro handelt es
sich um „frisches Geld“, das
20 Prozent des Gesamtvolu-
mens von 250 Millionen
Euro in diesem Bereich aus-
macht“, so Landeshaupt-
mann Platter. 

INNSBRUCK
Das Aus für Quecksilber-
dampflampen ist laut EU-
Verordnung beschlossene
Sache. In Tirol müssen von
den Kommunen bis 2015
28.000 Lichtpunkte saniert
werden. Dies entspricht ei-
nem Investitionsvolumen
von 22 bis 30 Millionen
Euro in den nächsten Jah-
ren. Der Tiroler Gemeinde-
verband bietet über seine
100-Prozent-Tochter Gem-
Nova LED-Beleuchtungen
an. „Eine wichtige Hilfestel-
lung für die Gemeinden“, so
Präsident Bgm. Mag. Ernst

Schöpf. „Sich im unüber-
sichtlichen Markt der LED-
Anbieter zurechtzufinden,
ist alles andere als einfach“,
erklärt GemNova-Ge-
schäftsführer Alois Rath-
geb. Fehlentscheidungen
können freilich sehr teuer
kommen: „Billig ist nicht

immer technologisch ausge-
reift“, stellt Rathgeb klar.
Trotz hoher Investitionskos-
ten weist Ernst Schöpf auf
die Sinnhaftigkeit der Um-
rüstung hin, schließlich
können die Jahres-
stromkosten deutlich
reduziert werden.

28.000 Lichtpunkte werden bis 2015 saniert

LED-Umrüstung
kostet bis zu 
30 Millionen

Daniel Iuriatti (GemNova), Präsident Bgm. Mag. Ernst Schöpf und
GemNova-Geschäftsführer Alois Rathgeb.
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Rücktritt

Fingierte Sitzung
in Schildorn
Der Druck war offenbar zu
groß geworden: Schildorns
Bürgermeister Georg
Schoibl tritt zurück, nach-
dem er zugegeben hat, eine
Gemeinderatssitzung 2009
erfunden und die Protokol-
le dazu gefälscht zu haben.
Die Gemeinderatssitzung,
die für den Bau einer Mehr-
zweckhalle notwendig war,
bildet den Ausgangspunkt
für die politischen Turbu-
lenzen in der Innviertler
Gemeinde. Obwohl sich die
Gemeinderatsfraktionen
über die Kreditaufnahme
und den Bau einig gewesen
sind, sollen Bürgermeister
und Amtsleiter diese Sit-
zung samt Protokoll erfun-
den haben.  

Bei einer Prüfung im Som-
mer 2012 kritisierte die Ge-
meindeaufsicht des Landes
Oberösterreich, dass bei der
Kreditaufnahme nicht die
am besten bietende Bank
zum Zug gekommen sei.
Daraufhin verfolgte die Op-
position im Gemeinderat
den Fall weiter. Eine Anzei-
ge an die Staatsanwalt-
schaft wurde von dieser an
das Bundesamt für Korrup-
tionsbekämpfung weiterge-
leitet. Die Beschuldigten ge-
standen am 12. November
in einem Flugblatt ihre Ta-
ten. Das Land hätte nie eine
Genehmigung erteilt, wenn
es vom fehlenden Gemein-
deratsbeschluss gewusst
hätte, hieß es aus dem Büro
des zuständigen Landes-
hauptmann-Stellvertreters
Josef Ackerl. 

Georg Schoibl
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Aktuelles

Mit steigender Nutzung des
Fahrrads als Verkehrsmittel
im Alltag nimmt auch die
Zahl der RadfahrerInnen im
Winter zu. Der Spruch „Es
gibt kein schlechtes Wetter,
nur schlechte Kleidung“
trift besonders auf die akti-
ven Mobilitätsformen wie
Radfahren und zu Fuß ge-
hen zu. Dass regelmäßige
RadfahrerInnen auch bei
tiefen Temperaturen und
Schneefall das Fahrrad nut-
zen, zeigen Bilder aus Ko-
penhagen, wo 80 Prozent
der RadfahrerInnen im
Winter durchfahren. In
Österreich bestätigen die
Radverkehrszählungen in-
zwischen auch einen An-
stieg der „WinterradlerIn-
nen“: fuhren 2009 an der
Zählstelle Bertha-von-Sutt-
ner-Brücke in Graz rund ein
Viertel der Sommer-Radfah-
rerInnen (August) auch im
Winter (Jänner), so lag die-
ser Anteil 2012 bereits bei
37 Prozent. Ein ähnliches
Bild zeichnen die Zählstel-
len in Wien, wo der Anteil
der im Jänner gezählten

RadfahrerInnen von 15 Pro-
zent (2009) auf 22 Prozent
(2012) der im August ge-
zählten RadfahrerInnen
stieg. Besonders immer
mehr Radpendler in die Ar-
beit wollen die Zeitvorteile
des Drahtesels auch im
Winter nutzen. So fahren in
Vorarlberg ganzjährig be-
trachtet mehr Pendler mit
dem Fahrrad als mit dem
öffentlichen Verkehr in die
Arbeit, und in Innsbruck
werden bereits annähernd
gleich viele Fahrten in die
Arbeit mit dem Fahrrad wie
mit dem Auto bewältigt.
Für Straßenerhalter bedeu-
tet dieser Trend, sich dem
Winterdienst der Radinfra-
struktur vermehrt zu wid-
men. In der RVS 12. 4. 2012
„Richtlinie für den Winter-
dienst (Organisation und
Durchführung sowie
Schneeräumung und Streu-
ung)“ der Forschungsgesell-
schaft Straße-Schiene-Ver-
kehr – welche für Bundes-
straßen rechtsverbindlich
ist – sind auch die Einsatz-
kriterien für Radwege in

der Winterdienstkategorie
P3 und P4 definiert. So ist
der Winterdienstbetreu-
ungszeitraum mit 6.00 bis
19.00 Uhr zwar kürzer als
bei den anderen Katego-
rien, die Betreuungsart und
-intensität bei Radwegen
für den Berufs- und Schul-
verkehr weichen jedoch
kaum von den Anforderun-
gen an Zubringerstraßen
ab. Um den Winterdienst
im Einklang zwischen Ver-
kehrssicherheit, Umwelt-
schutz und Wirtschaftlich-
keit durchzuführen, sollte
auch die im Oktober 2012
aktualisierte Richtlinie RVS
12. 4. 2015 „Minimierung
von Umweltauswirkungen
beim Einsatz von Streumit-
tel im Winterdienst“ beach-
tet werden. Die RVS-Richt -
linien sind für kommunale
Straßenerhalter nicht
rechtsverbindlich, werden
aber bei Haftungsfragen als
Stand der Technik oft als
Grundlage herangezogen. 
Mehr Infos gibt es unter der
E-Mail-Adresse: radfahren@
lebensministerium.at

„Richtlinien nicht verbindlich, aber
oft Grundlage von Haftungsfragen“

Schnell reagiert: Richtlinie zum „Winterdienst auf Radwegen“

Im Sinne der Radverkehrsförderung sollte den WinterradlerInnen durch mangelhaften Winterdienst
nicht die Freude am Radfahren genommen werden.
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Personalia

Im Rahmen einer Außeror-
dentlichen Generalver-
sammlung des Roten Kreu-
zes Niederösterreich wurde
Werner Kraut zum neuen
Landesrettungskomman-
danten und als seine Stell-
vertreterin
Martina
Schreiber ge-
wählt. Kraut
war bereits
seit Mai 2011
als Landesret-
tungskom-
mandant-
Stellvertreter
im Amt. Be-
reits seit 1978
im Roten Kreuz
Niederösterreich
als Freiwilliger im Einsatz,
blickt Kraut auf eine lang-
jährige Erfahrung im Roten
Kreuz Niederösterreich zu-
rück. „Wir freuen uns, mit
Werner Kraut einen erfahre-

nen und langjährigen Mit-
arbeiter für diesen heraus-
fordernden Aufgabenbe-
reich gewonnen zu haben“,
meint Präsident Willi Sauer,
Rotes Kreuz Niederöster-
reich. „Ich möchte mich

aber auch bei
Fritz Eigen-
schink für seine
intensive Arbeit
im Namen des
Roten Kreuzes
bedanken.“
Auch die neu ge-
wählte Landes-
rettungskom-
mandant-Stell-
vertreterin Mar-
tina Schreiber
ist bereits seit

1989 freiwillig und ehren-
amtlich für das Rote Kreuz
im Einsatz, seit 2011 als Be-
zirksstellenleiter-Stellver-
treterin im Roten Kreuz
Hollabrunn.  

Alle zweieinhalb Jahre
wechseln sich Städtebund
und Gemeindebund im Aus-
schuss der Regionen ab: 
NR Hannes Weninger 
übernahm vom Bregenzer 
Bürgermeister Linhart das
Mandat und ist damit der
zweite Vertreter der Ge-
meinden neben Erwin Mohr.

Der Ausschuss der Regio-
nen ist die europäische In-
stitution, in der die Ge-
meinden und Regionen eine
Stimme haben. In Öster-
reich teilen sich die zwölf
Sitze die neun Bundeslän-
der, der Städtebund sowie
der Gemeindebund. Städ-
ten und Gemeinden stehen
dabei gemeinsam drei Man-
date zur Verfügung. Damit
beider Interessen gleichmä-
ßig vertreten werden,
wechseln sich die Vertretun-
gen innerhalb der fünfjähri-
gen Mandatsperiode beim
dritten Sitz ab. 

Mandatsperiode des
AdR endet 2015 

Nun, zweieinhalb Jahre
nach Beginn der Mandats-
periode, löste Nationalrats-
abgeordneter Hannes We-

ninger (Gemeindebund),
der bis dahin stellvertreten-
des Mitglied war, den Bre-
genzer Bürgermeister Mar-
kus Linhart (Städtebund)
ab. Weninger ist nicht nur
auf europäischer und natio-
naler Ebene tätig, sondern
fungiert auch weiterhin als
Gemeinderat in Gießhübl. 
„Im österreichischen Parla-
ment steht natürlich das na-
tionale Interesse im Vorder-
grund, im Gemeindebund
die kommunalen Anliegen,
und das Ganze dann zu ei-
nem europäischen Gesamt-
interesse komponieren zu
können, macht den Reiz
dieser Aufgabe aus“, so We-
ninger über die Vielfältig-
keit seiner Funktionen. 

Aus Niederösterreich
nach ganz Europa 

Der gelernte Elektrotechni-
ker blickt bereits auf eine
lange politische Karriere zu-
rück. 1985 wurde er in den
Gemeinderat von Gießhübl
gewählt. Von 1997 bis 2008
war er Landtagsabgeordne-
ter. Von 2003 bis 2008
Klubobmanns des SPÖ-
Landtagsklubs in Nieder-
österreich, bis er am 9. April
2008 als Nationalratsabge-
ordneter angelobt wurde.
Seit 2010 vertritt er die In-
teressen der österrei-
chischen Gemeinden im
AdR und im Kongress der
Gemeinden und Regionen
Europas, dem zweiten
wichtigen europäischen
Gremium. 

Das erste ständige Mitglied
des Österreichischen Ge-
meindebundes ist Erwin
Mohr, Gemeinderat in Wol-
furt und ehemaliger Bürger-
meister. Johannes Peinstei-
ner, Bürgermeister der Ge-
meinde St. Wolfgang, bleibt
weiterhin stellvertretendes
Mitglied des Österrei-
chischen Gemeindebundes.

Hannes Weninger fixes 
Mitglied im AdR

Hannes Weninger.

Werner Kraut als nö. Landesrettungs-
kommandant gewählt

Ferdinand „Ferry“ Mann-
dorff  feiert seinen 90. 
Geburtstag und blickt auf
ein ereignisreiches Leben
zurück: 

1922 geboren, wurde er
1941 zur Deutschen Wehr-
macht einberufen. Im De-
zember 1944 wurde er be-
auftragt, die russische De-
legation zu empfangen, die
die Aufforderung zur Kapi-
tulation und der Übergabe

Budapests an die russi-
schen Truppen überbrach-
te. Nach der Kriegsgefan-
genschaft studierte er ab
Herbst 1945 Rechts- und
Staatswissenschaften. Aus
journalistischen Tätigkeiten
ergaben sich Kontakte zur
ÖVP. Manndorff wurde zum
Vordenker und Strategen.
Politische Gegnerschaft gab
es für ihn nie. 1972 wurde
er Gemeinderat seiner Hei-
matgemeinde Hinterbrühl,
deren Bürgermeister er von
1989 bis 1999 war. 1975
wurde er in den nieder-
österreichischen Landtag
gewählt und 1980 in den
Nationalrat. Seine Arbeit
bei allen Aktivitäten galt
den Herausforderungen
der Zukunft, und immer
stand auch ein gemein -
sames Europa im Mittel-
punkt. 
Er ist verheiratet mit 
Johanna Manndorff und 
hat drei Söhne.

„Ferry“ Manndorff feiert 90er

Ortsparteiobmann GF GR Ing.
Erich Moser, GF GR Brigitte
Güntner, Alt-Bgm. Ferry Mann-
dorff, Bgm. Benno Moldan.

Werner Kraut.
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Österreichisches
Waffenrecht

Zahlreiche seit der Voraufla-
ge ergangene Novellen
machten eine Neuauflage
notwendig:
3Waffengesetz-Novelle
2010 Registrierungspflicht
für bestimmte Schusswaf-
fen, in Kraft ab 1. 10. 2012
3 Stabilitätsgesetz 2012
3 Sicherheitsbehörden-Neu-
strukturierungs-Gesetz –
SNG
3 Fremdenbehördenneu-
strukturierungsgesetz – FNG
3 Asylgerichtshof-Einrich-

tungsgesetz
etc.

Der Kom-
mentar bie-
tet umfas-
sende In-
formation
zu allen
Bereichen
des Waf-
fenrechts

und enthält:
3Waffengesetz auf aktuells -
tem Stand
3 ausführliche Kommentie-
rung
3 Runderlass des BMI
3 alle wichtigen Nebenbe-
stimmungen:
3 1. und 2. Waffengesetz-
Durchführungsverordnung
3 Kriegsmaterialgesetz
3 Bundesgesetz über das
Verbot von blindmachenden
Laserwaffen
3Waffenbücherverordnung
3 Bundesverwaltungsabga-
benverordnung

Das Buch
Walter Grosinger; Jürgen
Siegert; Wolf Szymanski
„Das neue österreichische
Waffenrecht“
ISBN: 978-3-214-17583-2
Reihe Juridica, Verlag
Manz, 2012; E-Mail: 
bestellen@manz.at
Web: www.manz.at

Novelle Fachbuch

Bauen und 
Naturgefahren

Auch 2012 ist es in Öster-
reich zu schweren Naturka-
tastrophen gekommen. Na-
turgefahren sind ein großes
Risiko für Gebäudebestand
und gewidmentes Bauland.
Der technische Gebäude-
schutz umfasst Maßnahmen

am
Bau-
werk
selbst
und in
des-
sen
un-
mit-
telba-
rer
Um-
ge-

bung. Das Handbuch für
konstruktiven Gebäude-
schutz liefert hier wertvolle
Informationen:
Gebäudeschutzmaßnahmen
gegen Hochwasser, Muren,
geologische Gefahren und
Lawinen, Vorkehrungen ge-
gen Erdbeben, Sturm, Blitz-
schlag und Schneelasten
werden im Überblick be-
handelt. Aufgrund von zahl-
reichen Checklisten und De-
tailskizzen der Umsetzungs-
beispiele werden Planer, Ar-
chitekten und Sachverstän-
dige bei der Realisierung
von Schutzmaßnahmen un-
terstützt.

Leitfaden

Wann haben Gemeinde -
kooperationen Sinn?
Gemeindezusammenarbeit
wurde in den vergangenen
Jahren vielfach in der Öf-
fentlichkeit diskutiert. Doch
wie sieht der rechtliche Rah-
men der interkommunalen
Zusammenarbeit aus? Wird
die kommunale Leistung
durch die
Reform der
Gemeinde-
struktur ver-
bessert?
Die Effizi-
enzsteige-
rung bei der
Verwaltung
von Gemein-
den beschäf-
tigt nicht nur
die Öffent-
lichkeit, son-
dern auch
die Wissen-
schaft. Die
Diskussionen laufen auf
zwei Lösungsmöglichkeiten
hinaus: Die strukturelle Ver-
besserung durch Fusion oder
durch Kooperation von Ge-
meinden, wobei der große
Vorteil von Kooperationen
ist, dass die Identität der
Kommunen bewahrt wird.
Im Buch „Gemeindekoope-
rationen – Chancen nutzen-
Potenziale erschließen“ von
Peter Bußjäger und Niklas
Sonntag werden Themen
zur B-VG-Novelle, die die
Möglichkeit zur Gründung
eines Mehrzweckverbands
eröffnete, zu Praxisfragen,
bundesverfassungsrechtli-
che Schranken und Koope-
rationen von Kommunen
aufgegriffen. Auf 107 Seiten
der Schriftenreihe des Insti-
tuts für Förderalismus fin-
den sich informative Beiträ-
ge von acht Autoren wie Pe-
ter Bußjäger, Harald
Stolzlechner, Walter Leiss
sowie Niklas Sonntag.
Der erste Teil des Buches
geht auf die B-VG-Novelle
der österreichischen Bun-
desverfassung ein. Dieser
kommt vor dem Hinter-
grund der Notwendigkeit,
auch in der kommunalen
Verwaltung verstärkt nach

Möglichkeiten der Effizienz-
verbesserung und von Ein -
sparungen zu suchen, be-
sondere Bedeutung zu.
Anschließend gewährt das
Werk einen Überblick zu öf-
fentlich-rechtlichen Verein-
barungen zwischen Gemein-

den, Vorteile
von Gemein-
dekoopera-
tionen und
Praxisfragen. 
Auszug aus
dem Inhalts-
verzeichnis:
3 Bundesver-
fassungs-
rechtliche
Schranken
der Bildung
von Gemein-
deverbänden
von Harald
Stolzlechner

3 Die öffentlich-rechtliche
Vereinbarung zwischen Ge-
meinden, von Harald Eber-
hard
3 Praxisfragen der „neuen“
und „alten“ Gemeindezu-
sammenarbeit – Gemeinde-
fusion als Lösung? von Wal-
ter Leiss
3 Zur Frage der Einrichtung
von Gemeindewachkörpern
über Gemeindeverbände
nach der B-VG-Novelle 
BGBI. I Nr 60/2011, Niklas
Sonntag

Florian Rudolf-Miklau
(Hg.): Bauen und Natur-
gefahren. Handbuch für
konstruktiven Gebäude-
schutz. 
ISBN:978-3-7091-0680-8
Springer Verlag 2012
www.springer.at

Das Buch

Das Buch
Bußjäger, Peter; Sonntag,
Niklas; „Gemeindekoope-
ration: Chancen nutzen –
Potenziale erschließen“,
Schriftenreihe des Insti-
tuts für Föderalismus,
115; 20 Euro
ISBN 978-3-7003-1852-1
Verlag new academic
press, 1160 Wien,
Schellhammergasse 11/11
Bestellhotline: 
Tel.: 02236 635 35 290
Fax: 02236 635 35 243
E-Mail: bestellen@
medien-logistik.at
Web: www.

newacademicpress.at/
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te immer in der Nähe von
Sträuchern aufgestellt wer-
den, denn dort fühlen sich
Spatzen sicher. Die Bauan-
leitung von „Birdlife“ finden
Sie auf der Webseite vom
Verein „Tierschutz macht
Schule“ unter Initiative
(Bauen für Tiere): www.
tierschutzmachtschule.at 
Haben Sie Fragen zum Vo-
gelschutz? Birdlife Öster-
reich ist ein kompetenter
Ansprechpartner, der in al-
len Bundesländern Kontakt-
personen hat.
Web: www.birdlife.at 
Tel.: 01/523 46 51
Nicht verpassen: Am 6.Jän-
ner 2013 ist österreichweit

die „Stunde der Wintervö-
gel“: Mitmachen und Vögel
zählen. Es gibt schöne Prei-
se zu gewinnen. 

Eine Futterstelle ist im Win-
ter eine große Hilfe für die
heimische Vogelwelt. Um
die Vögel gesund zu erhal-
ten, sollte man nur Futter-
häuschen verwenden, bei
denen die Vögel nicht ins
Futter steigen können (zum
Beispiel Futtersilos). Diese

sind im Lagerhaus oder in
der Tierhandlung in vielen
Variationen erhältlich. Das
Futter soll nicht nur sauber,
sondern auch artgerecht
sein. Körnerfresser wie Fin-
ken, Sperlinge und Ammern
freuen sich über Sonnenblu-
menkerne, Sämereien und
Getreide und gehackte Nüs-
se. Weichfutterfresser wie
Rotkehlchen, Amseln, Mei-
sen und Zaunkönige fressen
gerne getrocknete Beeren,
Rosinen, ganzes Obst, Ha-
ferflocken, Nüsse, Kleie und
Fettfutter. Gesalzene Le-
bensmittel wie Speck oder
Speisereste sollten den Vö-
geln nicht angeboten wer-
den. Auch Brot eignet sich
nicht als Vogelfutter, weil es
im Magen der Tiere auf-
quillt.
Tipp: Stellen Sie in Parks und
anderen Grünflächen Futter-

häuschen auf. Zum Beispiel
vor Kindergärten, aber auch
vor Pensionistenheimen  ist
diese „Vogeltankstelle“ eine
tolle Bereicherung für
Mensch und Tier.

Damit es ein Frühlings-
konzert der Vögel gibt

Der nächste Frühling
kommt bestimmt und mit
ihm die Suche der Vögel
nach Nistplätzen. Im bebau-
ten Gebiet sind diese oft rar.
Wenn Sie schon im Jänner
in der Gemeinde Nisthilfen
aufhängen, haben die Tiere
genug Zeit, sie bis zum
Frühjahr kennenzulernen.

Die Nisthilfen können zum
Beispiel von Schulklassen
oder von Menschen in Ta-
geswerkstätten für die Ge-
meinde gebastelt werden.

Bastelidee: 
„Spatzenwohnheim“ 

Früher haben Spatzen
sprichwörtlich von allen Dä-
chern gepfiffen, aber heute
sind sie leider schon selten
zu sehen. Mit dem Spatzen-
wohnheim können Sie die
munteren Tierchen fördern.
Das Spatzenwohnheim soll-

Die Beiträge der Serie
entstehen in Kooperation
zwischen KOMMUNAL
und dem Verein „Tier-
schutz macht Schule“
(aufgrund des neuen,
bundeseinheitlichen 
Tierschutzgesetzes auf
Initiative des Gesund-
heitsministeriums im 
Jahr 2006 gegründet).
www.tierschutzmacht

schule.at

„Vogel-Tankstellen“ und „Spatzen-
Wohnheime“ in den Gemeinden

Serie: Tierschutz in der GemeindeEinblicke

Politgebiete. Was
steckt dahinter?

Wie unterscheidet sich un-
sere Demokratie vom Sys -
tem der alten Germanen?
Müssen unsere Verwal-
tungsreformbemühungen
genauso vergeblich sein wie
der Kampf der Römer gegen
Asterix und das unbesiegba-
re gallische Dorf? Kann man
den staatlichen Bundesrat
mit der menschlichen Milz
vergleichen? Ist die Regulie-
rungssucht eine neurotische
Erkrankung? Sind politische
Debatten eine andere Form
von Wrestlingkämpfen? Ein
Verfassungs- und Politikex-
perte versucht in humorvol-
ler und auch für Laien ver-
ständlicher Sprache die
Grundlagen und Funktions-
weisen unseres politischen
Systems kritisch zu erör-
tern. Ein vergnüglicher und
doch auch lehrreicher Ein-
blick in die politische Wirk-
lichkeit. 

Das Buch
DDr. Karl Lengheimer,
„Politgebiete. Was steckt
dahinter? Einblick in die
politische Wirklichkeit“
Steinverlag 2012, 
288 Seiten 
ISBN 9783901392306 
Steinverlag, Oberer Markt
7, 3632 Bad Traunstein 
T: +43(0)664 13 003 31
Mail: office@steinverlag.at
Web: www.steinverlag.at

Wichtig ist, die Fütterung erst
bei Minusgraden und wenn
Schnee liegt zu beginnen.

Das Basteln der Vogelhäuschen und das Zubereiten der Fettblöcke
mit Sonnenblumenkernen eignet sich hervorragend, um die Kinder
und Jugendlichen in den Gemeinden für den Tierschutz zu gewinnen. 
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Tel.: 01/532 23 88 – 14
alexander.palaschke@ 

kommunal.at

Termine

Termine

3 Der Österreichische Wasser- und Abfallwirtschaftsver-
band (ÖWAV) veranstaltet am 14. Februar 2013 in Wien in
Zusammenarbeit mit der NH Niederhuber Hager Rechtsan-
wälte GmbH das Seminar „Kanäle, Rohre, Leitungen – Siche-
rung von Wege- und Leitungsrechten“.
Anmeldungen per Fax 01/532 07 47 oder 
E-Mail waschak@oewav.at oder www.oewav.at

3 Stone+tec Nürnberg 2013: Vom 29. Mai bis 1. Juni 2013
steht das Messezentrum Nürnberg wieder ganz im Zeichen
des Natursteins. Die Stone+tec, Internationale Fachmesse
für Naturstein und Natursteinbearbeitung, ist dann der
Treffpunkt für Aussteller und Besucher aus Europa und da-
rüber hinaus. 
www.stone-tec.com

Termine der Österreichischen Forschungsgesellschaft Stra-
ße – Schiene – Verkehr (FSV): 
3 Info-Nachmittag: „Leistungsbild Vermessungswesen und
Geoinformation“, am 17. 1. 2013, FSV, 1040 Wien, 
Karlsgasse 5
3 FSV Info-Nachmittag in Salzburg „Baustellenabsiche-
rung“ am 29. 1. 2012 im Crowne Plaza Hotel Salzburg,
5020 Salzburg, Rainerstraße 6–8
www.fsv.at

Vom 14. bis 15. Februar findet in Zwickau die IAKS-Fachta-
gung „Planung, Bau und Betrieb von Bädern“ statt. Das
zweitägige Seminar richtet sich an kommunale und privat-
wirtschaftliche Badbetreiber sowie an Architekten und In-
genieure. Es vermittelt Entscheidungshilfen für Konzeption,
Umsetzung und Management von Bäderprojekten und er-
öffnet neue Perspektiven für Energieeffizienz, technische
Ausstattung, Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen und Finan-
zierungsmodelle. Die Fachthemen werden attraktiv kombi-
niert mit einem anschaulichen Praxisbezug am Beispiel der
im Bau befindlichen Schwimmhalle Schedewitz. 
www.iaks.info

Vom 14. bis 15. März wird die „Lichtstadt“ Jena Austra-
gungsort der fünften Auflage des IAKS-Seminars „Kunst-
stoff- und Kunstrasenbeläge für Sport- und Freizeitanlagen“
sein. Das zweitägige kombinierte Fachseminar sowohl zu
Kunststoff- als auch zu Kunstrasenbelägen richtet sich an
Planer sowie an Bauherren in Kommunen und Sportverei-
nen. Es vermittelt Entscheidungshilfen für die Konzeption
und Umsetzung von Sportplatz- und Spielplatzprojekten. In
Theorie und Praxis werden Themen wie Qualitätsstandards,
Ausschreibung und Vergabe, Unterhalt und Pflege u. v. m.
diskutiert.
www.iaks.info

Planung, Bau und Betrieb von Bädern
14. – 15. Februar in Zwickau 

Am 4. März 2013 findet zwischen 11 und 13 Uhr im Fest-
saal des Francisco-Josephinum, Schloss Weinzierl im nie-

derösterreichischen Wieselburg der 25.
Österreichische Bürgermeistertag statt.
Nach Eröffnung und Begrüßung durch
Karl Gerstl, Bürgermeister von Wiesel-
burg, und Helmut Mödlhammer, Präsi-
dent des Österreichischen Gemeindebun-
des, wird Brigitte Lackner, Bürgermeiste-
rin der Gemeinde St. Ulrich am Pillersee
ein Referat zum Thema „Abwanderung
ist in unserer Gemeinde kein Thema“,
halten. Anschließend referiert der be-
kannte Genetiker und Buchautor Markus
Hengstschläger zum Thema „Talente för-
dern, die in uns allen schlummern“.
Anschließend wird Jakob Auer, Präsident

der Regionen Österreichs und Präsident das Bauernbundes,
die Tagung zusammenfassen und einen Ausblick geben.
Die Tagung steht unter der Leitung von Sixtus Lanner.
Mehr auf http://www.argelaendlicherraum.at

Der Zukunft auf der Spur
25. Österreichischer Bürgermeistertag, Wieselburg, 
4. März 2013

„Kunststoff- und Kunstrasenbeläge
für Sport- und Freizeitanlagen“
5. IAKS Seminar; 14. – 15. März in Jena 

Sixtus Lanner
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ÖSTERREICHS BANK FÜR INFRASTRUKTUR
INFRA BANKING EXPERTS
www.kommunalkredit.at

DAS TUT DIE KOMMUNALKREDIT
FÜR ÖSTERREICH. 
Infrastruktur ist die Basis für eine erfolgreiche Zukunft. Aus diesem Grund legt die Kommunalkredit 
ihren strategischen Fokus auf die Finanzierung von Infrastrukturprojekten, die einer breiten Öffent-
lichkeit zugänglich sind. Schulen, Kindergärten, Krankenhäuser, Energieversorgung, Anlagen 
der Wasserwirtschaft sowie der Ausbau des öffentlichen Nah- und Fernverkehrs sind für die Allge-
meinheit unerlässlich. Jeder hat einen Nutzen davon. Unser Know-how und unsere Erfahrung sind 
bedeutendes Kapital für Städte und Gemeinden, damit sie ihre Vorhaben erfolgreich umsetzen 
können. Investitionen in öffentliche Infrastruktur sind ein wichtiger Motor für eine nachhaltige 
wirtschaftliche Entwicklung und die Sicherung der Zukunft. 
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